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PARLAMENT Jean Asselborn erläutert Luxemburgs außenpolitische Prioritäten
Lucien Montebrusco
Außenminister Jean Assel-
born (LSAP) hat gestern im
Parlament die Leitlinien der lu-
xemburgischen Europa- und
Außenpolitik umrissen. Die Re-
aktionen und Bemerkungen der
Parlamentarier folgen heute.
Wie ein roter Faden hat sich die
Bedeutung der EU für Luxemburg
und dessen Außendarstellung
durch die fast zweistündige Rede
Asselborns gezogen. Insbesondere
bei der Bekämpfung der Covid-
19-Pandemie war die Zusammen-
arbeit in der EU von Erfolg
gekrönt. So lassen sich die Worte
von Luxemburgs Chefdiplomat
zusammenfassen. Die Covid-Kri-
se habe Schwächen freigelegt,
aber auch Stärken gezeigt. Darauf
müsse aufgebaut werden. Bei der
Impfstoffbesorgung habe man in
der EU auf eine gemeinsame Stra-
tegie gesetzt. Diese gemeinsame
Anschaffung sei eine Neuerung
für die Gemeinschaft gewesen. In
Rekordzeit sei es gelungen, aus-
reichend Vakzine einzukaufen.
Das selbstgesteckte Ziel, bis Som-
mer drei Viertel der Bürger zu
impfen, habe man zwar verpasst,
aber in den letzten Monaten habe
die Impfkampagne wieder an
Schwung gewonnen. „Die EU hat
geliefert“, so Asselborns Fazit. Die
Gemeinschaft produziere massiv
Impfstoff, verteile ihn in großen
Mengen in der ganzen Welt. Mehr
als eine Milliarde Dosen seien
in mehr als 50 Länder exportiert
worden. Weitere Impfdosen seien
im Rahmen der Covax-Initiative
der Weltgesundheitsorganisation
bereitgestellt worden.

Als weiteres positives Element
seiner EU-Bestandsaufnahme
nannte Asselborn die Ein-
führung des digitalen Covid-Pas-
ses, der den Bürgern das Reisen
erleichtern sollte. In Rekordzeit
avancierte dieser elektronische
Impfschein zum internationalen
Standard, dem sich andere Län-
der anschlossen.
Schengen-Raum fit machen

Schatten auf die Erfolgsgeschichte
EU warfen jedoch die Grenz-

schließungen während der An-
fangsmonate der Pandemie im
letzten Jahr, und das ausgerechnet
im 25. Gründungsjahr der Schen-
gener Abkommen. Das Recht auf
Freizügigkeit sei während der
Pandemie infrage gestellt worden,
so Asselborn. Und auch heute
noch gebe es Räume in der EU,
wo diese Bewegungsfreiheit der
Menschen nicht garantiert sei.
Dieses Grundrecht müsse wieder-
hergestellt werden. Schließungen
und Kontrollen sollten in Zukunft
eine begrenzte Ausnahme bleiben.

Der Schengen-Raum und der
EU-Binnenmarkt müssten nicht
nur wiederhergestellt, sondern
auch fit für die Zukunft gemacht
werden, forderte Asselborn. Ein
Schritt in diese Richtung könn-
te die Initiative Luxemburgs mit
fünf weiteren EU-Staaten sein,
grenzüberschreitende Gemein-
schaften in Zukunft besser zu
schützen. Europa wachse an den
Grenzen zusammen, formulierte
er es bildlich. Insbesondere die sa-
nitäre Krise habe gezeigt, wie eng
Luxemburg mit der Großregion
verbunden sei und welches Ent-
wicklungspotenzial in ihr stecke.

Die Pandemie ermöglichte auch
in einem anderen Bereich einen
zuvor kaum vorstellbaren Durch-
bruch: Bereits im März 2020 hatte
Luxemburg mit acht anderen
Staaten die Einführung von Coro-
na-Bonds vorgeschlagen, das heißt
die gemeinsame Aufnahme von
Mitteln, um sie einzelnen EU-Mit-
gliedern für ihre wirtschaftliche
„Relance“ bereitzustellen. Ende
2020 gelang der Durchbruch.
Daran hätten die wenigsten ge-
glaubt, so Asselborn, der diese
Entscheidung als einen Quanten-
sprung in der europäischen Politik
bezeichnete.

Energietransition
sozial abfedern

Der wirtschaftliche Wiederauf-
schwung müsse jedoch auch so-
zial fair und inklusiv sein. Dazu
müsse der soziale Pfeiler gestärkt
werden, betonte Asselborn. Das

soziale Regelwerk müsse aktuali-
siert, Mindeststandards eingeführt
werden. In diesem Zusammen-
hang sprach er ebenfalls die Dis-
kussion um die Sorgfaltspflicht
der Unternehmen bei der Wah-
rung der Menschenrechte bei
ihren Zulieferern an. Die EU habe
sich zu konkreten Vorschlägen
verpflichtet, nachdem Luxem-
burg darauf gedrängt habe. Man
erwarte einen europäischen Text
zur Lieferkettenproblematik. Falls
er jedoch nicht den Luxemburger
Wünschen entspreche, werde man
einen eigenen Weg gehen.

Sozial abgefedert werden müss-
te auch die Energietransition. Die
EU müsse eine führende Rolle
bei den Klimamaßnahmen über-
nehmen. Die rezenten Über-
schwemmungen und Brände
hätten gezeigt, dass man keine
Zeit mehr verlieren sollte. Um
einkommensschwache Haus-
halte zu stützen, schlägt die EU-
Kommission einen 72 Milliarden
Euro schweren Klima-Sozialfonds
vor. Das reicht Asselborn nicht.
Da müsse nachgebessert werden.
Ohne ausreichende Ausgleichs-
maßnahmen riskiere man sozia-
le Proteste, wie das Ausland vor
Augen geführt habe.

Während der Corona-Pande-
mie gerieten „unsere Werte“ wei-
ter unter Druck. Auch die EU als
Wertegemeinschaft blieb nicht
verschont. In einzelnen Ländern
stellte Asselborn Rückschritte
fest. Das sei ein Spiel mit dem
Feuer, das zu einer großen Krise
in EU führen könne. Auf die Ver-
stöße gegen die Rechtsstaatlich-
keit müsse auf finanzieller Ebene
reagiert werden. Wie könne man
Menschen erklären, dass aus-
gerechnet das Land, das die meis-
ten EU-Mittel bekommt, diese
Werte mit Füßen trete, so Assel-
born. „Der Dialog hat uns nicht
weitergeführt. Wir riskieren eine
Erosion unserer Werte.“ Man
werde nicht zuschauen, wie die
Unabhängigkeit der Justiz infrage
gestellt werde. Millionen Men-
schen lehnten den Illiberalismus à
la Orban ab.

Am 14. Oktober wurde Luxem-
burg in den Menschenrechtsrat



der UNO gewählt. Zu Luxem-
burgs Prioritäten in diesem Gre-
mium nannte Asselborn die
Rechtsstaatlichkeit, den Klima-
wandel, der auch die Menschen-
rechte gefährde, den Kampf für
Frauenrechte und gegen die Dis-
kriminierung der LGBTQ+, den
Einsatz für die Kinderrechte.

Luxemburg steht
für Solidarität ein

In der EU will Luxemburg weiter-
hin für Solidarität mit jenen ein-
stehen, die ihre Heimat verlassen
mussten. Man müsse Mitglied der
Genfer Konvention sein, um EU-
Mitglied zu werden, so Asselborn.
„Viele scheinen das vergessen
zu haben.“ Zwar nehme der
Migrationsdruck auf die EU er-
neut zu, doch die Zahlen würden
heute weit unter jenen aus dem
Jahr 2015 liegen. Die EU brauche
klare Regeln, um die Migration zu
verwalten. Doch diesbezügliche
Diskussionen kämen nicht voran.
Statt eines Gesamtpakets an Maß-
nahmen befürworte er einzelne
konkrete Schritte, wie etwa die re-
zente Schaffung einer Asyl-Agen-
tur. Diese soll die Mitgliedsländer
bei der Bearbeitung von Asyl-
anträgen unterstützen.

In Sachen Aufnahme von
Flüchtlingen ging Asselborn ins-
besondere auf die Problematik
Afghanistan ein. Seit der Macht-
übernahme durch die Taliban
sei es schwer geworden, Infor-
mationen zu den einzelnen Asyl-
anträgen zu bekommen. Was
die Bearbeitung der Dossiers er-

schwere. Klar sei jedoch, dass je-
mand, der offensichtlich Schutz
benötige, diesen auch bekommen
würde. Bei Personen, die bereits
in einem anderen EU-Land einen
Antrag gestellt hatten oder bereits
eine Zusage erhielten, müssten
die EU-Regeln angewandt wer-
den. Laufe ein Antragsteller Ge-
fahr, einen negativen Bescheid
zu bekommen, werde die Ent-
scheidung hinausgezögert. Als ein-
ziges EU-Land habe Luxemburg
niemanden zurückgeschickt, mit
Ausnahme einer Person, die sich
„radikalisiert“ habe.

Asselborn sprach sich prinzi-
piell für eine Erweiterung der EU
auf die Balkanländer aus. Doch
die Kandidaten würden selbst
ihre Zeitagenda bestimmen. Die
Beitrittsregeln für den „Club“
seien bekannt. So müssten etwa
die sogenannten EU-Errungen-
schaften umgesetzt werden.
Doch Fortschritte, insbesondere
bei den demokratischen Rech-
ten seien nicht so schnell erzielt
worden, wie man es sich erhofft
habe. Auch die Türkei bleibe für
die EU ein wichtiges Land. Doch
auch hier seien Menschenrechte
und Rechtsstaatlichkeit nicht ver-
handelbar, betonte Asselborn. So
lehne Luxemburg eine Zollunion
und die Visafreiheit mit der Türkei
ab, solange diese Fragen nicht ge-
klärt seien.
Wunsch einer gemeinsamen
Verteidigungspolitik

Nichts übrig hatte Asselborn auch
für Weißrusslands Alexander Lu-
kaschenko und dessen „Dikta-
tur in voller Blüte“. Der Mann

habe sich bei der Affäre um die
zur Landung gezwungene Ryan-
air-Maschine zur Verhaftung des
Bloggers Roman Protassewitsch
wie ein Räuber benommen. Nun
instrumentalisiere er Flüchtlinge,
um die EU in Bedrängnis zu brin-
gen. Nicht verbessert habe sich
die Lage in der Ukraine. Und dass
Russland und die EU sich aus-
einanderlebten, bedauerte Assel-
born. Das sei schlecht.

Für die EU wünscht sich Assel-
born eine gemeinsame Ver-
teidigungspolitik. Die NATO
bleibe zwar der Grundpfeiler der
kollektiven Verteidigung, aber sie
sei nun mal eine regionale Ver-
teidigungsallianz. Sie verfüge über
weniger Instrumente, um inter-
national zu agieren, als die EU.
Doch alles, was die EU im Bereich
Verteidigung unternehme, sei kom-
plementär zur NATO. Europäische
Verteidigung bedeute auch europä-
isch einkaufen und Ausrüstungen
gemeinsam entwickeln.

Zur Nahost-Problematik sagte
Asselborn, dass Israël die Zwei-
staatenlösung systematisch unter-
grabe. Doch auch die Palästinenser
müssten für Ordnung im eigenen
Haus sorgen. Die EU müsse den
Friedensprozess im Nahen Osten
erneut prioritär behandeln. „Wir
sind Freunde von Israël und von
Palästina“, so der Außenminister.

Zu den konkreten An-
kündigungen in der außen-
politischen Erklärung gehörten
die Eröffnung einer Botschaft in
Irland und die Beteiligung an der
Weltausstellung 2025 in Osaka in
Japan.



Minister Asselborn gibt außenpolitische Erklärung im Parlament ab
Luxemburg. Chefdiplomat Jean As-
selborn (LSAP) zeichnete bei sei-
ner außenpolitischen Erklärung
vor dem Parlament gestern ein
eher düsteres Bild der Welt. Die
Pandemie habe der internationa-
len Staatengemeinschaft in den
vergangenen zwölf Monaten wei-
ter zugesetzt. Die Situation habe
sich in vielen Ländern verschlech-
tert, erklärte Asselborn.

Seine Rede geriet ihm hingegen
zu einem flammenden Plädoyer für
Europa. Zwar laufe auch in der EU
längst nicht alles rund. Doch die
Union habe in der Pandemie da-
zugelernt. Den europäischen Wie-
deraufbaufonds bezeichnete er
beispielsweise als „Quanten-
sprung der europäischen Integra-
tionsgeschichte“. DS



Chefdiplomat Jean Asselborn zeichnet in seiner
außenpolitischen Erklärung ein eher düsteres Bild der Welt

Von Dani Schumacher
Sie ist fester Bestandteil der par-
lamentarischen Agenda. Und wie
im vergangenen Jahr zog sich die
Pandemie auch diesmal wie ein ro-
ter Faden durch die außenpoliti-
sche Erklärung von Jean Assel-
born (LSAP). Die Corona-Pande-
mie habe auch die internationale
Diplomatie beeinflusst und vor
neue Herausforderungen gestellt,
so der Außenminister gestern
gleich zu Beginn seiner fast zwei-
stündigen Rede im Parlament.

Als Beispiel nannte er das
Schengen-Abkommen, das vor al-
lem zu Beginn der Pandemie im-
mer wieder ausgehebelt wurde.
Einschränkungen der Personen-
freizügigkeit müssten auch in Kri-
sensituationen die Ausnahme blei-
ben, forderte Asselborn. Zu den ne-
gativen Folgen rechnet er zudem,
dass die Rechtsstaatlichkeit im
Windschatten der Pandemie in ei-
nigen europäischen Ländern er-
heblichen Schaden genommen hat.

Der Außenminister machte aber
auch einige positive Entwicklun-
gen aus, wie den europäischen
Wiederaufbaufonds, der einen ge-
meinsamen Ausweg aus der Krise
ermöglicht. Er sprach diesbezüg-
lich von einem „Quantensprung
der europäischen Integrationsge-
schichte“. Die gemeinsame Impf-
strategie samt dem in allen EU-
Ländern anerkannten Impfzertifi-
kat wertete er ebenfalls als Erfolg.

Allerdings gebe es immer noch
Ungleichheiten bei der Verteilung
der Vakzine. Während in der
Union längst genügend Impfdosen
zur Verfügung stünden, sehe die
Lage in vielen Ländern der Welt,
vor allem in den Entwicklungslän-
dern, trotz der europäischen
Unterstützung nach wie vor sehr
schlecht aus, so der Chefdiplomat.
Asselborn verwies in dem Kon-
text auf den luxemburgischen Bei-
trag zur Covax-Kampagne. Allein
400 000 Dosen wurden für die
Zielländer der nationalen Koope-
rationspolitik zur Verfügung ge-
stellt.

Der Minister ging in seiner Re-
de auch auf die erforderlichen An-
passungen bei den andelsbezie-
hungen ein. Europa müsse bei
wichtigen Gütern autonomer wer-
den: „Wir müssen die Abhängig-

keit von strategisch wichtigen Pro-
dukten aus dem Ausland so gering
wie möglich halten, ohne dabei in
Protektionismus zu verfallen." Es
sei wichtig, die richtige Balance
zwischen der wirtschaftlichen Un-
abhängigkeit und „unfairen Han-
delspraktiken" zu finden.

Nachhaltiger Handel
Die Handelsbeziehungen und die
entsprechenden Verträge müssen
Asselborn zufolge zudem nachhal-
tiger, sprich klima- und umwelt-
freundlicher gestaltet werden. Es
müsse zudem mehr Wert auf die
Menschenrechte gelegt werden.
Lieferkettengesetze müssten bei-
spielsweise zum europäischen
Standard werden. Da die Folgen
des Klimawandels nicht an den
Grenzen der einzelnen Länder halt
mache, müsse man globale Lösun-
gen finden: „Europa muss eine füh-
rende Rolle beim Klima- und beim
Umweltschutz übernehmen", for-
derte Asselborn. Der Green Deal
sei ein Schritt in die richtige Rich-
tung, nun gelte es aber, die Maß-
nahmen auch umzusetzen.

Allerdings müssten mögliche
negative Folgen, mit denen die
Bürger durch die grüne Transition
konfrontiert werden, unbedingt
aufgefangen werden: „Die Transi-
tion wird ihren Preis haben, des-
halb brauchen wir soziale Kom-
pensationen ... niemand darf zu-
rückgelassen werden", so der Mi-
nister mit Nachdruck. Mit dem
Verweis auf die COP26 in Glas-
gow forderte er aber auch inter-
nationale Solidarität ein, um den
Ländern, die heute schon am meis-
ten unter dem Klimawandel zu lei-
den haben, unter die Arme zu grei-
fen.

Im UN -Menschenrechtsrat, dem
Luxemburg seit dem 14. Oktober
angehört, werde man sich denn
auch intensiv für mehr Klima-
schutz einsetzen, aber nicht nur.
Weitere Ziele sind der Schutz der
Rechtsstaatlichkeit sowie der
Frauen- und Kinderrechte, beton-
te der Chefdiplomat.

Blockade bei der Migrationspolitik

Wie zu erwarten nahm das The-
ma Immigration einen breiten
Raum in Asselborns Rede ein: „Die
Pandemie hat zu einer neuen Angst

vor dem Fremden geführt, da-
durch ist die Debatte über die Mi-
gration noch härter geworden.“
Dass in Europa bei der Suche nach
einer gemeinsamen Immigrations-
politik seit Jahren nahezu Still-
stand herrscht, hält Asselborn für
inakzeptabel und fordert mehr So-
lidarität: „Auch eine Art chinesi-
sche Mauer in Europa würde die
Menschen, die vor Elend und Krieg
aus ihrer eimat flüchten müssen,
nicht aufhalten.“

Das Debakel in Afghanistan ha-
be die Situation weiter verschärft.
In dem Zusammenhang strich der
Außenminister erneut das Enga-
gement des Großherzogtums her-
vor, sei es bei der Rettungsaktion
im Sommer oder danach bei der
Aufnahme von afghanischen
Flüchtlingen. Seit der Machtüber-
nahme der Taliban gestaltet sich
die Überprüfung der Asylanträge
äußerst schwierig. Deshalb halte
man Anträge von Personen aus Af-
ghanistan, die nur geringe Chan-
cen auf das Flüchtlingsstatut ha-
ben, vorerst in der Schwebe, bis zu-
sätzliche Informationen vorliegen
würden. Abgelehnte Asylbewer-
ber würden schon seit einigen Jah-
ren nicht mehr nach Afghanistan
zurückgeschickt, betonte Assel-
born weiter. Zwischen Mitte Au-
gust und Ende Oktober wurden 54
Afghanen als Flüchtling an-
erkannt.

Eine multipolare Weltordnung

Das Beispiel Afghanistan zeigt aber
auch, dass nicht nur die Pandemie
die internationale Staatengemein-
schaft in den vergangenen zwölf
Monaten stark verändert hat. Das
Machtgefüge zwischen den Staa-

ten habe sich verlagert, so Assel-
born. Er sprach diesbezüglich von
einer Rückkehr in eine „multipola-
re Welt". Um nicht zwischen
Mächten wie China, Russland und
den USA zerrieben zu werden,
brauche es mehr Europa, und nicht
weniger. Auch bei der Sicherheits-
politik dürfe die Union nicht „bei
jeder Krise ängstlich auf die USA
oder die NATO schielen". Die EU
müsse in Sicherheits- und Vertei-
digungsfragen auf eigenen Füßen
stehen. Die Union müsse insge-
samt handlungsfähiger werden, da-
mit sie ernst genommen werde und

mitreden könne. Nur so könne die
EU in der multipolaren Welt be-
stehen: „Wir brauchen ein Europa,
das an sich selbst glaubt.“

In Bezug auf die USA zeigte sich
Asselborn erleichtert, dass es nach
dem Amtsantritt von Präsident Bi-
den wieder zu einer Normalisie-
rung der Beziehungen gekommen
ist. Das Vertrauen zwischen der
EU und Russland sei hingegen wei-
terhin ausbaufähig, bedauerte er.
Auch das Verhältnis zu China ge-
stalte sich recht schwierig. China
sei sowohl ein Partner der EU als
auch ein Konkurrent. Asselborn
prangerte einmal mehr die Men-
schenrechtsverletzungen in China
an, die bei den Verhandlungen
nicht einfach ignoriert werden
dürften.

Auch wenn in Europa zurzeit
nicht alles rund laufe, so habe die
Union für die Beitrittskandidaten
indes nichts von ihrer Attraktivi-
tät verloren, erklärte Minister As-
selborn weiter. Allerdings müss-
ten sie den europäischen Werte-
kanon respektieren. Länder wie
beispielsweise die Balkan-Staaten
hätten es daher selbst in der and,
wann sie in die Union aufgenom-
men werden. Die Reformen wür-
den aber leider nicht so schnell
umgesetzt, wie man sich dies er-
hofft habe. Was die Türkei anbe-
langt, zeigte sich Asselborn pessi-
mistisch. Die Situation bei den
Menschenrechten und der Rechts-
staatlichkeit lasse immer mehr zu
wünschen übrig.

Zum selben Schluss kam er auch
hinsichtlich der Lage in Belarus.
Präsident Lukaschenko benehme
sich wie ein „Räuber“ und instru-
mentalisiere Flüchtlinge, die ihre
Heimat verlassen mussten, um die
EU zu erpressen. Die push backs,
an den europäischen Außengren-
zen verurteilte er ebenfalls scharf.

Was die „traditionellen“ Krisen-
herde in der Welt anbelangt, zeig-
te sich der Außenminister eher
pessimistisch. Vor allem in Afrika
seien Putsche und Menschen-
rechtsverletzung leider immer
noch an der Tagesordnung. Be-
sonders in thiopien habe sich die
Lage in den vergangenen Tagen
noch einmal zugespitzt.



Jean Asselborn erklärte sich zu seiner Außenpolitik. Über sie gibt es wenig Differenzen
Peter Feist
Vielleicht lag es an Corona, dass es nur wenig Mei-
nungsverschiedenheiten gab, als das Parlament am
Mittwoch über die Außenpolitik debattierte. Am Tag
zuvor hatte auch Minister Jean Asselborn (LSAP) am
Schluss seiner außenpolitischen Erklärung festge-
stellt: „Es war eine schwere Zeit, aber langsam sehen
wir Licht am Ende des Tunnels. Diese Rede konnte
wieder in der Kammer gehalten werden, das ist ein

Zeichen dafür, dass es besser geht."
Aber weshalb hätte es abgesehen davon große Di-

vergenzen geben sollen? Jean Asselborn ist auch
Minister für europäische Angelegenheiten. Weil
Luxemburg mit seiner Exportwirtschaft und seinem
Finanzplatz ohne die EU und ihren Binnenmarkt
kaum überlebensfähig wäre, gleichen Asselborns all-
jährliche Erklärungen zur Außenpolitik immer auch
ein wenig denen eines EU -Außenministers. Falls die
EU einen hätte und 'außenpolitisch mit einer Stim-
me sprechen würde.

Jean Asselborns Europäische Union ist gut. Sie muss

„an sich glauben", muss „Mitgefühl zeigen` und „mu-
tig" sein. Denn die Welt ist „multipolar" geworden.
In dieser Konstellation müsse die EU ihre Position
stärken. Daraus folge: „Mehr Europa", um „unsere
Werte von Solidarität, Menschenrechten und Rechts-
staatlichkeit zu verteidigen`.

Der außenpolitische Sprecher der CSV-Fraktion,

Claude Wiseler, hielt Asselborn am Mittwoch vor,
die Außenpolitik der Regierung sei nicht „kohä-

rent" genug. Staatsmännisch im Auftreten und mit
wohlgesetzen Worten fragte der CSV-Parteivorsit-
zende nach den Prioritäten, den außenpolitischen
Interessen Luxemburgs und wer die Alliierten des

Großherzogtums zu welchen Themen seien. Und
erinnerte daran, dass im Koalitionsvertrag der DP-
LSAP-Grüne-Regierung steht, eine „Matrix" werde
ausgearbeitet, der solche Prioritäten zu entnehmen
wären. Noch aber gebe es die Matrix nicht, sie wer-
de lediglich „immer wieder versprochen. In anderen
Ländern, meinte Claude Wiseler, würden die Prin-
zipien der Außenpolitik mitgeteilt, so dass darüber
diskutiert werden könne. In Luxemburg dagegen

agiere Jean Asselborn „wie ein freischaffender Künst-
ler" und in seinen alljährlichen Erklärungen nehme
er das Kammerplenum auf eine kleine Weltreise mit.

Aber hätte die CSV dazu tatsächlich einen anderen
Ansatz, einen „Plan`? Auch CSV-geführte Regierun-
gen hatten Wert darauf gelegt, die reiche Finanzoase

Luxemburg als zugleich verantwortungsbewusst und

großzügig zu positionieren. Jean Asselborn sorgt für

genau das, und er begann damit 2004 nach dem Ende
der CSV-DP-Koalition.
Außenpolitische Prioritäten, die Luxemburg sehr
wohl hat, kamen in seiner achtzigminütigen Er-
klärung vor: Etwa, das Großherzogtum in multila-
teralen Organisationen zu verankern. Im Büro des
Minister -Gremiums des Rates der OECD ist das
seit diesem Jahr der Fall. „Wir konnten in diesem
wichtigen Gremium dazu beitragen, dass die grü-
ne Transition, der digitale Umbau und unsere ge-
meinsamen Werte den Stellenwert bekommen, der
ihnen zusteht", bilanzierte der Außenminister. Auch
habe Luxemburg sich für ein „verantwortungsvolle-
res Handeln der Unternehmen in ihren weltweiten
Lieferketten eingesetzt" Der OECD spiele dabei
eine Schlüsselrolle. Die EU -Kommission sei dabei,

eine EU -Lieferketten -Gesetzgebung zu entwerfen.
Dadurch sollen Menschen- und Sozialrechte bei in-
ternationalen Zulieferern geschützt werden. Gebe es
keine Einigung darüber, werde Luxemburg sich ein

nationales Gesetz geben. - Wer keine außenpoliti-
schen Prioritäten hat, würde nicht so sprechen.

Ein anderer großer Moment für die Positionierung
Luxemburgs war am 14. Oktober die Wahl in den
UN-Menschenrechtsratsrat für die beiden Jahre
2022 und 2023. Nach der Mitgliedschaft im UN-Si-
cherheitsrat 2013 und 2014 ist das die zweite inner-
halb kurzer Zeit in einem wichtigen UN-Gremium.
Schwerpunkte Luxemburgs im Menschenrechtsrat,

so der Außenminister, seien der Einsatz für Rechts-
staatlichkeit; der Kampf gegen den Klimawandel, da
dieser sich negativ auf Menschenrechte auswirke,

sowie der Einsatz für die Rechte von Frauen, Kin-

dern und LGBTIQ-Personen. Und wer es noch nicht
wusste, erfuhr am Dienstag, dass die Luxemburger

Außenpolitik „feministisch ist. „Systematisch und
kohärent setzen wir uns für die Rechte von Frauen
und Mädchen, ihre sexuelle und reproduktive Ge-
sundheit und ihre uneingeschränkte körperliche
und geistige Freiheit ein", berichtete Jean Asselborn.
Nur Schweden, Kanada, Frankreich, Spanien und
Mexiko behaupteten dies von sich ebenfalls.
Ms Handlungsreisender für einen solchen Werte-
katalog ist der 72 -jährige Jean Asselborn mit seinen

nun fast 18 Jahren. Erfahrung als Außenminister sehr
wertvoll. Asselborn, der gute Mann aus Steinfort, ist
zu einem Wert an sich geworden. Seine Popularität

zu stärken, indem er in deutschen TV-Talkshows
auftritt, hat er nicht mehr nötig. Auch gab es in letz-
ter Zeit kein größeres diplomatisches Fiasko wie vor
sieben Jahren die Luxleaks-Affäre. Heute äußert der
Außenminister sich in den internationalen Medien



vor allem als Europa- und Immigrationsminister.

Hätte die CSV dazu
tatsächlich einen
anderen Ansatz, einen

„Plan"?
Dann beklagt er die mangelnde Solidarität unter den
EU -Staaten, weil Flüchtlingsquoten seit dem Brexit-
Votum 2016 politisch unerreichbar sind. Und es wo-
möglich noch lange bleiben werden.

Interessant an den Erklärungen des Ministers ist
stets auch, was er nicht sagt oder wozu er sich aus-
gesprochen zurückhält. über die Beziehungen zu
den USA, China und Russland etwa sprach Jean As-

selborn in seiner Erklärung vor allem aus einer EU -
Perspektive, eine klar Luxemburger war selten zu

erkennen. Das ist bemerkenswert, wenn man etwa
bedenkt, dass der von US-Präsident Joe Biden für
den Botschafterposten in Luxemburg nominierte
Tom Barrett vergangene Woche in der ersten An-
hörung zu der Kandidatur im außenpolitschen Aus-
schuss des US-Senats erklärte, als Botschafter werde
er

• darauf Acht geben, ob die Wirtschaftsverbin-
dungen Luxemburgs mit China zu Weltraum- und
Infrastrukturprojekten ein Risiko für Geldwäsche
bergen (d'Land, 5.11.2021).

Aber zu Themen von solcher Tragweite äußert der
Luxemburger Diplomatiechef sich öffentlich erst,
wenn es sein muss. Bis dahin spricht er von Partner-

schaftlichkeit mit China, wenngleich China »unsere
Werte zum großen Teil nicht teilt". Luxemburg werde
sich weiterhin für den Respekt der Menschenrechte
einsetzen. Was eines der „schwierigeren Themen`
sei. In der Debatte zur Außenpolitik bekannte Jean
Asselborn am Mittwoch, die sieben in Luxemburg
präsenten chinesischen Banken seien einflussreich.
Das 2018 mit China abgeschlossene Memorandum of
Understandingüber eine Teilnahme des Großherzog-
tums an der Initiative „One Belt, One Road" bleibt
unter vetraulichem Verschluss, auch wenn Claude
Wiseler es gern lesen möchte: Es stehe aber nichts
juristisch Verbindliches darin, beruhigte Jean Assel-
born ihn wie schon vor einem Jahr.

Außenpolitik ist in Luxemburg immer auch Außen-
handels- und Wirtschaftspolitik. „Unser diplomati-
sches Netzwerk in Asien hilft unseren Unternehmen,
auf diesen Märkten engere Kontakte zu knüpfen."

Die Verbindungen zwischen Europa und Asien wür-
den immer wichtiger. „Permanent" sei die Suche
nach „neuen Opportunitäten für unsere Unterneh-
men in aufstrebenden Märkten, etwa in den Asean-
Ländern" (dazu zählen unter anderem Indonesien,

Vietnam, Thailand oder die Philippinen).

Die. Koalitionspartner zollten dem Außenminister
in der Debatte Anerkennung, waren keine Besser-

wisser, sondern führten eher die von Jean Asselborn
angestoßene Weltreise noch ein wenig fort. Der
DP-Abgeordnete Gusty Graas sorgte sich um den
wachsenden Einfluss Chinas in Europa: Im EU -

Staat Kroatien baue China Autobahnen. Die Grüne

Stéphanie Empain, Vorsitzende des Verteidigungs-
ausschusses, sinnierte darüber, ob die Entwicklung
der Beziehungen zwischen Staaten vergleichbar sei

mit der zwischen Menschen. '

Der LSAP-Abgeordnete Yves Cruchten streute

Jean Asselborn Blumen: „Im Ausland werde ich
oft auf Sie angesprochen und höre quasi nur Lob."
Und sofern Cruchten sich nicht irrt, ist sein. Par-
teikollege nicht nui der dienstälteste Außenmi-
nister eines EU -Landes, sondern „unter den Top
drei" der am längsten amtierenden Außenminister
der Welt. Solche Worte aus dem Mund des LSAP-
Parteipräsidenten sind vielleicht nicht nur etwas

überzogener Korpsgeist, sondern auch Ausdruck
davon, wie sehr die LSAP Asselborn noch braucht.
Seit ihr Vizepremier Dan Kersch erklärt hat, nach
den Wahlen 2023 nicht mehr für ein Ministeramt
zur Verfügung zu stehen, und Romain Schneider
eine erneute Kandidatur zu den Wahlen ausge-
schlossen hat, sind erfahrene Köpfe knapp. Der
nach Gesundheitsministerin Paulette Lenert zweit-

beliebteste Politiker Asselborn dagegen hat wissen
lassen, er trete zu den Wahlen an und könne sich
vorstellen, Minister zu bleiben.

Sogar der ADR-Abgeordnete und Ex -Diplomat
Fernand Kartheiser ritt keine Tiraden gegen seinen
früheren Chef, sondern suchte nur nach ein paar
Haaren in dessen Suppe: Wer in Lieferketten Men-
schenrechte stärken wolle, dürfe Elektroautos erst

dann subventionieren, wenn Kobalt für die Batterien
nicht mehr von Kinderarbeitern gefördert wird. Und
wenn der Gesetzentwurf der Justizministerin über
die Abstammung von Kindern die Leihmutterschaft
nicht generell verbiete, könnten Frauen aus Drittwelt -
Ländern als „Gebärmaschinen ausgebeutet werden.
Dass die ADR gegen „mehr Europa" ist und die Posi-
tion Polens zur Deutungshoheit des EU -Gerichtshofs
verstehen kann, machte Kartheiser aber klar.

Was dieses Thema betrifft, verzichtete der Außen-
minister auf diplomatische Zurückhaltung und
fand, wer die Werte der EU „mit Füßen tritt", müsse
bei finanziellen Zuwendungen aus EU -Töpfen der
„Konditionalität" unterworfen werden. „Millionen

Menschen, und insbesondere jene, die ins 22. Jahr-
hundert hineinwachsen, wollen keinen Illiberalis-
mus ä la Orban "

Noch persönlicher äußerte Jean Asselborn sich nur



noch über den Präsidenten von Belarus: Der sei „ein
Räuber, der Flüchtlinge benutzt, um die EU zu er-

pressen." Die Luxemburger Flüchtlingspolitik malte
der Außen- und Immigrationsminister als die viel-
leicht großzügigste der EU aus, jedenfalls gegenüber
Asylsuchenden aus Afghanistan: Kein anderes EU -
Land verzichte seit 2015 darauf, Afghan/innen, deren
Asylantrag abgelehnt wurde, abzuschieben. •



Regierung empfiehlt Booster -Impfung für alle ab 18 Jahre

Nachdem der Conseil supérieur des
maladies infectieuses (CSMI) be-
reits am B. November grünes Licht
für eine Booster-Impfung für alle
Personen ab 65 Jahre und für Mit-
arbeiter des Gesundheitssektors
gegeben hatte, hat sich die Regie-
rung nun entschieden, die dritte
Impfung für alle Menschen ab 18
Jahre freizugeben. Voraussetzung
ist, dass die zweite Dosis mit einem
mRNA-Impfstoff mindestens sechs
Monate zurückliegt, bei einer Imp-
fung mit dem Vakzin von John-
son&Johnson muss eine Frist von
einem Monat eingehalten werden.

Wie Premier Xavier Bettel (DP)
und Gesundheitsministerin Paulet-
te Lenert (LSAP) gestern beim
Pressebriefing erklärten, werden
die ersten 40 000 persönlichen
Einladungen bereits am Montag
verschickt. Die Prozedur ist die
gleiche wie bei der Erstimpfung.
Mit dem Zugangscode, den man
per Post erhält, kann man einen
Termin in einem der drei Impf-
zentren (Limpertsberg, Esch-Bel-
val, Ettelbrück) vereinbaren, man
kann aber auch unangemeldet dort
vorstellig werden, allerdings muss
man dann u.U. Wartezeiten in Kauf
nehmen. Man kann die Auffri-
schungsimpfung aber auch vom
Hausarzt vornehmen lassen oder
zum Impfbus gehen.

Der Zugangscode ist übrigens
unbegrenzt gültig. Für Jugendli-
che zwischen zwölf und 18 Jahren
ist eine Booster-Impfung derzeit
nicht möglich, weil die europäi-
sche Medikamentenagentur EMA
sie für diese Alterskategorie noch
nicht zugelassen hat. Bettel und Le-
nert richteten einen dringenden
Appell an die Bevölkerung von
dem neuen Angebot, Gebrauch zu
machen. Der Impfschutz lasse mit
der Zeit nach, daher sei eine Auf-
frischung besonders wichtig, zum

eigenen Schutz, aber auch aus So-
lidarität zu den Mitmenschen und
zum Personal in den Krankenhäu-
sern.

Impfquote bei 65 Prozent

Selbstschutz und Solidarität sind
genau die Argumente, die ganz ge-
nerell für die Impfung gelten, so
die beiden Regierungsmitglieder
mit Nachdruck. Bislang sind in Lu-
xemburg lediglich 65,6 Prozent der
Gesamtbevölkerung immunisiert,
in der Alterskategorie ab zwölf Jah-
ren sind es 76,6 Prozent. Von den
über 60-Jährigen, deren Risiko für
einen schweren Krankheitsverlauf
deutlich höher liegt, sind immer
noch 15 Prozent nicht geimpft.

Der Erfolg des Boosters hält sich
ebenfalls in Grenzen. Abgesehen
von den Bewohnern der Alters-
und Pflegeheime haben nur 65 Pro-
zent der Personen, die bislang in-
frage kamen, die Offerte angenom-
men. Bei der Zusatzimpfung bei
einer Erstimpfung mit dem John-
son-Vakzin sind es nur 42 Pro-
zent.

Es bleibt also noch viel Luft nach
oben. Deshalb wird die Regierung
ab dem 6. Dezember eine „Impf-
woche" organisieren. Die mobilen
Impfteams werden dann beispiels-
weise in den Einkaufszentren oder
bei größeren Veranstaltungen Prä-
senz zeigen. Die Details werden in
den nächsten Tagen bekannt ge-
geben.

Impfen in der Groussgaass

Wer will, kann sich ab heute auch
in dem neuen lokalen Impfzen-
trum in der Grand-Rue (Nummer
70) in der Hauptstadt unkompli-
ziert impfen lassen, im gleichen
Lokal, wo heute schon die zertifi-
zierte Schnelltests durchgeführt-
werden. Das Zentrum hat täglich
zwischen 11 und 18 Uhr geöffnet,
voraussichtlich bis zum 31. De-

zember. Demnächst soll es auch
möglich sein, sich in einer Apo-
theke impfen zu lassen. Der ent-
sprechende Gesetzentwurf befin-
det sich auf dem Instanzenweg.

Die Regierung hofft, mit all die-
sen Aktionen, Menschen, die noch
zögern, doch noch von der Bedeu-
tung der Immunisierung zu über-
zeugen und so die Impfquote zu
steigern. Zusätzlichen Druck auf
Ungeimpfte will sie vorerst nicht
ausüben, mit Betonung auf vor-
erst. Sollten die Infektionszahlen
wie beispielsweise in Deutschland
oder in Osterreich weiter steigen,
werde man die Maßnahmen ver-
schärfen müssen, warnten die bei-
den Minister. Das aktuelle Covid-
Gesetz läuft am 18. Dezember aus
und muss bis dahin überarbeitet
werden. Sollte das Infektionsge-
schehen dynamischer werden,
könnten noch vor diesem Stich-
datum Anpassungen vorgenom-
men werden. Welche Regeln dann
gelten könnten, darauf wollte sich
gestern weder der Premier noch
die Gesundheitsministerin festle-
gen. Nur so viel: Man wolle nichts
ausschließen.

Wichtigstes Kriterium, ob und
wann es zu strengeren Maßnah-
men kommt, bleibt die Auslastung
der Krankenhäuser: „Stand ges-
tern lagen neun Patienten auf der
Intensivstation, die meisten sind
nicht geimpft."

• Stand gestern• lagen neun
Patienten auf der
Intensivstation, die
meisten sind nicht
geimpft.
Premierminister Xavier Bettel



Bettel bezieht Stellung
zum Plagiatsvorwurf
Bei seinem ersten öffentlichen Auf-
tritt nach dem ekanntwerden der
Plagiatsaffäre erklärte Premier Bet-
tel gestern erneut, er habe damals
nach bestem Wissen und Gewissen
gehandelt. Er sei sich aber bereits
damals klar darüber gewesen, dass
„die Arbeit nicht gut' war. Es sei in

der Tat „keine Glanzleistung" gewe-
sen. Er habe allerdings nicht „ge-
trickst oder gefuddelt" sondern in
Absprache mit seinem Professor
gehandelt. Es tue ihm leid, wenn
die Glaubwürdigkeit der Politik
durch sein Handeln Schaden ge-
nommen habe. Eine wirkliche Ent-
schuldigung sprach Bettel trotz
mehrfacher Nachfrage auch gestern
nicht aus. Er werde erst die Stel

-

lungnahme der Universität abwar-
ten. Ende Oktober hatte das Online -
Magazin Reporter herausgefunden,
dass Premier Bettel als Student der
Universität Nancy 1999 bei seiner
Abschlussarbeit (Diplôme d'Études
Approfondies) ganze Passagen ko-
piert hatte, ohne die Quellen anzu-
geben.





NACHHALTIGKEIT Luxemburg und vier andere EU-Staaten geben Erklärung ab

In der Europäischen Union
ist ein Streit darüber ent-
brannt, ob im Kampf gegen
den Klimawandel Atom-
energie als „grüne" Energie-
form anerkannt und die so-
genannte „Taxonomie" der EU
entsprechend angepasst wer-
den soll. Luxemburg und an-
dere EU-Staaten wehren sich
dagegen.

In einer gemeinsamen Erklärung
haben sich gestern am Rande der
Weltklimakonferenz in Glasgow
die Umwelt- und Klimaminister
aus fünf EU-Staaten, darunter Lu-
xemburg, „für eine nuklear-freie
EU -Taxonomie" ausgesprochen.
Die EU-Taxonomie ist ein techni-
sches Dokument, das Investoren
Aufschluss darüber gibt, welche
wirtschaftlichen Tätigkeiten als
umweltfreundlich und nachhaltig
eingestuft werden und folglich als
für „grüne Investitionen" tauglich
erachtet werden können.

Vor dem Hintergrund der ein-
setzenden Abkehr von fossilen
Brennstoffen und der Suche nach
Energieträgern, die keinen schädi-
genden Einfluss auf das Weltklima
haben, wollen acht EU-Staaten,
allen voran Frankreich, Tsche-
chien, Ungarn und Polen, durch-
setzen, dass Investitionen in
Atomenergie als „grün“ deklariert
werden. Den sehr auf die noch
schmutzigere Kohle angewiesenen
osteuropäischen EU-Staaten ist es
zudem daran gelegen, dass auch
das etwas sauberere Erdgas in

die EU-Taxonomie aufgenommen
wird. Allerdings nur für die Über-
gangszeit, die es braucht, um von
der Kohle loszukommen.

Dem stellen sich nun fünf
andere EU-Staaten entgegen.
Luxemburg, Deutschland, Por-
tugal, Dänemark und Öster-
reich haben gestern am Rande
der Weltklimakonferenz eine Er-
klärung abgegeben, in der sie
die EU-Kommission dazu auf-
rufen, Nuklearenergie nicht in die
EU-Taxonomie aufzunehmen. Die
Brüsseler Behörde soll eine Neu-
fassung des Regelwerks vorlegen.
Aussagen der Kommissionschefin
Ursula von der Leyen unter an-
derem beim letzten EU-Gipfel im
Oktober lassen darauf schließen,
dass sie dem Ansinnen der Atom-
kraft-Befürworter aufgeschlossen
gegenüber steht.

Negative Konsequenzen

In ihrer gestern abgegebenen Er-
klärung führen die luxemburgische
Umweltministerin Carole Diesch-
bourg und ihre vier EU-Amts-
kollegen unter anderem an, dass
Nuklearenergie nicht vereinbar sei
mit dem in der EU-Taxonomie ver-
ankerten Prinzip „keinen nennens-
werten Schaden anrichten“ (do
not significant harm). Investoren
würden als „nachhaltig“ gekenn-
zeichneten Finanzprodukten nicht
mehr vertrauen, wenn sie be-
fürchten müssten, mit deren Kauf
Aktivitäten im Bereich der Atom-

energie zu finanzieren. Selbst ins-
titutionelle Investoren seien gegen
die Aufnahme der Atomenergie
in die EU-Taxonomie, so die fünf
EU-Staaten in ihrer Erklärung.
Dieschbourg warnte, dass ein sol-
cher Schritt „massive negative Kon-
sequenzen für die Glaubwürdigkeit,
Sicherheit und Transparenz in
Europa und weltweit“ für als
nachhaltig ausgewiesene Finanz-
produkte haben werde.

Atomenergie wird in zu-
nehmendem Maße als Übergangs-
lösung im Rahmen einer raschen
Energiewende weg von fossilen
Brennstoffen hin zu klimafreund-
lichen Energieformen angesehen.
Befürworter setzen daher auf den
Bau neuer Atomkraftwerke, dar-
unter auch Mini-Atomkraftwerke,
wie sie etwa der Turbinenhersteller
Rolls-Royce in Großbritannien
bauen will (siehe gestrige Tage-
blatt-Ausgabe). Kritiker halten
dem allerdings entgegen, dass nach
wie vor das Problem des Atom-
mülls in keiner Weise nachhaltig
gelöst ist und sehr viele Generatio-
nen mit den damit verbundenen
Schwierigkeiten konfrontiert sein
werden. Es brauche zudem min-
destens ein Jahrzehnt, vermutlich
aber viel länger, bevor überhaupt
ein Atomkraftwerk betriebsbereit
sei. Dabei könnten während dieser
Zeit, und mit den dafür benötigten
finanziellen Mitteln, viel schnel-
ler umweltschonendere und we-
niger gefährliche Energiequellen
erschlossen werden.



Erbgroßherzog Guillaume über Verantwortung, Verfassungsreform und Waringo-Bericht
Interview: Michael Juchmes
und Marc Schlammes
Wie geht man, insbesondere in jungen
Jahren, damit um, dass sein Lebens-
weg von Geburt an vorgezeichnet ist?

Wie schafft man die Balance zwischen
öffentlichem Leben und privatem Rück-
zug? Und wie hat er die Turbulenzen
am großherzoglichen Hof samt Warin -
go -Bericht erlebt? Im Interview geht
Erbgroßherzog Guillaume, der heute 40
wird, ausführlich auf diese Aspekte ein.

Monseigneur, der 40. Geburtstag
stellt für viele Menschen eine Zä-
sur im Leben dar. Welche Bedeu-
tung hat die Zahl 40 für Sie?

Wie für jeden Menschen ist es
auch für mich eine wichtige Etap-
pe in meinem Leben. Ich bin aber
nicht dabei, mir nun existenzielle
Gedanken zu machen; ich habe
auch keinen Grund dazu. Ich bin
glücklich verheiratet und darf seit
anderthalb Jahren dank der Ge-
burt von Charles Vaterfreuden ge-
nießen.

Sie wurden von Kindesbeinen an
auf Ihre künftige Rolle als Staats-
chef vorbereitet. Was, würden Sie

sagen, waren die wichtigsten
Etappen, die Sie durchlaufen ha-
ben

Diese Rolle stellt eine große
Verantwortung dar, der ich mir
sehr früh bewusst wurde. Enorm
geholfen hat mir dabei die Beglei-
tung und Unterstützung meiner
Eltern. Die Weitergabe von Wer-
ten spielt in unserer Familie eine
bedeutende Rolle. Als weitere
wichtige Etappen sehe ich die Ab-
solvierung der Offiziersschule,
meinen Aufenthalt an der Univer-
sität und die Aufgabe als Erbgroß-
herzog, die mir mit meinen zahl-
reichen Aktivitäten und Begeg-
nungen erlaubt, meinen Landsleu-
ten zuzuhören, sie zu verstehen
und zu unterstützen.

Wie hoch schätzen Sie den Druck
ein, der auf Ihnen lastet? Wünscht
man sich da nicht manchmal, der
Kelch der Thronfolge wäre an
einem vorübergegangen?

Wie jeder Teenager auch habe
ich Krisen und Momente des
Zweifels durchlaufen. Auch das
ist eine Etappe in meinem Leben.
Zu der Zeit spielte meine Mutter
eine zentrale Rolle; sie brachte die

Geduld auf, mir zuzuhören, und
erteilte mir jene Ratschläge, so
dass ich meinen Weg in der mir
zugedachten Rolle fand. Wichtig
ist, dass man sich stets selbst treu
bleibt.

Wie schafft man es dennoch, bei
einem derart vorgegebenen Le-
benslauf, Mensch zu bleiben und
Freiräume für ein Eigenleben zu
haben?

Die Monarchie ist eine eigen-
artige Staatsform, weil man von
Geburt an eine Person des öffent-
lichen Lebens ist. Da besteht die
große Herausforderung darin, die
passende Balance zwischen Öf-
fentlichkeit und persönlichem Le-
ben zu finden. So wie meine El-
tern mir dabei behilflich waren,
sind auch wir nun gewillt, Prinz
Charles zu unterstützen. Wobei
ich sagen kann, dass die Aufmerk-
samkeit, die ihm seit seiner Ge-
burt zuteil wird, uns als Eltern na-
türlich erfreut.

Womit bereitet sich der Erbgroß-
herzog denn beispielsweise selbst
eine Freude?

Ich treibe gerne Sport und ko-
che auch gerne. Ich bin aber auch
ein sehr sozialer Mensch, der, wie
meine Frau Stéphanie auch, seine
Freundschaften pflegt.

Wenn Sie kochen, was ist Ihr Lieb-
lingsgericht?

Da bin ich vielseitig. Ich habe
allerdings ein Faible für französi-
sche Gerichte.

Zu Ihren Aufgaben gehört die Teil-
nahme an Wirtschaftsmissionen:
Inwieweit reist da stets auch der
Druck mit, Luxemburg angemes-
sen zu vertreten - Stichwort Tür-
öffner - und inwieweit können Sie
diese Reisen dennoch genießen?

Diese Reisen sind für mich eine
Bereicherung, auch wenn sie weit
weg von Urlaub sind. Mir gefällt
die umgängliche Atmosphäre und
ich bin stets beeindruckt vom
Know-how der luxemburgischen
Wirtschaft. Wenn meine Präsenz
als Erbgroßherzog hilft, um Türen
zu öffnen und Brücken zu bauen,
sehe ich das als einen nützlichen
Teil meiner Rolle.

Ihrem Vater, Großherzog Henri,
liegt der Klimaschutz ganz beson-

ders am Herzen. Wie sehen Sie
insbesondere das Engagement der
jüngeren Generationen und was
kann oder muss getan werden, da-
mit die Jugendlichen nicht ent-
täuscht werden?

Wir sollten uns bewusst sein,
dass gerade die Jüngeren in den
vergangenen Monaten erheblich
unter der Pandemie gelitten ha-
ben. Mir ist es deshalb wichtig,
diese Erfahrungen im direkten
Kontakt mit ihnen, wie kürzlich
bei meinem Besuch im Lycée Ro-
bert Schuman, zu erörtern. Dabei
geht es natürlich auch um Zu-
kunftsgestaltung und da stellt der
Kampf gegen den Klimawandel
ein besonderes Anliegen dar. Als
ältere Generationen sollten wir
die Jugend in diesem Engagement
begleiten und unterstützen. Was
für einen positiven Beitrag junge
Menschen leisten können, haben
beispielsweise die Luxemburger
Pfadfinder während der Pandemie
gezeigt, weshalb sie nun für ihr
Engagement mit dem europäi-
schen Bürgerpreis ausgezeichnet
wurden. Als Pfadfinder erfüllt
mich das mit Stolz.

Gibt es gesellschaftliche Entwick-
lungen, die Ihnen derzeit Sorgen
bereiten

?

Ich bin besorgt über den zuneh-
menden Egoismus und Egozen-
trismus. Das ist keine gute Ent-
wicklung für eine Gesellschaft
und da sind wir alle gefordert,
um gegenzusteuern. Da sollte je-
der Einzelne mit gutem Beispiel
vorangehen. Deshalb ist für mich
das Benevolat auch so wichtig, auf
sozialer, kultureller oder sportli-
cher Ebene. Es ist, wie das Bei-
spiel der Pfadfinder aus dem vori-
gen Jahr exemplarisch zeigt, der
konkrete Ausdruck von Solidarität
und das genaue Gegenteil von
Egoismus.

Unter anderem als Mitglied des
Staatsrats sind Sie mit den politi-
schen Abläufen und Herausforde-
rungen vertraut. Inwieweit ist es
Ihnen möglich, sich selbst einzu-
bringen: Sie haben doch bestimmt
eine Meinung zu diesem oder je-
nem Thema, das die politische Ak-
tualität dominiert?

Für mich stellt die Mitglied-
schaft im Staatsrat eine wunder-
bare Lehre da, da sie mir erlaubt,

mich mit den legislativen Prozes-
sen vertraut zu machen. Meine
Präsenz orientiert sich an den
Prinzipien der politischen Neu-
tralität und der Zurückhaltung.
Ich höre aufmerksam zu, um
mir ein möglichst vollständiges
Bild der politischen und gesell-
schaftlichen Zusammenhänge zu
machen.
Die Monarchie in Luxemburg hat
in jüngerer Vergangenheit eher
turbulente Tage durchgemacht.
Wie haben Sie diese Zeit, die zum
Waringo-Bericht und der Schaf-
fung der Maison du Grand -Duc
führte, erlebt?

Das waren in der Tat turbulen-
te, schwere Zeiten. Insbesondere
für meine Eltern, die während die-
ser Periode das Gefühl haben
mussten, dass Ihr Einsatz über die
vielen Jahre nicht mehr gewert-
schätzt wurde. Auf die Unterstüt-
zung und Anerkennung von Sei-
ten ihrer Familie konnten meine
Eltern sich aber immer verlassen.
Mit der Maison du Grand-Duc
und der neuen Administration des
Biens du Grand-Duc haben wir
jetzt neue Strukturen und auch
wenn es noch ein evolutiver Pro-
zess ist, blicke ich mit viel Zuver-
sicht nach vorne, umso mehr, weil
wir von kompetenten Mitarbei-
tern umgeben sind.

Demnächst wird die Verfassungs-
reform auch die Institution des
Staatschefs ins 21. Jahrhundert
führen. Inwieweit setzt man sich
als Erbgroßherzog damit ausein-
ander, dass mit der Reform Politi-
ker in gewisser Weise auch die
Job Description für einen selbst
festlegen?

Ich sehe die Verfassung nicht
als Job Description, weil sie ja
nicht vorschreibt, wie ich einmal
als Großherzog zu sein habe. Das
neue Verfassungsprojekt, so wie
die bestehende Verfassung, legen
den konkreten Rahmen für die
Rolle des Großherzogs fest. Sie
lassen aber Raum für eine gewisse
persönliche Spontaneität.

Mit welchen Argumenten würden
Sie jemanden zu überzeugen ver-
suchen, der behauptet, eine Mon-
archie sei nicht mehr zeitgemäß
und Luxemburg bräuchte keinen
Großherzog mehr?

Ich würde auf unsere Familien-



tradition verweisen, auf die ich
sehr stolz bin. Es gibt genügend
Beispiele in der Geschichte, wie
sich unsere Familie für Luxem-
burg eingesetzt hat. Denken Sie
bloß an den Zweiten Weltkrieg,
als Großherzogin Charlotte, Prinz
Félix und Prinz Jean an vielen
Fronten für die Unabhängigkeit
Luxemburgs kämpften. Dann
muss eine moderne Monarchie
anpassungsfähig sein, sich den
Herausforderungen der jeweiligen
Zeit stellen und sich einbringen.
Gerade im wirtschaftlichen Be-
reich kann sie als Soft Power
funktionieren. Und dann muss
eine Monarchie menschlich sein.
Wir müssen uns für unsere Mit-
bürger interessieren und für sie
da sein, in guten und besonders in
schlechten Zeiten.

Klimakrise, soziale Spannungen,
politische Konflikte bis hin zu Ter-
roranschlägen: Machen Sie sich
als Vater ab und an Sorgen, in
welche Welt Ihr Sohn hineinwach-
sen wird?

Ich bin von Natur aus ein ganz
optimistischer Mensch. Das be-
deutet nicht, dass ich die Augen
schließe vor den Herausforderun-
gen unserer Zeit. Ich denke, wir
sind als Erwachsene verantwort-
lich für die Welt, die wir unseren
Kindern schenken. Wir müssen al-
so heute mit gutem Beispiel vor-
angehen, damit unsere Kinder
morgen in einer heileren Welt le-
ben können.

Auch Ihr Sohn, Prinz Charles, wird
die Vorbereitung hin zur Thronfol-
ge durchlaufen. Rückblickend auf
Ihre eigene Erziehung: Was wollen
Sie ihm insbesondere mit auf den
Weg geben und von welchen Er

-

fahrungen, die Sie machten, wol-
len Sie für ihren Sohn absehen

?

Ich hoffe, dass ich Charles eine
möglichst normale Kindheit bie-
ten kann, so wie das auch bei mir
der Fall war. Dafür bin ich meinen
Eltern sehr dankbar. Es wird um
die Balance gehen zwischen der
Vorbereitung auf seine künftige
Verantwortung und einem Leben,
das nicht zu sehr auf die Öffent-
lichkeit ausgerichtet ist. Daneben
sollte es auch Charles in seinem
Leben erlaubt sein, Fehler machen
zu dürfen. Denn aus Fehlern kann
man lernen. Mich hat das jeden-
falls immer stärker gemacht.

Was natürlich viele Luxemburger
interessiert: Wie wächst Charles
auf? Erfährt er eine bilinguale Er

-

ziehung, wie es in vielen luxem-
burgischen Haushalten üblich ist?

Genau. Ich spreche Luxembur-
gisch mit ihm, seine Mutter
spricht Französisch mit ihm. An-
sonsten wird in Fischbach prinzi-
piell nur Luxemburgisch geredet.
Ich bin allemal gespannt auf die
ersten Worte von Charles: Ob die
auf Luxemburgisch oder Franzö-
sisch sein werden.

Viele Menschen können sich nicht
vorstellen, wie der Alltag eines
Mitglieds der großherzoglichen
Familie aussieht. Gibt es bei Ihnen
überhaupt so etwas wie einen ge-
regelten Tagesablauf?

In einem gewissen Sinn schon,
etwa durch die regelmäßigen
Unterredungen mit meinen Mit-
arbeitern. Ansonsten ist unser All-
tag facettenreich und größtenteils
von unserem Engagement, sei es
auf sozialer, wirtschaftlicher oder
kultureller Ebene, und durch die
repräsentativen Pflichten be-
stimmt.

Sie haben in der Schweiz, in Eng-
land und Frankreich gelebt, sind

aber - auch aufgrund Ihrer Aufga-
be - wieder zurück nach Luxem-
burg gekommen. Was schätzen
Sie besonders an Ihrer Heimat?

Wir haben in Luxemburg eine
sehr spezielle Lebensqualität.
Zum einen, weil es uns ganz gut
geht. Zum anderen wegen der
spektakulären Landschaft. Es freut
mich immer wieder, Freunden aus
dem Ausland zu zeigen, wie schön
und vielfältig unser Land ist.

Wie vermitteln Sie die Liebe zur
Heimat Ihrem Sohn? Oder anders
gesagt: Was ist in Ihrem Haushalt
typisch luxemburgisch?

Wir beide haben jeden Morgen
ein Ritual: Ich esse meine Kach-
kéisschmier und Charles darf dar-
an kosten, was er auch schon mit
sehr viel Genuss macht.

Charles wurde während der Coro-
na-Pandemie geboren, die für vie-
le Menschen keine einfache Zeit
war. Inwieweit hat das Ihr Fami-
lienleben in den vergangenen an-
derthalb Jahren beeinflusst?

Wir haben sehr viel Zeit zu-
sammen in der Natur verbracht,
so dass Charles die wunderbare
Landschaft schon etwas kennen-
lernen konnte. Und ich konnte
insgesamt viel Zeit mit meiner Fa-
milie verbringen und aus nächster
Nähe beobachten, wie Charles
heranwächst.

Bald steht das Weihnachtsfest an- das zweite als kleine Familie.
Worauf freuen Sie sich in diesem
Jahr am meisten?

Ich hoffe, dass ein Weihnachts-
fest in größerer Familienrunde
dieses Jahr wieder möglich sein
wird. Das wünsche ich auch allen
Bürgerinnen und Bürgern, die
während vielen Wochen und Mo-
naten in Einsamkeit gelebt haben.

• Die Monarchie ist• eine eigenartige
Staatsform, weil
man von Geburt
an eine Person
des öffentlichen
Lebens ist.

• Ich hoffe, dass• ich Charles eine
möglichst normale
Kindheit bieten
kann, so wie das
auch bei mir
der Fall war.

• Ich sehe die• Verfassung nicht
als Job Description,
weil sie ja nicht
vorschreibt,
wie ich einmal
als Großherzog
zu sein habe.



Großherzogin Maria Teresa blickt zusammen mit Co -Autor Stéphane Bern in einem Buch auf 40 Ehejahre zurück
Luxemburg. Ein Blick in ein Fotoal-
bum ist an sich nichts Ungewöhn-
liches. Anders sieht es aus, wenn
das Album mit besonderen Auf-
nahmen bestückt ist - und es Groß-
herzogin Maria Teresa gehört. Die
65 -Jährige, die ihren Mann, Groß-
herzog Henri, während des Stu-
diums in Genf kennenlernte, lässt
nun die Öffentlichkeit an ihrem
Privatleben teilhaben. Nein, nicht
mittels Einladung in den Palast,
sondern mit Hilfe eines Buches mit
dem Titel „Un Amour souverain -
40 ans au service du Luxem-
bourg", das vom heutigen Mitt-
woch an erhältlich ist.

40 gemeinsame Ehejahre

Auf rund 160 Seiten blickt die ge-
bürtige Kubanerin auf die 40 Ehe-
jahre mit ihrem Gatten zurück,
zeigt Aufnahmen aus dem Privat-
archiv - und fand in Stéphane Bern,
dem französischen Autor und Mo-
derator, nicht nur einen guten
Freund, sondern auch einen Part-
ner, der ihr Projekt mit Texten
unterstützte. Maria Teresa lässt
auch die Anfangsjahre Revue pas-
sieren, eine aufregende Zeit für die
junge Bürgerliche im ihr so frem-
den Luxemburg.

Der Großherzogin geht es bei
der Veröffentlichung nicht nur
darum, die schönen Momente wie-
der aufleben zu lassen, sie will
auch zeigen, „wie ein Leben als
Paar ist, mit all seinen Schwierig-
keiten, die einem begegnen kön-
nen, mit öhen und Tiefen“, so
Maria Teresa im Interview mit
RTL. Sie und ihr Mann hätten
unterschiedliches Temperament.
„Wir haben im Laufe der Jahre ge-
lernt, aufeinander abzufärben.“

In dem Buch „Un Amour sou-
verain“, das im Verlag Albin Mi-
chel erschienen ist und Texte in
französischer und englischer Spra-
che enthält, sind Bilder des groß-
herzoglichen Paares aus allen Jahr-
zehnten und zusätzlich Aufnah-
men der Anwesen der Familie zu
finden. Es nimmt den Leser mit auf
eine ganz intime Reise. Dabei sieht
die Großherzogin das Buch nicht
nur als Möglichkeit an, den Bür-
gern des Landes einen Einblick zu
gewähren: Sie wolle ihren Kin-
dern und Enkelkindern auch „et-
was Schönes hinterlassen".

Gemeinsame Vertrauensbasis
Laut Co -Autor Stéphane Bern bat
er die Großherzogin, im Archiv der
Familie nach Fotos zu suchen. „Um

zu berichten, wie sie durch die ei-
rat mit Kronprinz Henri eine neue
Wahlheimat gefunden und sich seit
nunmehr 40 Jahren für ihr Land
eingesetzt hat“, so Bern auf eine
Anfrage des „Luxemburger Wort“.

Den roten Faden des Buches bil-
deten die Aufnahmen aus dem Fa-
milienalbum, die nach Themen ge-
ordnet sind: Ehe, Familienleben,
Dienstreisen, aber auch die fami-
liäre Geschichte der Großherzo-
gin. Sie habe sich dazu bereit-
erklärt, ihm persönliche Erinne-
rungen und private Fotos anzu-
vertrauen, so Bern. „Die Arbeit mit
ihr verlief dabei sehr spaßig und
mit guter Laune.“• Die Arbeit mit• ihr verlief sehr

spaßig und mit
guter Laune.
Co -Autor Stéphane Bern

Stéphane Bern, La
Grande -Duchesse
Maria Teresa de
Luxembourg: „Un
Amour souverain",
Albin Michel, 160
Seiten, ISBN: 978-
2226458773, € 32



Jean Asselborn

Der Luxemburger Jean Asselborn ist der am längsten amtierende Außenminister in
der EU — und der Spitzenpolitiker mit den meisten Rennradkilometern. Für TOUR

nahm sich der leidenschaftliche Europapolitiker und Radsportler Zeit Rh- eine

gemeinsame Runde in seiner Heimat.

Die Nachrichtenlage ist dramatisch in diesem Spätsommer, für die internationale Politik
steht enorm viel auf dem Spiel. Im schwelenden Konflikt zwischen Russland und der
Ukraine geht es auch um geopolitische Konsequenzen weit über die Region hinaus. Und
in Afghanistan folgt auf den Umsturz die humanitäre Katastrophe. Sie führt in Europa
mal wieder zum Streit über den Umgang mit Flüchtlingen. Für den am längsten

amtierenden Außenminister der Europäischen Union türmen sich die Aufgaben — doch
diesen einen Termin möchte er unbedingt wahrnehmen. „Ich bin zwar ausgelaugt", sagt
Jean Asselborn an einem Sonntagmorgen im August am Telefon, „aber wir machen das,
das ist jetzt wichtig."

„Das" ist eine gemeinsame Rennradtour, zu der ich mit dem luxemburgischen
Außenminister verabredet bin. Der Spitzenpolitiker hat Lust und offenbar auch das
große Bedürfnis, sich nicht nur aufs Rad zu setzen — sondern daraus auch eine
Geschichte zu machen, die ihn bei seinem liebsten Hobby porträtiert. Ein paar Tage vor
dem Termin hat Bundespräsident Frank -Walter Steinmeier seinen luxemburgischen
Freund in einem Interview als den besonders sportbegeisterten Spitzenpolitiker

hervorgehoben. In jedem Fall ist der 72 -Jährige ein Unikat: Wer sonst verbindet so viele
politische Akzente mit aktivem Radsport?

Kiew, Brüssel, Bonn. Es ist nicht einfach, im Terminkalender des Außenministers eine
Lücke zu finden. Noch schwieriger aber gestaltet es sich, eine Regenlücke in der
Wettervorhersage auszumachen. Es ist nicht so, dass Jean Asselborn nur bei Sonne

fahren würde. Wie wäre er sonst auf die gut 9.000 Kilometer gekommen, die er in den
ersten knapp acht Monaten des Jahres auf seinem Garmin gesammelt hat? Aber er ist
medialer Vollprofi und weiß, dass nicht nur das innere Erlebnis zählt, sondern auch die
äußeren Bilder, die entstehen. Außerdem ist es einfach viel schöner in der lieblichen
Hügellandschaft Luxemburgs, die Asselborn seinen Besuchern gern zeigen möchte. „Ich
glaube, wir haben hier im Eischtal und der Umgebung einige der schönsten Radstrecken
in ganz Europa."

Das geputzte Rad steht bereit

Als der Tag für die gemeinsame Ausfahrt gekommen ist, scheint der Minister es kaum
erwarten zu können. Der Termin ist für i 1Uhr ausgemacht, die Anfahrt dauert wegen
des Verkehrschaos im flutgeschädigten deutschen Westen sechs Minuten länger — aber

schon um 11.04 Uhr schickt er eine Kurznachricht, ob alles klargehe. Als wir ankommen,
schaut der Minister bereits aus dem Fenster im Obergeschoss seines Hauses in der
Kleinstadt Steinfort, ein stattliches Gebäude aus den 1990er-Jahren, die Garage steht
offen, das geputzte schwarz -rote Rennrad bereit. Asselborn pfeift, er kommt nach unten,
begrüßt die Besucher mit sportlicher Corona-Faust. Es ist ein Termin, den er mit
positiver Energie angeht. Eine schöne Abwechslung von allem, was er sonst unter

Hochdruck betreibt. Gerade eben hat er noch ein langes Interview mit der Tageszeitung

„Die Welt" beendet — das sei hart gewesen, stöhnt der Routinier. Wie so oft ging es um
Flüchtlinge, diesmal aus Kabul, Asselborn kämpft für ihre Aufnahme in der



Europäischen Union, wie schon seit vielen Jahren. Aber er weiß, dass dieser Kampf

schwierig ist, vielleicht nicht zu gewinnen.

Fit fürs Amt

Kaffee im Wohnzimmer, ein lockerer Plausch zum Warmwerden. Asselborn trägt schon
Radschuhe, überm Trikot hat er eine rote Sportjacke an. Als ich das Wort

„Masochismus" in den Mund nehme, um eine Eigenschaft von Radsportlern zu
beschreiben, lacht der Politiker. Die Fähigkeit und sogar der Wunsch zu leiden, gehört
für viele Radler zum Hobby, zumindest an besonderen Tagen, und auch der Minister
kennt das. Aber der Sport entspannt ihn auch. „Um dieses Amt zu machen, muss man
physisch fit sein, man muss einen Ausgleich finden. Oft schläft man schlecht. Daher
sollte man auch nicht viel Alkohol trinken", sagt er. Sein Geheimrezept, um den
Stoffwechsel nach dem Aufstehen zu unterstützen: Wasser mit Apfelessig und Honig —

oder seit Neuestem das französische Milchprodukt Faisselle, eine Art Frischkäse, mit
Honig. Das tue ihm gut, sagt er. Und ebenso gut tun ihm die Radeinheiten, wenn er aus
dem Flieger steigt.

Der Sport, das betont er stets, bedeutet ihm viel. Als Kind ließ er sich von
französischsprachigen Radioreportagen der Tour de France verzaubern, fieberte mit
dem luxemburgischen Tour -Sieger Charly Gaul. Im Laufe der Jahre knüpfte er enge
Bande zu Profis aus seinem Land, vor allem mit Andy Schleck ist er verbunden. Es gibt
ein Foto im Keller der Asselborns, aufgenommen in Palma de Mallorca, das die beiden
zeigt. Der Politiker setzte sich beim damaligen französischen Präsidenten Francois
Hollande so lange ein, bis Andy Schleck Ende 2014 endlich die Porzellanvase
ausgehändigt bekam, die Tour -de -France -Sieger traditionell erhalten. Schleck war nach
der Disqualifikation von Alberto Contador auf den ersten Platz des Tour -Podiums von

2010 gerückt, doch der Spanier hatte die Vase nicht herausgegeben.

Gemeinsame Radtouren bekommen die beiden berühmten Landsmänner bisher nicht
zustande. Generell fährt der Außenminister etwa drei Viertel seiner Strecken alleine,
aber es gibt auch feste Radkollegen. Manchmal kommt er mit zwei Männern aus seiner
Nähe zusammen, manchmal verabredet er sich mit einem Freund, man trifft sich dann
auf halber Strecke. Aber Asselborns voller Terminkalender mit vielen Reisen lässt oft

nur spontane Touren zu, wenn es gerade passt.

„Wenn ich nicht mehr Rad fahren kann, ist der Ofen aus", wird Asselborn in seiner
Biografie „Merde Alors!" zitiert. Aber ist es angemessen, sich in einer so dramatischen

Weltlage aufs Rad zu schwingen? Müsste der Minister nicht nur über ernste Themen
nachdenken? „Da geht der Mensch kaputt", flüstert er, dann sagt er lauter: „Die, die nur

Politik im Kopf haben, drehen sich im Kreis." Ihm biete der Sport Ausgleich,

Regeneration, die Möglichkeit zur neuen Konzentration.

Aufsteiger aus dem Arbeitermilieu

Asselborn spricht mit Stolz über seinen Werdegang — eine Laufbahn, die zu den Mühen
des Radsports passt. Er verließ die Schule früh, arbeitete in der Reifenfabrik Uniroyal,
bald darauf als Beamter in Luxemburg und dann in seiner Heimatgemeinde Steinfort,
wo er später auch Bürgermeister war. Nebenher paukte er, bis er als 27 -Jähriger die
Hochschulreife hatte, studierte danach Zivilprozessrecht im französischen Nancy.
Asselborn ist ein glaubhafter Vertreter der klassischen Sozialdemokratie, ein Aufsteiger
mit Wurzeln im Arbeitermilieu.



Das Rennradfahren entdeckte er allerdings recht spät für sich: 1994 während der
Koalitionsverhandlungen mit den luxemburgischen Christdemokraten kam ihm die
Einsicht: „Ich dachte, dass ich nur noch sitzen, sitzen, sitzen werde. Dagegen wollte ich
etwas machen", erinnert sich der Politiker. Erst fuhr er mit dem Mountainbike einer
seiner beiden Töchter, doch schon 1995 hatte er ein Rennrad — und unternahm gleich
seine erste Fernfahrt im Sommer: Von Luxemburg ging es nach Frjus in den
französischen Alpen. Es war der Auftakt einer bemerkenswerten sportlichen Laufbahn.

Wir haben Glück mit dem Wetter, die Sonne kommt sogar durch und scheint auf
Asselborns strahlend gelbe Windjacke. Seine Haut ist braun gebrannt, seine Beine
beachtlich definiert. Es ist nur eine gute Woche her, dass Asselborn seine alljährliche
Sommertour mit dem Rennrad beendet hat. Am Lenker seines Aero-Rennrads zeugt

noch die Halterung einer Tasche vom Abenteuer — und weckt die Erinnerung an tägliche

Updates, die der Minister an etwa 2.000 Menschen über Facebook geschickt hat. Gute

1.000 Kilometer hat er, größtenteils alleine, durch Frankreich zurückgelegt. Seit gut
zwei Jahrzehnten macht Asselborn solche Touren Jahr für Jahr, auch wenn er

zwischendurch mal in politischen Krisen einspringen und die Fahrt unterbrechen oder
ein gestohlenes Rennrad ersetzen lassen musste. „Diese Fahrt im Sommer ist der
Höhepunkt, auf den ich mich am meisten freue. Aber das heißt auch, dass ich das ganze
Jahr durchfahren muss."

Wir radeln im gemächlichen Tempo vor seinem Haus los, zwischen Äckern hindurch,
hinab ins „Tal der sieben Schlösser" — und plaudern ohne Pause. Es ist ein Mix aus
Fragen und Erzählungen in beide Richtungen, viel Sport, Privates, aber auch ernste
Themen — und auch wenn Asselborn ein fröhliches Gemüt zeigt, seine Aussagen sind
ungeschönt und ungefiltert. Er sorgt sich um die alten Werte jenes Europas, für das er

öffentlich so laut kämpft — gegen Österreichs Regierung, aber vor allem gegen die
Machthaber in Polen und Ungarn. Es ist erstaunlich, so ganz ohne Filter und ohne
Personenschutz ein paar Stunden neben einem europäischen Regierungsmitglied auf
dem Rad zu sitzen. In Deutschland oder Frankreich wäre das undenkbar. Die
Verhältnisse sind anders hier im Großherzogtum Luxemburg. „Ich habe mehr Freiheit
in der Bewegung und in der Aussage", sagt der Politiker. Nur einmal, als der damalige

US-Außenminister John Kerry, selbst begeisterter Rennradler, 2016 hier im Westen

Luxemburgs eine Runde mit Asselborn drehte, war das Sicherheitsaufgebot erheblich.

Demut durch Rennradfahren

Am Chateau d'Ansembourg pausieren wir für einen Blick auf das historische Gemäuer
und für Fotos. Der Minister schaut auf sein Handy. Ein fernöstlicher Diplomat hat
Interesse an überzähligen Impfdosen bekundet, Asselborn ruft einen Kollegen an, ein

paar Sätze später ist das Thema in Gang gebracht. Dann blickt er noch in die E-Mails —
und schon kann es weitergehen. Heute ist es nur eine gemächliche Tour, wir biegen hin
und wieder mal in einen kurzen Anstieg ein. „Wenn Sie wollen, können Sie hier aber

ganz schnell die Höhenmeter vom Ventoux zusammenbekommen", sagt Asselborn. Es

ist keine zwei Wochen her, dass er wieder den Mont Ventoux hochgefahren ist, wie jedes

Jahr im Sommer, er hatte Glück, der starke Wind kam erst am folgenden Tag. Der Berg
zieht ihn an, die Erfahrung mit dem Rennrad dort ist ihm besonders wichtig. „Man sieht
da, wie klein man ist. Und jedes Jahr wird man kleiner", sagt Asselborn. Es ist die
Demut, die Rennradfahrer vor dem Pass erleben, ein Gefühl, das Asselborn besonders
oft anspricht. Man hinterfrage sich zwangsläufig selbst als Rennradfahrer, glaubt er.



Jean Asselborn kann sich kein Leben ohne diesen Sport mehr vorstellen. Oft, so erzählt

er, kommen ihm auf dem Rad die entscheidenden Ideen für eine Rede, einen politischen

Vorschlag. Er lernt, seine eigene Zähigkeit zu erkennen, trainiert das Durchhalten. Und
er genießt die Zeit an der frischen Luft. „Ich brauche den Sauerstoff, deswegen fahre ich
auch bei Regen und manchmal sogar bei Schnee, auch wenn es nur eine kurze Runde
ist." Wenn er aus dem Flieger steigt, es eine Lücke im Kalender gibt, ein paar Tage frei
sind: Asselborn tritt in die Pedale, sammelt Kilometer, atmet durch. Selten habe ich bei
Terminen mit Prominenten das Gefühl, dass ausreichend Zeit ist. Aber hier, an diesem
Donnerstag in Luxemburg, scheint der Minister sich alle Zeit der Welt zu nehmen.

Irgendwann muss dann aber doch Schluss sein. Jean Asselborn hat sein Rad in die
Garage gebracht, vorbei an zwei gerahmten Zeitungs-Karikaturen von ihm als
Rennradfreak, und sich wieder mit energischer Corona-Faust verabschiedet. Auf der
Rückfahrt höre ich im Autoradio die Meldung von Explosionen am Flughafen in Kabul.
Es ist eine internationale Krise von enormen Dimensionen. Wenige Tage später schickt
Asselborn eine Nachricht aus Brüssel, wo er beim Ministerrat seine Forderungen

vertritt. Er bedankt sich für den schönen gemeinsamen Radtag. Der „Kampf" mit den
Innenministern der EU, schreibt er, verlange ihm mehr ab als drei Ventoux. „Muss da
durch", schreibt Asselborn. Wie das geht, hat er ja auf dem Rennradsattel oft genug
erfahren.
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Erbgroßherzog Guillaume und Tourismusminister Lex Delles
unterwegs in den Vereinigten Arabischen Emiraten

Von Jeff Wiltzius (Dubai

Am Eingang kündigen große Buch-
staben und das markante rot-blaue
„X" an, welcher Themenbereich
die Besucher hier auf der Expo
2020 erwartet „ Luxembourg“. Da-
hinter die helle, verschlungene
Außenseite des nationalen Pavil-
lons. Davor am Samstag starkes
Gedränge – denn hoher Besuch aus
der Heimat stand an.

Erbgroßherzog Guillaume, Lex
Delles (DP) – Minister für Mittel-
stand und Tourismus – sowie Ver-
treter aus dem Tourismussektor
und der Kulturbranche besichtig-
ten die Repräsentanz der nationa-
len Wirtschaft, Kultur und Ge-
schichte auf der Weltausstellung
in Dubai. Es war der Auftakt einer
mehrtägigen Reise in die Vereinig-
ten Arabischen Emirate, die am
heutigen Abend mit der offiziellen
Eröffnung der „Luxembourg Tou-
rism Days" endet.

Insgesamt besuchten bereits
rund 130 000 Menschen den Lu-
xemburger Pavillon. „Die Gäste

sind positiv überrascht über das,
was das Großherzogtum so zu bie-
ten hat“, erklärt Daniel Sahr, Di-
rektor des Pavillons. „Es war eden-
falls die richtige Entscheidung, auf
der Expo in Dubai vertreten zu
sein.“ Am Ende der Ausstellung, so
hofft Sahr, könnte sogar die Mar-
ke von einer Million Besuchern ge-
knackt werden.

Zeitdruck und viele Termine
Am zweiten Tag der offiziellen
Reise, dem Sonntag, stand unter
anderem eine Stadtführung auf
dem Programm: Die Delegation be-
sichtigte gestern das historische
Viertel Al Bastakiya, das älteste
Quartier Dubais. Vor über 100 Jah-
ren von Einwanderern aus dem
Iran gegründet, hat sich die Alt-
stadt mittlerweile in ein beliebtes
Kunst- und Kulturviertel mit Mu-
seen, Galerien, Cafés und Kultur-
zentren verwandelt.

Nach einem kurzen Rundgang
durch Al Bastakiya ging es für Erb-
großherzog Guillaume auch sofort

weiter. Es stand der Besuch des re-
ligiösen Zentrums für soziale und
kulturelle Begegnungen „Ismaili
Centre Dubai“ auf der Agenda. Das
Zentrum möchte die Traditionen
der ismailitischen Gemeinschaft
und der muslimischen Welt im All-
gemeinen fördern.

Dann ging es Schlag auf Schlag
Weitere Termine waren unter an-
derem die Besichtigung des Eti-
had Museums sowie ein Wirt-
schaftstreffen mit dem emirati-
schen Minister für Mittelstand,
dem Minister für Unternehmer-
tum sowie mit dem Minister für
Mittelstand und Außenhandel.
Heute ist der letzte offizielle Tag
der Auslandsreise von Erbgroß-
herzog Guillaume.

Bereits am 23. Oktober dieses
Jahres besuchte eine Delegation
die Vereinigten Arabischen Emi-
rate. Damals war Minister Franz
Fayot (LSAP) mit seiner Delega-
tion auf einer offiziellen luxem-
burgischen Wirtschaftsmission.

• Es war die• richtige
Entscheidung, auf
der Expo in Dubai
vertreten zu sein.
Daniel Sahr,
Direktor des Luxemburger Pavillons

„Made in Luxembourg“
Die Handelskammer des Großherzog-
tums hatte zwölf Unternehmen nach
Dubai eingeladen, um Produkte und
Dienstleistungen im Luxemburger Pa-
villon zu präsentieren. Jeder der Aus-
steller konnte vom 1. bis 6. Novem-
ber für drei Tage seine Aktivitäten
darlegen. Alles natürlich unter dem
Motto: „Made in Luxembourg".

Aerodesign aus Weiswampach bie-
tet Möbel, Trophäen, Skulpturen und
Schmuck zum Thema Luftfahrt an.
Die Boutique und Kunstgalerie exis-
tiert seit 2017.

Green Innovation ist ein in Luxem-
burg ansässiges Unternehmen, das
seit mehr als sieben Jahren biologi-
schen Dünger in verschiedene Nicht -
EU -Länder exportiert.

MaWi - Bears and friends (Gründe-

rin: Marianne Schmalen-Willems aus
Gonderingen) ist auf personalisierte
Teddybären spezialisiert.

A. Berl & Cie aus Contern stellt
seit dem Jahr 1858 Metallelemente
nach Maß an - in Serien- und Einzel-
fertigungen.

Hanin Glass Center verfügt über
drei Produktionsstätten und ist spe-
zialisiert auf Verglasungen, PVC-,
Stahl- und Aluminium. Die Firma ex-
portiert in die ganze Welt.

Tsum Art ist ein Unternehmen, wel-
ches sich auf die Herstellung von
Kunstharz- und PVC-Figuren speziali-
siert hat, hauptsächlich aus der Man-
ga-, Anime- und Videospielwelt.

Artichoc Worldwide startete 2017
mit einer Mischung aus Einzel- und
Gruppenausstellungen mit nationalen
und internationalen Künstlern.

Gold & Wood ist ein Brillenhersteller
aus Hosingen. Die Manufaktur legt



Wert auf die Einzigartigkeit ihrer Fas-
sungen.

Solarcleano ist ein in Luxemburg an-
sässiges Robotikunternehmen, das
sich auf die Entwicklung und den
Vertrieb von Reinigungsrobotern für
Solarpanels spezialisiert hat.

Luxlait ist ein luxemburgischer Her-
steller von Milchprodukten aller Art -
von Sahne über Butter und Eiscreme
bis hin zu Käse.

Romantico Romantico Studios der
Gründerin Fanny Bervard ist ein
Schmuck -Unternehmen aus Luxem-
burg-Stadt.

Fabienne Belnou oaillerie wurde
von Schmuckdesignerin Fabienne
Belnou und ihrer Tochter Charlotte
gegründet. Auf der Expo 2020 prä-
sentieren sie ihre Kollektion „Boom".





HANDWERK Mit dem Holz kehrt auch der Optimismus zurück
Yves Greis
Der weltweite Warenverkehr
ist ins Stottern geraten. Roh-
stoffe und Bauteile, die früher
ohne jede Schwierigkeit bin-
nen kurzer Zeit aus allen Teilen
der Welt herangeschafft wer-
den konnten, lassen heute auf
sich warten. Damit läuft auch
die Arbeit in europäischen Fa-
briken und Werkstätten nicht
mehr so rund wie früher. Das
Tageblatt hat nachgefragt,
wie es in Luxemburg konkret
aussieht. Die Antwort: Der
Optimismus kehrt zurück. Al-
lerdings ist Bauen in Luxem-
burg wieder einmal teurer ge-
worden.

„Die Lage hat sich etwas be-
ruhigt“, sagt Hans Adam Oeltges,
Chef der Schreinerei Knaf-Buch-
ler aus Befort, im Gespräch mit
dem Tageblatt. Wenigstens an
Standard-Materialien kommt der
Traditionsbetrieb wieder heran.
Im Sommer hatte auch Oelt-
ges’ Betrieb über einen Roh-
stoffmangel geklagt. Wenn heute
etwas fehlte, dann seien das oft
die etwas spezielleren Teile, er-
klärt er. Ein solches Bauteil sind
die Rollen für Schubladen, die
aus China geliefert werden. Frü-
her war es kein Problem, diese
Dinge nach Luxemburg zu ver-
schicken, jetzt lassen die Teile oft
auf sich warten. Er erzählt von
einem großen Kunden, für den
der Betrieb Schränke angefertigt
hat. Da es an Rollen für Schub-
laden fehlte, musste die Schreine-
rei die Fronten der Schubfächer
vorerst als Attrappen installieren.

Die Ursachen sind für Oelt-
ges nur schwer auszumachen.
Containerkapazitäten seien viel
teurer geworden, aber es fehle
auch an Lkw-Fahrern, die das
Material von Rotterdam nach
Luxemburg bringen, sagt er. Das
Geschäft sei damit schwerer plan-
barer und unvorhersehbarer ge-
worden – die Arbeitsprozesse
liefen nicht mehr rund. Hans
Adam Oeltges bleibt aber opti-
mistisch. Er rechnet damit, dass
sich die Situation in den nächs-
ten sechs Monaten wieder ein-

renkt.
„Eine Hilfe kann nur darin be-

stehen, dass das Netzwerk, das
wir brauchen, um produzieren
zu können, wieder geschlossen
wird. Das Netzwerk kann nur
geschlossen werden, indem ge-
wisse Ausbildungen gefördert
werden und Berufe attrakti-
ver gemacht werden“, sagt Oelt-
ges. Die Arbeitsbedingungen von
Lkw-Fahrern müssten sich ver-
bessern, damit das Fahren wie-
der Spaß mache. Eine schnelle
Lösung gebe es hier nicht, so
Oeltges, vielmehr müssten die
Probleme Stück für Stück ab-
gearbeitet werden.

Vor ein paar Monaten hatte
die Schreinerei Knaf-Buchler in
Anwesenheit von Regierungs-
mitgliedern eine Möbellinie aus
heimischem Holz vorgestellt.
Oeltges steht hinter der Rück-
besinnung auf lokale Ressourcen,
findet sie super. Es sei zwar naiv
zu glauben, dass alles lokal pro-
duziert werden könne – es solle
aber so viel wie möglich auf loka-
le Hersteller zurückgegriffen wer-
den.

Keine Gefahr für
Arbeitsplätze

Die Probleme sind nicht un-
bemerkt an der Politik und den
Gewerkschaften vorbeigegangen.
Das „Comité de conjoncture“
hatte sich darauf geeinigt, dass
Betriebe, die beweisen kön-
nen, dass sie wegen der Roh-
stoffknappheit Schwierigkeiten
haben, Kurzarbeit beantragen
können. Allerdings hätten nur
sehr wenige Firmen dies in An-
spruch genommen, sagt Jean-Luc
De Matteis vom OGBL-Syndikat
Bau, Bauhandwerk und Metall-
konstruktionen. Die großen Be-
triebe hätten umgeplant und im
Falle einer Materialknappheit
andere Arbeiten vorgezogen. De
Matteis schließt aber nicht aus,
dass einzelne Betriebe Probleme
hatten, etwa wenn kein Holz be-
schafft werden konnte oder wenn

manche Rohre auf einmal 30 Pro-
zent teurer wurden.

Danach gefragt, ob wegen der
Knappheit Arbeitsplätze auf dem
Spiel stehen, antwortet De Mat-
teis mit einem entschiedenen
Nein und fügt hinzu, dass eini-
ge Preise sehr wohl gestiegen
sind. Oft handele es sich aber um
Arbeiten, die gemacht werden
müssen, sodass den Verbrauchern
keine andere Wahl bleibe, als die
Preise zu bezahlen. Wie der Chef
der Schreinerei ist auch der Ge-
werkschaftler optimistisch, dass
sich die Situation erholt – auch
weil die Baustellen im Winter
etwas langsamer laufen als sonst.

Das Problem habe bereits im
März begonnen, erklärt Chris-
tian Reuter von der „Fédération
des artisans“ im Gespräch mit
dem Tageblatt. Während der Pan-
demie sei die Produktion überall
heruntergefahren worden. Als die
Wirtschaftsmotoren von Amerika
und China wieder angesprungen
seien, wurden dort wieder mehr
Immobilien gebaut. Deshalb hät-
ten die Bauunternehmen Holz
aufgekauft und die Handwerker
in Europa hätten das Nachsehen
gehabt, lautet eine offizielle Er-
klärung für die aktuelle Lage.
„Bevor Holz verarbeitet werden
kann, muss es einige Monate lang
getrocknet werden“, so Reuter.

Luxemburger Betriebe be-
zögen ihr Holz vor allem aus
Deutschland, erklärt Reuter.
„Während Corona ist weniger
gefällt und weniger getrock-
net worden.“ Handwerker mit
guten Beziehungen zu ihren
Lieferanten seien zwar noch an
Holz gekommen – allerdings
zu höheren Preisen und mit
Verspätungen. Die Preise hät-
ten sich teilweise verdreifacht
und vervierfacht. Auch ande-
re Materialien wie Beton oder
Pflastersteine seien viel teurer
geworden. In manchen Fällen
können die Betriebe auf Alter-
nativen ausweichen – etwa
Rohre aus einem anderen Ma-
terial –, aber eben nicht immer.

Das Problem bei den





MEDIEN Abo-Zahl soll bis Ende 2026 auf zehn Millionen steigen
Der Fernsehkonzern RTL hat
im Sommer von einem an-
ziehenden Werbemarkt pro-
fitiert und die Einnahmen
gesteigert. Die Gruppe will
deutlich mehr Geld in das
Streaming-Geschäft stecken.
Im dritten Quartal stiegen die
Erlöse des Konzerns mit Sitz in
Luxemburg binnen Jahresfrist
um 3,9 Prozent auf 1,46 Milliar-
den Euro, wie die Bertelsmann-
Tochter am Donnerstag mitteilte.
Der Konzern will seinen in
RTL+ umbenannten Streaming-
Dienst in Deutschland künf-
tig stärker in den Fokus stellen.
„In der ersten Jahreshälfte 2022
werden wir RTL+ zu einer
crossmedialen Entertainment-
Plattform ausbauen, die Video,
Musik, Podcasts, Hörbücher und
E-Magazine umfasst“, sagte RTL-
Chef Thomas Rabe. Dies sei ein-
zigartig im deutschsprachigen
Markt.

Rabe kündigte an, im Ver-
gleich zu 2021 die jährlichen
Programminvestitionen beim
Streaming bis 2026 auf rund 600
Millionen Euro zu verdreifachen.
„Wir wollen die Anzahl der zah-
lenden Abonnenten von RTL+
und Videoland bis Ende 2026 auf
zehn Millionen erhöhen, unse-
ren Streaming-Umsatz auf eine
Milliarde Euro steigern und bis
2026 die Rentabilität der beiden
Dienste erreichen.“ Bisher hatte
der Konzern Investitionen von
350 Millionen Euro bis 2025 und
Abo-Zahlen von fünf bis sieben
Millionen angepeilt. Beim Um-
satz lag die Zielmarke bisher bei
mindestens 500 Millionen Euro
bis 2025. Per Ende September
hat sich die Summe der zahlen-
den Abonnenten von RTL+ mit
2,4 Millionen binnen Jahresfrist
mehr als verdoppelt. Die Zahl
der Abos vom Streaming-Dienst
Videoland in den Niederlanden

stieg um rund ein Viertel auf gut
eine Million.

Für das Gesamtjahr 2021 hält
RTL an der im August erhöhten
Prognose fest. Demnach soll der
Konzernumsatz bei rund 6,5 Mil-
liarden Euro liegen. Nach neun
Monaten steht ein Plus von gut
zehn Prozent auf 4,47 Milliarden
Euro zu Buche. Das bereinigte
Ergebnis vor Zinsen, Steuern und
Abschreibungen (Ebita) soll in
diesem Jahr auf gut eine Milliarde
Euro klettern.
RTL verfolgt europaweit die

Schaffung crossmedialer natio-
naler Champions auf Länder-
ebene – etwa durch Verkäufe
oder Fusionen. Der Konzern hat
hier bereits Strategien in seinen
wichtigen Märkten Deutschland,
Frankreich, Belgien und den
Niederlanden auf den Weg ge-
bracht. (Reuters)









Liberty Steel investiert in Großbritannien - aber Düdelingen arbeitet nur zu 20 Prozent
Von Marco Meng

GFG Alliance hat mit der Credit
Suisse eine Vereinbarung zur Um-
schuldung ihrer australischen
Stahl- und Kohlebergbau -Anlagen
getroffen. Neues Fälligkeitsdatum
für die Darlehen ist Juni 2023.

Die Schweizer Großbank hatte
zuvor auf problematische Kredite
in Höhe von 2,3 Milliarden Dollar
hingewiesen, die an Lieferketten -Finanzierungsfonds von Greensill
Capital vergeben worden waren,
wobei rund 1,2 Milliarden Dollar
an Vermögenswerten auf GFG ent-
fielen.

In Großbritannien kündigt GFG
derweil an, 50 Millionen britische
Pfund (rund 42,7 Millionen Euro)
in die erneute Inbetriebnahme des
Liberty Steel -Werks in Rotherham
zu investieren, wo vor kurzem der
Elektrolichtbogenofens wieder
hochgefahren wurde. Geplant sei,
dort so schnell wie möglich eine
Produktion von 50 000 Tonnen pro
Monat zu erreichen. Darüber hin-
aus will Liberty Steel die Kapazi-
tät des britischen Werks auf zwei
Millionen Tonnen pro Jahr aus-
bauen.

Während der Konzern um die
Standorte in Großbritannien und
Australien bemüht ist, scheinen die
Standorte in Kontinentaleuropa
nur eine Nebenrolle zu spielen.
Laut Mitteilung von Jeffrey S.
Stein, Chief Restructuring Officer,
hat indes in Europa „eine beträcht-
liche Anzahl neuer Kreditgeber In-
teresse an der Refinanzierung
unserer Stahlanlagen bekundet."
Ob damit doch auch die Standorte
in Luxemburg und Belgien ge-
meint sind? Der OGBL jedenfalls
meinte einst: „Wenn Liberty nicht
in der Lage ist, das Unternehmen
am Laufen zu halten, soll es je-
mand anders tun."

Seit dem Zusammenbruch des
Hauptkreditgebers Greensill im
März läuft es bei Liberty Liège -Du-
delange nur mit angezogener
Handbremse. Der Betriebsrat in
Belgien mit den zwei Werken in
Flémalle und Tueur wurde über

Aspekte einer möglichen zukünf-
tigen Organisationsstruktur infor-
miert. Dadurch werde es „wahr-
scheinlicher, dass potenzielle In-
vestitionen getätigt werden, um
die Zukunft der Standorte zu si-
chern", so Liberty Steel. Geplant
ist, in Flémalle eine Galvanisie-
rungslinie zu schließen und 153 von
insgesamt 742 belgischen
Mitarbeitern zu entlassen. Das ha-
be „keine Auswirkungen auf den
Liberty -Standort Düdelingen", so
Liberty Steel. Zu darüber hinaus-
gehende Nachfragen möchte das
Unternehmen aber „keinen Kom-
mentar" abgeben.

Laut LCGB-Gewerkschaftsse-
kretär Robert Fornieri arbeitet
gegenwärtig das Werk in Düdelin-
gen immer noch auf niedrigem
Niveau, mit gerade einmal 20 Pro-
zent des Produktionsvolumens
und etwa 40 Prozent der Beleg-
schaft. Nach Angaben der Ge-
schäftsleitung werde für das erste
Quartal 2022 mit einer Erholung
des Volumens gerechnet. Noch im
September hieß von Seiten Liber-

ty Steels, man erwarte, dass das Li-
berty -Steel -Werk in Düdelingen
im Oktober wieder mit voller Ka-
pazität arbeiten werde.

„Es wird weiterhin versucht, im
Austausch mit allen Beteiligten, für
das Luxemburger Werk und sei-
nen Beschäftigten eine langfristige
Perspektive zu schaffen", heißt es
dazu aus dem Luxemburger Wirt-
schaftsministerium, das darauf ver-
weist, dass die Entwicklung mo-
mentan vor allem von der Situa-
tion des Standort von Liberty Steel
in Belgien abhänge, „insbesondere
vom Ausgang des vor einem Ge-
richt in Liège anhängigen Sanie-
rungsverfahren`. Über Annahme
oder Ablehnung soll am 16. No-
vember entschieden werden.

Düdelingen hängt an Galati
Die Standorte Liège und Düdelin-
gen - letzteres mit rund 220 Mit-
arbeitern - soll seit der Umstruk-
turierung im Juni vom mehr als
2 000 Kilometer entfernten Werk
Galati in Rumänien als Hauptlie-
ferant mit gewalzten Flachstahl-

rollen versorgt werden. Momen-
tan verschafft der rumänische
Standort der belgisch -luxemburgi-
schen Geschäftseinheit aber vor al-
lem finanzielle Liquidität: Liberti

Galati wies in dem zum 30. Juni
2021 endenden Geschäftsquartal
einen Gewinn von brutto 84 Mil-
lionen Euro aus, 60 Prozent mehr
als im Vorquartal und nach Anga-
ben von Liberty Steel sogar das
beste Quartalsergebnis seit 2008.
Die Auslieferungen beliefen sich
auf rund 566 000 Tonnen, eine
Steigerung von sieben Prozent
gegenüber den ersten drei Mona-
ten des laufenden Jahres. Die Ru-
mänen seien derzeit dabei, ihre
Produktion sogar auf drei Millio-
nen Tonnen für das laufende Jahr
zu steigern, gegenüber rund zwei
Millionen im Jahr 2020. Derweil
befindet sich ein Großteil der Be-
legschaft von Düdelingen weiter in
Kurzarbeit. Die Personalvertreter
machen keinen Hehl daraus, dass
sie befürworten, wenn Liège -Du-
delange einen neuen Eigentümer
bekäme.

2019 hat GFG Alliance mit dem
TochterunternehmenLiberty Steel
unter anderem die Kaltwalzwerke
in Flémalle und Tilleur sowie den
Standort in Düdelingen von Arce-
lorMittal gekauft. Der Konkurs von
Greensill hat- die versprochenen
Investitionen in die Standorte ver-
eitelt. Derweil haben laut Finan-
cial Times französischen Behör-
den Ermittlungen gegen das Ge-
schäftsimperium von Sanjeev Gup-
ta eingeleitet wegen des Vorwurfs
des „Missbrauchs von Firmenver-
mögen" und der „Geldwäsche".
Auch in Deutschland und Groß-
britannien laufen Ermittlungen.

Für Fornieri vom LCGB. scheint
klar, dass Liberty Liberty den
Standort Düdelingen nicht aufge-
ben will und für Liège einen Kom-
promiss anstrebt - eine Partner-
schaft mit einem Kunden und der
Sogepa, dem belgischen Äquiva-
lent der staatlichen luxemburgi-
schen Investitionsbank SNCI.
„Nach dem 16. November wissen '
wir mehr", so der Gewerkschafter.



Luxemburg. Durch eine Koopera-
tion zwischen Payconiq und
Wordline ist ab November die
überwiegende Mehrheit der Zah-
lungsterminals in Luxemburg mit
den Payconiq-Zahlungsanwendun-
gen nutzbar. Das gaben die beiden
Unternehmen gestern in einer
Pressemitteilung bekannt. Für Pay-
coniq-Anwender in Luxemburg sei
dies ein Fortschritt in der Nut-

zung des mobilen Bezahlens, so die
Firmen. Die Zahlung mit Payconiq
erfolgt durch Scannen des auf dem
Terminalbildschirm angezeigten
QR-Codes mit einer der Anwen-
dungen der Partnerbanken. Für
Händler sei keine zusätzliche In-
frastruktur erforderlich. Alle
Transaktionen würden von World-
line über dessen Zahlungsterminal
abgewickelt. ThK



ARCELORMITTAL Hohe Stahlpreise sorgen für gutes Resultat / Aktienkurs legt deutlich zu

Bei ArcelorMittal laufen die Ge-
schäfte derzeit rund. Der Stahl-
hersteller konnte den Gewinn
deutlich steigern. Das gab der
Konzern am Donnerstag, im
Rahmen der Vorstellung der
Zahlen zum dritten Quartal,
bekannt.
Die gestiegenen Stahlpreise fül-
len dem Weltmarktführer Arcelor-
Mittal die Kassen. Der operative
Gewinn (EBITDA) sei im dritten
Quartal auf 6,1 Milliarden Dol-
lar gestiegen, sechsmal mehr als
im Vorjahreszeitraum, teilte das
Unternehmen mit. Es sei das beste
Quartalsergebnis seit 2008, unter-
streicht der Konzern.

Bereits zu Beginn dieses Jah-
res konnte der Konzern gute Er-
gebnisse verbuchen. Schon damals
sprach ArcelorMittal vom bes-
ten Quartalsergebnis seit einem
Jahrzehnt. Dieser Trend hat sich
nun weiter fortgesetzt. „Trotz der
Volatilität, die wir aufgrund der an-
haltenden Präsenz und der Aus-
wirkungen von Covid-19 weiterhin
erleben, war dies ein sehr starkes
Jahr für ArcelorMittal“, wird Aditya
Mittal, seit Anfang 2020 Geschäfts-
führer des Konzerns, in der Presse-
meldung zitiert.

Verschuldung
geht weiter zurück

Im Jahr 2020 hatte der Stahl-
konzern Corona-bedingt einen hef-
tigen Umsatzeinbruch verbucht.
Besonders heftig getroffen wurden
die Geschäfte in den Monaten April
bis Juni, die Lakshmi Mittal als
„eine der schwierigsten Zeiten in
der Geschichte des Unternehmens“
bezeichnet hatte. Danach erholte
sich die Lage langsam wieder.

In den Monaten Juli bis Septem-
ber 2021 hat der Stahlhersteller
weltweit nun zwar weniger Stahl
ausgeliefert, verbuchte (wegen
höherer Preise) aber eine leich-

te Steigerung des Umsatzes auf
20,2 Milliarden Dollar. Letztes
Jahr waren es gerade mal 13,3
Milliarden Dollar. Der operative
Gewinn des Quartals stieg in der
Folge auf 5,3 Milliarden Dollar
- nach 4,4 Milliarden Dollar im
Vorquartal und 0,7 Milliarden im
Vorjahreszeitraum.

Auch die Verschuldung hat der
Konzern weiter senken können,
auf nunmehr netto 3,9 Milliar-
den Dollar. Viele Jahre lang hatte
der Stahlkocher mit einem hohen
Schuldenstand zu kämpfen.
Nach der Fusion von Arcelor mit
Mittal Steel lag die Verschuldung
Ende 2008 bei über 26 Milliar-
den Dollar. Seitdem arbeitet der
Konzern an einer Entschuldung.
2012 waren es noch 21,8 Milliar-
den, 2015 15,7 Milliarden Euro.
Letztes Jahr (2020) wurde die an-
gestrebte Marke von unter sieben
Milliarden (6,4 Milliarden Dol-
lar) erreicht.
Dank der guten Entwicklung

der Finanzen hat der Konzern an-
gekündigt, weiter eigene Aktien
zurückzukaufen. Insgesamt eine
Milliarde Dollar will ArcelorMit-
tal hierzu einsetzen. Im letzten
Quartal hat das Unternehmen
zudem drei neue Investitionen
genehmigt. Dazu zählen eine
Kapazitätserweiterung im Be-
reich Langstahl in Monlevade
(Brasilien) sowie Investitionen
in die Minen Serra Azul (Brasi-
lien) und Las Truchas (Mexiko),
die eine hochwertige Eisenerz-
versorgung der Werke in Mexiko
sicherstellen sollen.
„Unsere Ergebnisse für das

dritte Quartal wurden durch das
anhaltend starke Preisumfeld
unterstützt und führten zum
höchsten Nettogewinn und der
niedrigsten Nettoverschuldung
seit 2008“, so Aditya Mittal wei-
ter. „Wir haben unsere Bilanz
neu positioniert, uns auf den
Übergang zu einer kohlenstoff-
armen Wirtschaft eingestellt, wir
wachsen strategisch durch hoch-

wertige, renditestarke Projekte und
wir geben Kapital an unsere Aktio-
näre zurück.“

Die Aussichten für die Zukunft
schätzt der Konzern als „positiv“
ein. „Es wird erwartet, dass sich
die zugrunde liegende Nachfrage
weiter verbessert und die Stahl-
preise auf einem hohen Niveau blei-
ben, wenn auch leicht unter den
jüngsten Rekordwerten“, so Aditya
Mittal. „Wir sind uns der Heraus-
forderungen bewusst, freuen uns
aber auch über die Chancen, die
sich dem Stahl in den kommenden
Jahren und darüber hinaus bieten
werden.“

Gute Aussichten
für die Zukunft

An der Börse kamen die vor-
gestellten Zahlen und Erwartungen
gut an. Bis gegen Mittag hatte der
Kurs der ArcelorMittal-Aktie in Lu-
xemburg um 2,7 Prozent zugelegt.
Innerhalb der letzten zwölf Mona-
te hat sich der Wert einer Arcelor-
Mittal-Aktie mehr als verdoppelt.
Lag ihr Preis Anfang Oktober 2020
noch bei rund 13,4 Euro, so wird sie
heute wieder zu rund 28 Euro ge-
handelt.

Als Folge der Schwierigkeiten
2020 hatte ArcelorMittal letztes
Jahr hierzulande einen Abbau von
15 Prozent der Arbeitsplätze an-
gekündigt. In Tripartite-Gesprächen
mit Gewerkschaften und Regierung
wurde jedoch vereinbart, keinen
Standort zu schließen. Zudem ver-
pflichtete sich der Konzern, bis 2025
mehr als 165 Millionen Euro zu in-
vestieren, um so den Fortbestand
des Sektors im Großherzogtum zu
sichern. Jedoch mit künftig nur noch
3.000 Arbeitsplätzen - vor zehn Jah-
ren zählte der Konzern hierzulande
noch etwa 6.000 Mitarbeiter. Nach
Jahrzehnten an der Spitze des Ban-
kings der wichtigsten Arbeitgeber
des Landes begann ArcelorMittal
ab 2016 zurückzufallen.



Der Medizinversandhandel Praxisdienst peilt dieses Jahr 120 Millionen Euro Umsatz an
Von Marco Meng

„Im September haben wir die ma-
gische Grenze von 100 Millionen
Euro Jahresumsatz durchbro-
chen“, freut sich Michael Heine
(44), Geschäftsführer und Inhaber
von Praxisdienst. Nicht zuletzt
durch die Pandemie bekommt der
Onlinehandel für Medizinproduk-
te einen unheimlichen Push: Be-
lief sich der Umsatz für das Unter-
nehmen mit Europasitz in Wecker
2020 auf über 80 Millionen Euro
2019 waren es 20,8 Millionen Euro
-, so werden es dieses Jahr zwi-
schen 120 und 130 Millionen Euro
sein. Damit hat Praxisdienst den
Wettwerber Hospilux in Contern,
der mit 49 Mitarbeitern 2020 einen
Umsatz von 2 Millionen Euro er-
wirtschaftete, überholt.

Schritt ins World Wide Web
1953 ist Praxisdienst in Deutsch-
land als Medizinproduktversender
gestartet - damals als Katalogver-
sandhandel. Ohne Internet und
kräftige Investitionen in den On-
linevertrieb, gäbe es das Unter-
nehmen heute wohl nicht mehr.
Heine, der Ende 2002 ins Unter-
nehmen kam, scheint das damals
erkannt zu haben: 2007 ging es mit
einem Webshop online - als einer
der ersten spezialisierten E-Shops
für Medizinprodukte. Damit mau-
serte sich das Unternehmen zu
einem der führenden E-Commer-
ce-Anbieter des Versorgungsbe-
darfs und Verbrauchsmaterials in

der Gesundheitsbranche. Den letz-
ten Katalog druckte man 2019.

Derzeit beschäftigt Praxisdienst
rund hundert Mitarbeiter, etwa zur
Hälfte in Luxemburg, wo die Ver-
waltung angesiedelt ist, und in
Deutschland, wo sich Vertrieb und
Logistik befinden. In der Nähe von
Trier steht ein modernes Lager mit
Robotern, was den Versand effizi-
ent macht. 2020 startete dort ein
vollautomatisiertes Lagersystem.
„Allerdings reicht der Platz kaum
noch“, sagt Geschäftsführer Hei-
ne. Das Unternehmen wickelt viel
Luftfracht über den Flughafen in
Findel ab und möchte auch mehr
die Schiene nutzen. „Da wäre na-
türlich Luxemburg für uns kein
schlechter Standort“, sagt Heine.
„Wenn wir die Verwaltung hier ha-
ben, warum dann nicht auch zu-
mindest einen Teil der Logistik.“
Weil der Medizinprodukte-Groß-
händler auch in Frankreich, Lu-
xemburg, Belgien bis Spanien das
Geschäft ausbauen will, wäre ein
zusätzlicher Logistikknotenpunkt
im Großherzogtum von Vorteil.
Noch habe man aber keine Ört-
lichkeit ins Auge gefasst, so Hei-
ne.

Schon 2017 hat das Unterneh-
men den überwiegenden Teil sei-
nes Umsatzes Online gemacht. Die
diversen Lockdowns weltweit
spielten Praxisdienst in die Hän-
de. Die Umsatzexplosion beruht al-
so vor allem auf Pandemieproduk-
ten wie Masken, Schnelltests und

Desinfektionsmittel, was sich nach
der Pandemie auch schnell wieder
abschwächen kann. Doch auch das
Verhalten der Kunden habe sich
geändert, meint Heine. So fehlte
den Arztpraxen heute oft schlicht
die Zeit, sich mit Außendienstmit-
arbeitern zu beschäftigen, die Me-
dizinprodukte anbieten, so wie
dies früher üblich war. Auch sei
der Informationsgehalt online mit
Ergänzung durch Telefon-Support
oftmals besser als die Informa-
tion, die ein Außendienstler zur
Hand habe, so Praxisdienst.

Hauptkunden von Praxisdienst
sind Arzt- und Physiotherapiepra-
xen, Pflegeeinrichtungen und La-
bore. Auch der größte Fußballver-
ein Frankreichs wird von Praxis-
dienst beliefert. „Das Ziel ist ganz
klar“, sagt Heine: „Wir wollen in al-
ler Bescheidenheit so eine Art
Amazon für Medizinprodukte wer-
den.“

Was das Wachstum bremst

„Wir sind in den Niederlanden und
in Belgien sehr stark und versu-
chen momentan, uns noch stärker
in Frankreich zu etablieren“, er-
läutert Heine. „Benelux, Frank-
reich und auch Richtung Spanien
sind für uns sehr, sehr interessan-
te Märkte.“ Praxisdienst ist auch
in Polen, Italien und England ak-
tiv. Doch der Markt dort wird
durch den Brexit immer schwieri-
ger.

„Wir wachsen rasant. Nur aus
dem einfachen Grund wachsen wir
nicht noch schneller, weil wir nicht
genug Leute haben“, sagt Heine.
„Wenn wir genügend gute Mit-
arbeiter finden würden, könnten
wir unser Geschäft noch auswei-
ten.“ An Spezialisten für Vertrieb
und Online-Marketing in verschie-
denen Sprachen hapere es.

Ein kleiner Bremsklotz ist aktu-
ell auch die Liefersituation bei ei-
nigen Produkten. Hier gibt es zum
Teil Verzögerungen bei der Be-
schaffung. Viele Produkte bezieht
das Unternehmen aus gypten
oder der Türkei, auch aus Europa
und aus Luxemburg selbst. Ande-
res, vor allem Handschuhe, kommt
aus Asien. „So viel es geht“, be-
tont Heine, „versuchen wir die Ar-
tikel von lokalen Produzenten zu
beziehen.“ Bei etlichen Produkten
gibt es aber keine.• Wir versuchen• momentan, uns

noch stärker in
Frankreich zu
etablieren.

• Gebremst werden• wir vor allein
vom Mangel an
Fachkräften.

Auf einen Blick
1953 in Wuppertal gegründet wurde
1978 der Sitz von Praxisdienst nach
Longuich bei Trier verlegt - die
geografische Nähe zu Frankreich,
Belgien, den Niederlanden und Lu-
xemburg ebnete den Weg für die
betriebliche Expansion nach Mittel-
europa. Ein erster Schritt wurde

2008 mit dem niederländischen
Shop unternommen. 2009 integrier-
te das Unternehmen auch einen Ve-
terinärshop. 2018 erfolgte in Lu-
xemburg die Gründung von Praxis-
dienst Europe S.à.r.l in Wecker.
2020 wies das inhabergeführte
Unternehmen einen Umsatz von 80
Millionen Euro aus. MeM



„Wir erwarten einen Preiskampf“

Bald dürfen Mieter selbst entscheiden, wie sie fernsehen möchten.

Der Satellitenbetreiber Astra wittert im Kampf gegen Telekom,

Vodafone & Co ein großes Geschäft. Es sei der „Flixbus-Moment“ im

Fernsehmarkt.

Von Henning Peitsmeier,

Unterföhring

Vielen Mietern ist es gleichgültig, wie das Fernsehen in ihr Wohnzimmer
kommt. Ob Kabel, Antenne oder Satellit, bisher haben sie auch kaum Einfluss
auf die Fernsehkosten in ihrem Mietvertrag. Hat etwa der Vermieter einen
Vertrag mit einem Kabelanbieter abgeschlossen, so muss der Mieter die Kosten
hierfür übernehmen.

Das wird sich von Dezember an ändern. Denn mit der Modernisierung des Tele-
kommunikationsgesetzes wird das sogenannte Nebenkostenprivileg abgeschafft,
das die Kosten für das Kabelfernsehen einfach auf den Mieter überwälzt. Zwar
gewährt der Gesetzgeber noch eine Übergangsfrist bis zum 30. Juni 2024, aber
grundsätzlich können Mieter künftig selbst entscheiden, ob sie statt ihres Kabel-
anschlusses das Fernsehsignal lieber über Antenne oder Satellit empfangen
wollen.

Rund 12 Millionen Miethaushalte in Deutschland können sich theoretisch die
monatlichen Kabelgebühren, die je nach Anbieter bis zu 180 Euro im Jahr
ausmachen, komplett sparen. „Für uns ist das eine Riesenchance, denn wir
können nur gewinnen“, sagt Norbert Hölzle, Geschäftsführer der zum Luxem-
burger Satellitenbetreiber SES gehörenden Tochtergesellschaften Astra Deutsch-
land und HD Plus mit Sitz in Unterföhring.

Der 55 Jahre alte Hölzle spricht vom „Flixbus-Moment“ im deutschen Fernseh-
markt. So wie vor acht Jahren, als mit der Liberalisierung des Fernbusmarktes
das Münchner Busunternehmen Flixbus seinen Siegeszug angetreten hatte, will
auch Astra die Gunst der Stunde nutzen, um Telekom, Vodafone & Co. Kunden
abzujagen. Seit vielen Jahren ist der Markt stabil verteilt. 90 Prozent der Haus-
halte in Deutschland empfangen Fernsehen entweder über Satellit oder Kabel:
Gut 17 Millionen Haushalte werden von Astra versorgt, knapp 16 Millionen von
den Kabelanbietern, und etwa 5 Millionen schauen via Internet (IPTV) oder

F.A.Z. - Unternehmen Montag, 08.11.2021
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Antenne.

Hölzle geht fest davon aus, dass es bei dieser Verteilung nicht bleiben wird. Peu à
peu will Astra Marktanteile von den Kabelkonzernen gewinnen und auch die
Antennenhaushalte vom eigenen Angebot überzeugen. Zwar bietet die Verbrei-
tung von Internet-Fernsehangeboten (IPTV) über Fernsehkabel und Telefonlei-
tungen eine Alternative zum Satelliten, doch dürften Kapazitätsgrenzen dafür
sorgen, dass weiter Satelliten für die Übertragung gebraucht werden.

Im entscheidenden Kampf mit den großen Kabelkonzernen beschwört Hölzle das
Preisargument: „Astra bietet den Fernsehsendern den günstigsten Verbreitungs-
weg an, günstiger als jeder Kabelanbieter. Das ist unser entscheidender Vorteil.
Außerdem geht es uns nur um das Fernsehsignal. Mit anderen Worten: Wir
treten nicht in Konkurrenz zu den übrigen Internet- oder Telefonangeboten der
Stadtwerke oder Energieversorger.“

Für den Endverbraucher kann das Satellitenfernsehen kostenlos sein, sofern er
auf die hochauflösenden Fernsehbilder in HD-plus-Qualität verzichtet, für die
eine Monatsgebühr fällig wird. Alle übrigen Empfangswege sind mit monatli-
chen Fixkosten verbunden, und eine Untersuchung des Vergleichsportals Veri-
vox hatte vor Kurzem ergeben, dass das Kabel der teuerste Zugangsweg für den
Endverbraucher ist.

Die Kunden von Astra sind die vielen Fernsehsender. Von ihnen kassiert der
Satellitenbetreiber lukrative Gebühren für die Transponder, also die Übertra-
gungskapazität. Abseits des Transpondergeschäfts liefert die Schwestergesell-
schaft HD Plus rund 2 Millionen Haushalten Fernsehen in HD-Qualität. Zuletzt
erwirtschaftete der Konzern in Deutschland nach eigenen Angaben Erlöse von
368 Millionen Euro. Hölzle sieht zusätzliches Potential in neuen Angeboten. So
will er schon in wenigen Wochen mit einem neuen Streamingangebot auf
Kunden in Ballungsgebieten zugehen, in denen der Satellitenanteil noch gering
ist, die aber über einen leistungsfähigen Internetanschluss verfügen.

Für das geplante Wachstum aus der Marktliberalisierung braucht er die Energie-
versorger und rund 600 Stadtwerke in Deutschland. Die zwei Dutzend Vertriebs-
mitarbeiter von Astra haben bereits mit der Kundenakquise begonnen. „Wir
müssen in den Innenstädten mehr Haushalte gewinnen, müssen in die Wohnun-
gen kommen. Aktuell sind wir mit 36 Stadtwerken im Gespräch und haben auch
schon erste Abschlüsse erzielt. Es ist aber sicher noch ein langer Weg“, sagt
Hölzle. Und dann sind da auch noch mit Vodafone und der Telekom zwei mäch-
tige Gegner, die dem kleinen Angreifer aus dem Münchner Vorort das Feld nicht
kampflos überlassen werden: „Die Kabelkonzerne werden sicher versuchen, ihre
Kunden zu behalten. Wir stellen uns auf einen Preiskampf ein.“
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Der Finanzminister von Luxemburg,
Pierre Gramegna, erwartet in

der EU schwierige Verhandlungen.
Auf die globale Mindeststeuer freut er sich.
Das Gespräch führte Markus Frühauf.

Warum gilt Luxemburg weiterhin als
Steueroase und damit als attraktiver
Standort in Europa für internationale
Konzerne?
Ein schlechter Ruf lässt sich nur etappen-
weise korrigieren. Wir haben das Pro-
blem, dass das Bild von Luxemburg noch
immer von der Vergangenheit bestimmt
wird, aber nicht von der Gegenwart. Doch
der Vorwurf der Steueroase entspricht seit
2014 nicht mehr der Realität. Wir tau-
schen die Steuerinformationen mit allen
Ländern aus und haben alle EU -Vorgaben
umgesetzt. Wir unterstützen auch die glo-
bale Mindeststeuer und eine gerechtere
Besteuerung der Gewinne der weltweit
größten Unternehmen. Dadurch werden
einheitliche Rahmenbedingungen
geschaffen und Steuern werden nur noch
eine kleine Rolle spielen. Das ist für
Luxemburg gut, weil dann stärker die Vor-
teile als Triple-A-Land, also als sehr ver-
lässlicher Standort, zum Tragen kommen.

Welche Rolle haben Ausnahmeregelun-
gen (Tax Rulings), und miissen diese mit
der globalen Mindeststeuer geopfert
werden?
Diese Rulings gibt es in fast allen EU -
Ländern. Bislang gibt es keine Initiative
auf EU -Ebene gegen diese Rulings. Diese
legen die Gesetze aus, schaffen aber kei-
ne Ausnahmen davon. Sie werden aber in
Zukunft mit mehr Steuertransparenz an
Bedeutung verlieren. Seit 2016 tauscht
Luxemburg alle Rulings automatisch mit
allen EU -Ländern aus.

Wo sehen Sie den Finanzplatz Luxem-
burg im europäischen Wettbewerb?
Trotz vieler internationaler Änderungen
hat sich der Finanzplatz in den vergange-
nen fünf Jahren sehr gut entwickelt. Der
Finanzplatz hat seine Anpassungsfähig-
keit bewiesen und sich sehr gut auf die
großen Trends vorbereitet. Luxemburg
hat im Bereich nachhaltiger Finanzen in
Europa eine führende Position. Das gilt
auch für den zweiten großen Trend, die
Digitalisierung. Die wichtigsten Anbieter
für elektronische Zahlungsdienste haben
ihren europäischen Hauptsitz in Luxem-

burg.

Wie lässt sich eine erfolgreiche Entwick-
lung für den Finanzplatz messen?
Mit einem verwalteten Vermögen von
5600 Milliarden Euro ist Luxemburg nach
den Vereinigten Staaten der zweitgrößte
Fondsstandort, der Welt. Das Wachstum
der Fondsgesellschaften wird natürlich
von der V-förmigen Wirtschaftserholung
unterstützt. Aber wir verfügen in Luxem-
burg über eine sehr große Auswahl unter-
schiedlicher Fonds und über entspre-
chend qualifiziertes Personal. Wir trei-
ben nachhaltige und grüne Finanzen
voran, wobei uns auch die in Luxemburg
ansässige Europäische Investitionsbank
(EIB) hilft. Mit ihr haben wir eine Klima-
plattform aufgebaut, über die sich in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern Pro-
jekte in einem Volumen von bis zu 3 Mil-
liarden Euro finanzieren lassen.

Luxemburg ist ein führender Fonds-
standort, aber gehandelt wird an ande-
ren Börsen.
Unsere Börse hat sich über Jahrzehnte
entwickelt. Sie hat sich auf den Anleihe-
bereich spezialisiert, Aktien spielen eher
eine nachgeordnete Rolle. Auf dem
Gebiet grüner und nachhaltiger Anleihen
nimmt sie eine führende Rolle ein. Die
EU -Anleihen zur Finanzierung des Wie-
deraufbaufonds sind alle dort notiert.

Betrachten Sie sich als Vorreiter in der
Green Finance?
Das sehen auch andere so, und dafür gibt
es zahlreiche Beispiele. Was grüne Finan-
zen betrifft, sind wir in Europa unter den
Top 5 und in der EU sogar unter den Top
3. Nachhaltige Finanzen werden immer
wichtiger und sind ein Muss, wenn die
Klimaziele erreicht werden sollen. Die
Finanzwelt muss in sämtlichen Bereichen
grün werden, die professionellen Investo-
ren müssen ihre Portfolios nachhaltig
ausrichten. Je eher, desto besser!

In der EU-Taxonomie stehen noch wich-
tige Entscheidungen aus: Ist Atomkraft,
auf die Frankreich setzt, als Übergangs-
technologie geeignet?

Luxemburg gilt zwar als Land des Kom-
promisses, aber in der Atomkraft sind wir
nicht kompromissbereit. Wir halten diese
Energie für sehr gefährlich und nicht für
nachhaltig. Ich denke, unsere Sichtweise
wird auch von der Mehrheit der deut-
schen Bevölkerung geteilt. Hier einen
Kompromiss zu finden wird für die Kom-
mission schwierig. Aber Europa hat die
Kunst des Kompromisses erfunden.

Hat Luxemburg vom Brexit mehr als
andere Finanzplätze profitieren können?
Der Brexit hat gezeigt, dass es in Europa
ausreichend Platz für mehrere Finanz-
plätze gibt. Paris, Dublin, Amsterdam,
Frankfurt und auch Luxemburg konnten
Finanzdienstleister anziehen. Nach
Luxemburg zogen natürlich Fondsgesell-
schaften, zum Teil auch Versicherer.
Amerikanische Banken haben im Groß-
herzogtum inzwischen ihren Sitz für das
Wealth Management, die Vermögensver-
waltung wohlhabender Kunden.

Sind Sie mit den Brexit-Verhandlungen
zufrieden, was den Finanzbereich
betrifft? .
Grundsätzlich schadet der EU -Austritt
Europa und Großbritannien. Ich hätte
mir gewünscht, dass Finanzdienstleistun-
gen eher in die Verhandlungen einbezo-
gen worden wären. Die Verhandlungen
sind hier sehr verfahren. Wir befinden
uns mittlerweile in einer Grauzone. Zwar
stehen Äquivalenzregelungen im Raum,
doch ist weiterhin unklar, wie diese ange-
wendet werden sollen. Die Kommission
und die anderen Mitgliedstaaten haben
den Finanzbereich in den ersten Ver-
handlungsrunden ausgeklammert, weil
andere Themen wie zum Beispiel der
Güterverkehr als wichtiger erachtet wur-
den. Für Luxemburg mit seinem Schwer-
punkt im Finanzbereich ist das ganz klar
ein Nachteil.

Braucht Europa eine Vereinheitlichung
in Form der Kapitalmarkt- und Banken-
union' oder wäre mehr Wettbewerb zwi-
schen den Standorten besser?
Wir wollen eine Bankenunion und eine
gemeinsame Einlagensicherung. Dabei
dürfen die Tochtergesellschaften der Ban-
kengruppen in Sachen Eigenkapital und
Liquidität nicht entmachtet werden. Die
Finanzkrise hat gezeigt, dass es nicht
genügt, dass die Muttergesellschaften über
Finanzpolster "verfügen. Auch die Filialen
müssen genügend Eigenkapital vorhalten
können. Es geht darum, mehr Finanzstabi-
lität in der EU, aber auch in den einzelnen
Mitgliedstaaten zu schaffen. Für ein
gemeinsames Krisenmanagement in
Finanzkrisen müssen auch die nationalen
Gesetze stärker harmonisiert werden.

Wie steht Luxemburg zu einer europäi-
schen Einlagensicherung?
Die lässt sich nur schrittweise erreichen.
Aber in Bezug auf die Lasten mit faulen



Krediten bin ich sehr zuversichtlich. Die-
se wurden in den vergangenen Jahren
deutlich abgebaut. Auch deshalb sind
Banken und Fonds so gut durch die Coro-
na-Krise gekommen. Waren sie in der
großen Finanzkrise 2008 Teil des Pro-
blems, sind sie nun Teil der Lösung.



Nachhaltigkeit im Luxemburger Bankgeschäft ist ein großes Thema - für die Institute stellen sich aber auch viele Fragen

Von Marco Meng

Das Bewusstsein eines Unterneh-
mens für soziale und ökologische
Faktoren und sein Handeln da-
nach spielen eine immer wichtige-
re Rolle. „Environmental, Social
and Corporate Governance“ (ESG)
ist zu einem Schlagwort gewor-
den. Aber ist es auch tatsächlich
mehr als nur eine Floskel

In der kürzlich vorgelegten
Untersuchung von PwC Luxem-
burg zur Luxemburger Banken-
landschaft befasst sich das Bera-
tungsunternehmen insbesondere
mit der Frage, was ESG für die Ban-
ken bedeutet. „77 Prozent der in-
stitutionellen Anleger sind bereit,
bis 2022 nicht mehr in Nicht-ESG-
Produkte zu investieren“, stellt der
Bericht fest. Hingegen planen nur
14 Prozent der Vermögensverwal-
ter, zum gleichen Zeitraum auch
keine solchen Produkte mehr auf-
zulegen. Und 7 3 Prozent der Vor-
standsvorsitzenden lokaler Ban-
ken sind bereit, mehr in den grü-
nen Wandel des Bankensektors zu
investieren. Da ESG doch aktuell
so sehr in aller Munde ist – sind
dann die Zahlen nicht doch ver-
gleichsweise niedrig„

„Zum jetzigen Zeitpunkt ist ESG
noch ein Konzept“, sagt dazu Jörg
Ackermann, Banking Consulting
Partner bei PwC Luxemburg, „das
keine exakte Wissenschaft ist, son-
dern eher ein sich entwickelnder
Rahmen mit vielen Aspekten, die
mit der Zeit noch verfeinert oder
geklärt werden müssen“.

Er geht davon aus, dass sich die
genannten Zahlen im Laufe der
Zeit nach oben entwickeln. „Aus
den Interviews, die wir im Rah-
men unserer Publikation geführt
haben, geht eindeutig hervor, dass
die Bedeutung von Nachhaltigkeit
und ESG für Banken und die da-
mit verbundenen Erwartungen der
Öffentlichkeit sehr ernst genom-
men werden und das Thema ganz
oben auf der Agenda der luxem-
burgischen Banker steht“, so
Ackermann.

„Die ESG-Revolution führt in
der europäischen Finanzindustrie
zu massiven Veränderungen“, kon-
statiert die „Banking Trends & Fi-
gures 2021“-Studie von PwC Lux-
mburg. Aufgrund ihrer doppel-
ten Position als Finanzmarktteil-
nehmer und Finanzierungsquelle

seien Banken von diesem Paradig-
menwechsel doppelt so stark be-
troffen und trügen die doppelte
Verantwortung für aktive, konkre-
te Schritte zu mehr Nachhaltig-
keit. Noch ist die Integration von
ESG in die Strategie der Banken
eher eine Ausnahme.

Kunden verlangen danach

Laut PwC Luxemburg sind es vor
allem regulatorische Anforderun-
gen und Kunden, die mehr Nach-
haltigkeit verlangen. Warum Ban-
ken noch zurückhaltend sind, lie-
ge auch an der Diskrepanz zwi-
schen langfristigen Anlagezielen
und kurzfristigem Liquiditätsbe-
darf, analysiert Roxane Haas, Ban-
king Industry Leader, in der Stu-
die.

Derzeit gibt es nur wenige ESG-
Finanzprodukte. Ihre Zahl, so PwC
Luxemburg, muss erhöht werden,
ohne das Angebot an traditionel-
len Produkten in der Ubergangs-
zeit zu opfern. Obwohl sich natür-
lich alle offiziell für ESG ausspre-
chen, ist auch klar, dass das für
Banken und Vermögensverwalter,
wie auch für Versicherer, zuerst
einmal höheren Aufwand, mehr
Kosten und wahrscheinlich des-
wegen weniger Gewinn bedeuten
kann – und das, nachdem bereits
regulatorische Anforderungen die
Kosten in die Höhe schraubten und
letztes Jahr auch die Pandemie das
Geschäft eintrübte.

Ebenso sieht man an den stetig
steigenden Milliarden, die die In-
vestmentfonds bei den Banken de-
ponieren: zwar braucht der Wan-
del hin zu mehr Nachhaltigkeit viel
Geld - das Angebot an Projekten,
in die sich diesbezüglich zu inves-
tieren lohnt, ist indes gering oder
wird aus anderen Gründen nicht
genutzt. Wie die Luxemburger
Zentralbank im Oktober mitteilte,
stiegen die Depots von Invest-
mentfonds bei den Luxemburger
Banken um 21 Prozent, das ist ein
Plus von 38,4 Milliarden Euro.

Gewinne der Banken gehen zurück

Die 128 zugelassenen Banken am
Ende des Geschäftsjahres 2020 hat-
ten letztes Jahr erneut einen Ge-
winnrückgang verbuchen müssen
Der Rückgang auf einen Über-
schuss von netto 3,04 Milliarden
Euro betrug mehr als 18 Prozent,

was zu einem nicht unerheblichen
Teil auf den Corona-Schock zu-
rückzuführen sein dürfte. Dabei ist
festzustellen, dass von den sechs
großen Bankengruppen am
Finanzplatz nur die Banken aus der
Schweiz ein Gewinnplus verzeich-
neten. Das chinesische Segment
mit sechs Instituten am Finanz-
platz machte insgesamt erneut
Verluste mit minus 4 Millionen
Euro (gegenüber einem Fehlbe-
trag von 2 3 Millionen Euro 201 ).
Die chinesischen Banken, von
denen die Bank of China Luxem-
bourg die größte ist, sind über-
wiegend im Firmenkundenge-
schäft tätig. Dazu gehört Handels-
und Projektfinanzierung.

Die Gruppe der neun Schwei-
zer Banken in Luxemburg mit Pic-
tet als der größten hat als Schwer-
punkt Vermögensverwaltung und
Private Banking. Mit einem Plus
von 52, 6 Prozent wiesen die
Schweizer Banken in Luxemburg
letztes Jahr das höchste Wachs-
tum des Jahresgewinns auf, von 7
Millionen Euro auf 11 6 Millionen
Euro.

Deutlich zurück gingen dem-
gegenüber die Gewinne der 1 3 lu-
xemburgischen Banken mit der
BCEE als der größten. Das diver-
sifizierte Geschäftsmodell mit den
Schwerpunkten Privat-, Retail-
und Firmenkundengeschäft sowie
Asset Servicing und Private Ban-
king brachte Nettogewinne von
2 63 Millionen Euro im Vergleich
zu 613 Millionen Euro 2019, was al-
lerdings vor allem auf den Anstieg
der Risikovorsorge wegen der Pan-
demie zurückzuführen war.

Ein ähnlich diversifiziertes Ge-
schäftsmodell bieten auch die
deutschen Banken am Standort Lu-
xemburg an mit der Deutsche Bank
als der größten. Sie hatten letztes
Jahr insgesamt einen Gewinnrück-
gang von 108 auf 78 Millionen Euro
zu verschmerzen. Die britischen
und amerikanischen Banken in Lu-
xemburg mit JP Morgan als der
größten betreiben vor allem
Fondsdienstleistungen. Dieses
Segment profitiert vom anhalten-
den Wachstum des Fondsge-
schäfts. Unterm Strich standen 552
Millionen Euro gegenüber 602 Mil-
lionen im Jahr davor. Das franzö-
sische Bankensegment mit Soci été
G é nérale Luxembourg an der Spit-

ze betreibt ein Universalbankge-
schäft mit Schwerpunkt auf Priva-
te Banking, Asset Servicing und
Kreditvergabe. Der Jahresüber-
schuss blieb mit -1,4 Prozent rela-
tiv stabil (281 Millionen Euro
gegenüber 285 Millionen 201 ).

Der Druck wächst
Die Finanzaufsichtsbehörde CSSF
hat im Sommer ein Rundschrei-
ben über das Management der
ESG-Risiken veröffentlicht. „Die
Komplexität der ESG-Themen“,
schreibt dazu der Luxemburger
Bankenverband ABBL, „das Feh-
len harmonisierter Vorschriften
und politischer Leitlinien sowie
die begrenzten Instrumente und
Daten zur Identifizierung, Mes-
sung, Steuerung und Offenlegung
ESG-bezogener Finanzrisiken stel-
len die Finanzinstitute vor viele
Herausforderungen“. Die ABBL
hat darum im April eine ESG-Risi-
ko-Taskforce ins Leben gerufen,
um ihre Mitglieder in diesem Be-
reich zu unterstützen.

Nächstes Jahr wird die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) eine um-
fassende aufsichtliche Überprü-
fung der Praktiken der Banken
durchführen und gegebenenfalls
konkrete Folgemaßnahmen ergrei-
fen: Große Institute mit börsenno-
tierten Emissionen müssen ab Ju-
ni 2022 auch Informationen zu
ESG-Risiken offenlegen.

Im Zusammenhang mit der EU-
Agenda für nachhaltige Finanzen
ist klar, dass ESG-Informationen
bald in gleicher Weise wie Fi-
nanzinformationen berücksichtigt
werden, erklärt Julien Froumouth,
Berater für nachhaltige Finanzen
bei der ABBL. Auch wenn die Ban-
ken unter wachsendem Druck
stünden, gebe es ebenso Chancen,
wie die Einführung neuer Produk-
te und die Verbesserung von Mar-
ke und Ruf. „Gleichzeitig kann das
langfristige Geschäftsrisiko durch
eine angemessene Verwaltung,
Messung und Verfolgung von
Nachhaltigkeitsfaktoren verrin-
gert werden.“ Dies schaffe neue,
beträchtliche Investitionsmöglich-
keiten in aufstrebenden Sektoren
und Aktivitäten wie Wasserstoff,
erneuerbare Energien, grüne In-
frastruktur oder saubere Techno-
logien.





Conseil national des finances publiques prüft Staatshaushalt
2022 und Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen

Von Michèle Gantenbein
Der Conseil national des finances
publiques (CNFP) analysiert Jahr
für Jahr die Lage der öffentlichen
Finanzen und prüft deren Nach-
haltigkeit. Und jedes Jahr weist das
Gremium auf die alternde Gesell-
schaft und die langfristig steigen-
den Kosten für das Renten-, Ge-
sundheits- und Pflegesystem hin.
„Heute investiert Luxemburg 1
Prozent seiner Wirtschaftsleis-
tung in diese Kosten. 2070 werden
es 24,6 Prozent sein", erklärte der
CNFP-Vorsitzende Marc Wagener
gestern bei der Vorstellung der
Analyse des nationalen Rates für
öffentliche Finanzen. „Das ist eine
Steigerung von 8,6 Prozent und
entspricht gemessen an der aktu-
ellen Wirtschaftsleistung Kosten
in Höhe von 5,5 Milliarden Euro,
die Luxemburg zusätzlich ausge-
ben muss.“ Den Löwenanteil macht
das Rentensystem aus, mit heute
zehn Prozent des Bruttoinlands-
produktes. Dieser Anteil werde auf
18 Prozent im Jahr 2070 steigen.

Anpassungen beim Rentensystem

Aktuell stehen 450 000 Beitrags-
zahler 200 000 Rentnern gegen-
über, was zu berschüssen führt.
Die Rentenreserve ist derzeit mit
22 Milliarden Euro prall gefüllt.
Damit sind die Renten für knapp
fünf Jahre abgesichert. Kurz- und
mittelfristig hat Luxemburg ange-
sichts der komfortablen Lage kein
Problem mit der Rentenfinanzie-
rung, längerfristig aber schon. Aus
diesem Grund rät der CNFP zu An-
passungen. „Je früher man etwas
unternimmt, desto geringer müs-
sen die Anpassungen sein“, so
Marc Wagener. Es sei Sache der

Regierung festzulegen, ob die Bei-
träge erhöht, die Leistungen ge-
kürzt oder das Rentenalter ange-
hoben wird.

Am Staatshaushalt 2022 und am
mehrjährigen Haushalt hat der
CNFP nichts auszusetzen. Der
Staatshaushalt halte die nationa-
len und internationalen budgetä-
ren Regeln ein, wobei die europäi-
schen Regeln 2020 bis 2022 we-
gen der Pandemie ausgesetzt wor-
den sind. Luxemburg hat sich Wa-
gener zufolge besonders gut von
der Pandemie erholt, so dass es in
den Jahren 2021 und voraussicht-
lich auch 2022 von der Ausnah-
meregelung gar nicht Gebrauch
machen muss. Die Ausnahmerege-
lung läuft 2023 aus. Die neuen bud-
getären Regeln für die Jahre 2023
bis 2025 werden im April 2022 von
der EU-Kommission festgelegt.

Das CNFP hat auch die makro-
ökonomischen Prognosen unter
die Lupe genommen. „Im Ver-
gleich zu unseren Nachbarn sind
wir gut durch die Pandemie ge-
kommen“, so der CNFP-Vorsitzen-
de - mit einem geringen Rück-
gang der Wirtschaftsleistung im
Jahr 2020 (minus 1,8 Prozent) und
einem starken wirtschaftlichen
Aufschwung (plus sechs Prozent)
im Jahr 2021. „Gesamtwirtschaft-
lich war Luxemburg bereits im
dritten Quartal 2020 wieder auf
dem Vorkrisenniveau, während
das in der Eurozone noch heute
nicht der Fall ist“, so Wagener. Das
habe vor allem mit dem hohen
Dienstleistungsanteil der Luxem-
burger Wirtschaft zu tun.

Die wirtschaftliche Entwicklung
ist allerdings einigen Risiken aus-
gesetzt. So ist unklar, wie es mit der

Corona-Pandemie weitergehen
wird. Vor allem aber könnte die
durch die hohen Energiepreise und
die Lieferkettenprobleme angeheiz-
te Inflation einen negativen Impakt
haben. „Allein von September bis
Oktober ist die Inflation von 2,7 auf
3,6 Prozent angestiegen", gab Wa-
gener zu bedenken.

Staatsschulden steigen

Die Pandemie hat ein tiefes Loch
in die Staatskasse (2020: 3,1 Mil-
liarden Euro) gerissen, doch laut
den Prognosen wird das Defizit bis
202 auf 700 Millionen Euro redu-
ziert, nicht zuletzt durch Einnah-
men, die in den Jahren 2023 bis
2025 stärker ansteigen werden als
die Ausgaben. Positiv sei auch,
dass die Einnahmen zwischen 2021
und 2025 um eine Milliarde Euro
pro Jahr stärker steigen als noch
im Stabilitäts- und Wachstums-
pakt vom April angenommen. Dem
gegenüber stehen weniger stark
steigende Ausgaben in den Jahren
2021 und 2022. „Doch ab 2023 ha-
ben die stark sprudelnden Einnah-
men als Konsequenz, dass auch die
Ausgaben wieder stärker steigen
werden“, so Wagener.

Die Corona-Krise hat zu einer
höheren Staatsverschuldung ge-
führt. In den Jahren 2020/2021 ist
sie um 3,5 Prozent (vier Milliar-
den Euro) gestiegen, letztlich aber
bleibt sie auch in den kommenden
Jahren unter der selbstgesteckten
Grenze von 30 Prozent des BIP.
Dennoch gibt der CNFP zu beden-
ken, dass die Staatsschuld 2023 im
Vergleich zur Annahme von 2019
um zehn Prozent rund sieben Mil-
liarden Euro) höher sein wird.



CNFP Langfristig besteht Handlungsbedarf
Christian Muller
Kurz und mittelfristig sei die
Lage der Luxemburger Staats-
finanzen gut, urteilt der natio-
nale Finanzrat. Sie entwickeln
sich aktuell besser als zu
Jahresbeginn erwartet. Lang-
fristig gebe es jedoch hohe
Risiken, warnt der CNFP. Und
demnach auch Handlungs-
bedarf.
Zu normalen Zeiten erhält jedes
Mitgliedsland der EU finanz-
technische Vorgaben aus Brüssel.
Ziel ist das Vermeiden staatlicher
Schuldenkrisen. Es gilt, die na-
tionalen Finanzen langfristig so-
lide und nachhaltig zu gestalten.
Staatsfinanzen gelten als nach-
haltig, wenn sie in der Lage sind,
die Ausgaben zu stemmen, ohne
dass die Steuern erhöht werden
müssen und ohne dass die Ver-
schuldung steigt.
Mission der kleinen staatlichen

Institution CNFP („Conseil na-
tional des finances publiques“) ist
es, eine unabhängige Bewertung
zur Entwicklung der Lage der
Staatsfinanzen vorzunehmen. In
jedem Mitgliedsland der Euro-
zone gibt es eine solche Institu-
tion. Am Montag gab der Rat nun
seine Bewertung für den Staats-
haushalt 2022 und für die Pläne
für die kommenden Jahre ab.
„Wir sind wirtschaftlich gut

durch die Krise gekommen“,
unterstrich Marc Wagener, Präsi-
dent des CNFP, am Montag vor
Journalisten. Anders als die meis-
ten europäischen Länder habe
Luxemburg, gesamtwirtschaft-
lich, den konjunkturellen Ein-
bruch bereits hinter sich gelassen.

Wachstum stützt
Staatsfinanzen

Gedanken macht er sich jedoch
bezüglich Arbeitslosigkeit und In-
flation. Das Wachstum sei nicht
hoch genug, um langfristig die
Arbeitslosenquote nach unten zu
drücken, sagt er. Bis 2025 wird
erneut mit einem Anstieg ge-
rechnet.

In Sachen Preissteigerung fragt

sich Wagener, ob die Inflations-
rate in den kommenden zwei Jah-
ren nicht vielleicht doch höher
ausfallen könnte als erwartet. Im
Oktober war die Inflation hier-
zulande, mit 3,62 Prozent, auf
den höchsten Stand seit 2011 ge-
stiegen. Auch Statec hatte seine
Prognosen für die Inflationsrate
zuletzt deutlich erhöht. War das
statistische Institut vor einigen
Monaten noch von einer Preis-
steigerungsrate von 2 Prozent in
diesem und 1,6 Prozent im kom-
menden Jahr ausgegangen, so
rechnet es mittlerweile mit 2,5
Prozent in beiden Jahren.
Mit der wachsenden Wirtschaft

entwickeln sich auch die Staats-
finanzen deutlich besser als zu
Jahresbeginn erwartet, so Wa-
gener weiter. Zwar sei 2020 ein
Rekorddefizit erwirtschaftet wor-
den, doch bereits 2021 und 2022
werde Luxemburg voraussicht-
lich die Haushaltsvorgaben wie-
der einhalten können. Das sei
„bemerkenswert“, hob er hervor.
Immerhin seien die Regeln aktu-
ell noch bis 2022 ausgesetzt.
Weiter hebt der CNFP-Vorsit-

zende hervor, dass beim Zentral-
staat zwar bis zum Ende des
Zeitraums (2025) Defizite ein-
geplant sind – und die Ver-
besserungen aktuell nur noch
sehr langsam voranschreiten –,
der Gesamtstaat jedoch, dank
dem Überschuss in der Renten-
kasse, ab 2024 wieder die schwar-
zen Zahlen erreichen soll. Vor
allem verglichen mit den Zahlen
vom Jahresbeginn habe sich die
Lage bereits schnell und deutlich
verbessert.

Aus Überschüssen
werden Defizite

Weniger optimistisch klingt der-
weil der Blick in die fernere Zu-
kunft. In dieser zusätzlichen
Analyse wurde untersucht, wie
gut Luxemburgs Staatsfinanzen
aufgestellt sind, wenn es um
die Finanzierungskosten der
älter werdenden Gesellschaft

geht. Basierend auf demo-
grafischen Prognosen von
Eurostat hat der Rat aus-
gerechnet, dass die be-
treffenden Kosten von
heute 16 Prozent des BIP
auf 24,6 Prozent im Jahr
2070 steigen werden.
Aktuell erwirtschafte das

Rentensystem Jahr für Jahr
noch hohe Überschüsse,
so Wagener. „In 20 Jah-
ren wollen die Beitrags-
zahler von heute jedoch in
Rente gehen.“ In dem Mo-
ment werde eine neue Dyna-
mik entstehen. Wenn nicht an
der einen oder anderen Schrau-
be gedreht werde, würde das Sys-
tem in die roten Zahlen rutschen,
warnt er. Da gebe es langfristig
schon ein „sehr hohes Risiko“ für
die Staatsfinanzen.

Bei den Staatsschulden sieht
er eine ähnliche Dyna-
mik. Man erwarte,
dass die
Schuldenquote des Landes vor-
erst (bis 2045) langsam wei-
ter (bis auf 30 Prozent des BIP)
wachsen werde. Danach sollen
die Ausgaben des Staates dann
jedoch viel schneller steigen, so-
dass die Quote von 60 Prozent
zum BIP bereits 13 Jahre danach
erreicht wäre.
Marc Wagener hebt hervor,

dass es sich bei diesen Zahlen
um Trends, und nicht um Vorher-
sagen, handelt. Einerseits wisse
niemand, was 2070 wirklich sein
wird, andererseits sei es jedoch
einfach, auszurechnen, wann wie
viele Menschen in Rente gehen.

Das Land habe aber nach wie
vor genügend Zeit zum Handeln,
hebt er weiter hervor. Es gebe
keinen Grund, in Panik zu ver-
fallen. Er würde der Politik raten,
spätestens in fünf Jahren zu be-
ginnen, sich mit dem Thema zu
befassen. „Die Dynamik in den
Ausgaben wird in 15 bis 20 Jah-
ren kommen. Bis dahin sollen
wir nicht warten. (…) Die not-
wendigen Anpassungen werden
kleiner ausfallen, je früher sie

umgesetzt werden.“





 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

TRANSPORT UND LOGISTIK 
 

 

 

 

 

 

 



COP26 Minister Bausch über Luxemburgs neue Wege in der Mobilität
Philip Michel

Als Musterbeispiel in Sachen
Klimaschutz wurde Luxem-
burg am Donnerstag bei der
Klimakonferenz Cop26 in Glas-
gow zwar nicht bezeichnet, als
Musterschüler in Sachen Mobili-
tät aber schon. In einer Ge-
sprächsrunde erläuterte Minis-
ter François Bausch, wie und
warum das Land den Weg zum
gratis öffentlichen Transport

einschlug.

„Nul n’est prophète dans son
pays“: Während Mobilitätsminister
François Bausch („déi gréng“)
hierzulande mitunter in den so-
zialen Medien für jeden Stau,
die Erhöhung des Benzinpreises
und auch so manchen Strafzettel
persönlich verantwortlich gemacht
wird, schaut man im Ausland mit
Anerkennung und auch ein wenig
Neid auf Luxemburg. Die Impulse
der letzten Jahre in Sachen Mobili-
tät sind jedenfalls nicht unbemerkt
geblieben, sei es der Bau der Tram
und vor allem der gratis öffentliche
Transport.

So war das auch am Donnerstag
in Glasgow, wo Bausch im Rah-
men der Cop26 an einer Konferenz
mit dem sperrigen Titel „Climate
and transport: What’s needed for
substainable mobility and how to
get there“ teilnahm. Neben Bausch
waren die äthiopische Transport-
ministerin Dagmawit Moges, der

Vizepräsident der Europäischen
Investitionsbank BEI, Kris Peeters,
sowie Binyam Reja als Vertreter
der Weltbank geladen.

Kompliziert und
einfach zugleich

Und natürlich musste Minis-
ter Bausch den Anwesenden
erklären, wie es zum gratis öf-
fentlichen Transport im Groß-
herzogtum kam. „Die Geschichte
ist kompliziert und einfach zu-
gleich“, holte Bausch bis in das
Jahr 2013 aus. Kompliziert, weil
jahrzehntelang das Automobil im
Land absolute Priorität besaß.
Einfach, weil es in Anbetracht
des alltäglichen Verkehrsinfarkts
auf Luxemburgs Straßen keine
Alternative zu einem ganz neuen
Mobilitätskonzept gab. Dabei
geht es darum, Menschen zu be-
fördern und keine Fahrzeuge. Ein
solches Motto in dem Land um-
zusetzen, das EU-weit die höchs-
te PKW-Dichte aufweist, sei die
eigentliche Herausforderung, so
Bausch. Der gratis Transport wäre
ungemein wichtig gewesen, die
Menschen davon zu überzeugen,
dass sie von einem neuen Mobili-
tätskonzept profitieren und dass
es sich dabei nicht um eine Politik
gegen das Auto handele. Immer-
hin habe sich die Zahl der Zug-
passagiere in den letzten 10 Jahren

um 80% erhöht, so Bausch. „Das
Wichtigste am gratis öffentlichen
Transport war die breite Debatte
über Mobilität, die dadurch ent-
stand“, sagte Bausch. Um sinn-
gemäß anzufügen, dass eine solche
Diskussion nicht mit der Rute, son-
dern mit der Karotte zu führen sei.

Natürlich ist es nicht damit ge-
tan, den öffentlichen Transport
kostenlos für die Benutzer zu ma-
chen. Gleichzeitig müsse in das
Angebot investiert werden. Das
sei eine Frage der Prioritäten, so
Bausch. In den letzten 40 Jahren
sind in Luxemburg zwei Drittel der
Investitionen im Bereich Trans-
port in den Straßenbau geflossen,
lediglich ein Drittel in den öffent-
lichen Verkehr. Das Verhältnis sei
heute umgekehrt. In diesem Kon-
text wies der Vizepremier auch auf
die Radinfrastruktur hin, in der ein
viel höherer „Return on Invest“ zu
erzielen sei als bei Investitionen
für den motorisierten Verkehr.
„Schlussendlich ist eine effizien-
te und nachhaltige Mobilität ab-
hängig davon, wie der urbane
Raum gestaltet wird“, sagte Fran-
çois Bausch in seinem Fazit. „Wir
müssen uns nicht wundern, wenn
wir die Klimaziele und eine besse-
re Mobilität verpassen, wenn wir
so planen wie in der Vergangen-
heit. Die Städte müssen für die
Menschen gestaltet werden.“ Und
eben nicht für Autos.



Die Vorbereitungsarbeiten für das neue Parkhaus mit 370 Stellplätzen in Wasserbillig sind in vollem Gange

Wasserbillig. Die Bauarbeiten für
das geplante P&R-Parkhaus am
Bahnhof in Wasserbillig schreiten
voran. Zurzeit wird die alte Gü-
terhalle der CFL abgerissen. An
diesem Standort soll demnächst
die neue Stahlkonstruktion mit ins-
gesamt 370 Parkplätzen entstehen.
Wie Tom Ewert, zuständig für die
Kommunikation bei der CFL, auf
Anfrage berichtet, soll der Bau En-
de 2023 abgeschlossen sein.

Aktuell werde ein Durchgang
unter den Gleisen durchgeführt,
damit Kabel für das neue Gebäude
an die technischen Installationen
angebunden werden könnten, so
Ewert weiter. Im neuen Komplex
sollen laut der CFL sämtliche Park-
hausanlagen sowie der Zustand
weiterer technischer nicht eisen-
bahngebundener Elemente der Li-

nie 30 zwischen Luxemburg und
Trier zentral überwacht werden.

E -Ladesäulen im Parking
und überdachte Gleise

Die Arbeiten am Parkhaus selbst
sollen im kommenden Jahr begin-
nen. Vorgesehen sind im neuen
Parking ebenfalls zehn Stellplätze
für Personen mit eingeschränkter
Mobilität, zehn für Carsharing-
Nutzer, zehn für Elektroautos und
weitere sechs Parkplätze für den
CFL-Bedarf. Ladeeinrichtungen
für Elektroautos sowie Abstellplät-
ze für Fahrräder werden vorhan-
den sein.

„Mit dem Bau wollen wir Kun-
den die Benutzung des öffentli-
chen Personennahverkehrs und
das Umsteigen vom Auto auf den
Zug noch einfacher machen", sagt
Tom Ewert. Das Dach des Gebäu-
des soll begrünt und mit Photo-

voltaikanlagen ausgerüstet sein.
Auf der Internetseite der CFL ist
zudem angegeben, dass das Pro-
jekt eine Anpassung und den Um-
bau der Eisenbahninfrastruktur
vor Ort vorsieht. Die Bahnsteige
sollen überdacht werden, auch die
Fahrgasteinrichtungen sollen für
Personen mit eingeschränkter Mo-
bilität insbesondere durch den Bau
von Aufzügen zugänglich sein.
Darüber hinaus soll der Gleisplan
neu gestaltet werden, auch sind
längere Gleise geplant, damit der
Bahnhof besonders lange Güter-
züge aufnehmen kann.

Die Realisierung des neuen
P&R-Parkhauses am Bahnhof steht
bereits seit längerer Zeit im Raum.
Weil viele Berufstätige aus den
Nachbarorten und der deutschen
Grenzregion täglich nach Wasser-
billig mit den Autos pendeln, um
dort am Bahnhof in den Bus oder

Zug umzusteigen, ist die Situation
seit Jahren angespannt. In der Ort-
schaft stehe nur eine begrenzte An-
zahl an Stellplätzen für die An-
wohner, die Kunden der anliegen-
den Geschäfte oder die Berufs-
pendler zur Verfügung, erklärt
Bürgermeister Jérôme Laurent. Er
sehe beim neuen Projekt nur Vor-
teile: „Das Parkhaus wird einen
Mehrwert bringen."

Seit 2019 in Wasserbillig und
2020 in Mertert eine Vignette für
Anwohner im Rahmen des Par-
king résidentiel eingeführt wurde,
hat sich die Situation mit Dauer-
parkern in der Gemeinde laut Jé-
rôme Laurent entspannt. Zuvor
waren in der Ortschaft die Park-
plätze am Straßenrand häufiger
durch Berufspendler belegt.



Zweite Schleuse in Trier: Service de la Navigation sieht keine Veränderung des Betriebs an der Mosel

Grevenmacher/Stadtbredimus. Die-
ser Schritt war notwendig: Nach
acht Jahren Bauzeit ist vor Kur-
zem die zweite Schleusenkammer
an der Staustufe in Trier in Be-
trieb gegangen. Das Güteraufkom-
men auf der Mosel ist in den ver-

gangenen Jahrzehnten stark gestie-

gen. Die zahlreichen Verantwort-
lichen bezeichneten bei der Eröff-
nung den Ausbau als zukunftswei-
send nicht nur für Rheinland-Pfalz,
sondern auch für seine Nachbarn
wie etwa Luxemburg. Denn in Zu-
kunft sollen „auch alle anderen
Schleusen entlang der Mosel" aus-

gebaut werden.
In der Praxis passiere dies je-

doch nicht so schnell, meint Nor-
bert Schilling, Leiter des Service
de la Navigation. „Für uns ändert
sich momentan kaum etwas", sagt

er auf Anfrage. Das Transportauf-
kommen werde an den Staustufen
in Grevenmacher und Stadtbredi-
mus nicht steigen. Denn die meis-
ten Transportschiffe fahren ledig-
lich bis zum Merterter Hafen, der
vor den Staustufen liegt. Dort wer-
den sie be- oder entladen.

Ausbau jetzt nicht zur Diskussion

Die Terrains nahe den Mosel-

schleusen seien zwar zwecks einer
künftigen Erweiterung bereits seit
Langem erworben worden, jedoch
stehe der Ausbau momentan nicht
zur Diskussion. „Zuerst soll die Er-
weiterung auf der deutschen Mo-
sel fertig sein." Durch die Mosel-
schleusen in Grevenmacher wur-
den laut Schilling im vergangenen

Jahr rund fünf Millionen Tonnen
Güter transportiert. 190
Hotelschiffe passierten 2020 die
Staustufe in Grevenmacher, bei
Jachten sind es deutlich mehr -
rund 900 Schiffe. if
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Luxemburg. Die Universität
Luxemburg hat ihren Hochleis-
tungscomputer AION (High Per-
formance Computer, HPC) offi-
ziell auf dem Campus Belval ein-
geweiht. Das meldet die Uni ges-
tern in einer Pressemitteilung. AI-

ON ist ein Atos/Bull-Supercom-
puter mit einer Spitzenleistung
von etwa 1,70 PetaFlops. Der
Supercomputer soll Forschung
und Entwicklung auf der Grundla-
ge intensiver Berechnungen und
groß angelegter Datenanalysen er-
möglichen, insbesondere in den
Bereichen Informatik, Material-
physik, Biomedizin und Biowis-

senschaften, Kryptologie und
künstliche Intelligenz, aber auch
digitale Geschichte oder sozioöko-
nomische Simulationen, schreibt
die Uni. Die Uni beteiligt sich in
Zusammenarbeit mit LuxProvide
und Luxinnovation am nationalen
HPC-Kompetenzzentrum. Die Ein-
richtung der Maschine sei dabei
schon für das vergangene Jahr ge-

plant gewesen, habe sich aber in-
folge der Pandemie verzögert. Die
Inbetriebnahme von AION fällt zu-
sammen mit dem neuen paneuro-
päischen Master in High Perfor-
mance Computing. Dieser startet
im September 2022 und wird von
der Universität Luxemburg koor-
diniert. ThK



Die Weltraumtechnologie kann einen Beitrag gegen den Klimawandel leisten
Von Thomas Klein
Die Überflutungen in Mitteleuro-
pa im vergangenen Sommer kos-
teten über 200 Menschen das Le-
ben. Die Schäden werden auf et-
wa 30 Milliarden Euro geschätzt.
Etwa zur gleichen Zeit wüteten im
Mittelmeerraum infolge von Dür-
ren Waldbrände von gewaltigem
Ausmaß. Ob jedes einzelne dieser
Ereignisse in direktem Zusammen-
hang zum Klimawandel steht, kann
niemand zweifelsfrei sagen. Was
aber als sicher gilt, ist, dass die Ge-
fahr solcher Extremwetterlagen
mit jedem zehntel Grad zuneh-
men wird, um das der Planet wär-
mer wird. Umso wichtiger wird es
zum einen werden, solche Katas-
trophen frühzeitig vorauszusagen,
die betroffenen Menschen zu war-
nen und Gegenmaßnahmen einzu-
leiten. Um die richtigen politi-
schen Rezepte im Kampf gegen die
Erhitzung der Erde zu identifizie-
ren, ist es zum anderen notwen-
dig, das globale Klimasystem bes-
ser zu verstehen.

Digitale Entscheidungshilfe

Bei beidem kann die Weltraum-
technik helfen, sagte Joseph Asch-
bacher, Generaldirektor der Euro-
päischen Weltraumagentur ESA,
gestern auf der Konferenz „New
Space Europe" in Esch/Alzette.
„Wir machen aktuell schon eine
ganze Menge in diesem Bereich,
zum Beispiel durch satellitenge-
stützte Erdbeobachtung. Aber in
Zukunft werden wir eine ganze

Menge mehr machen", sagt er. Eine
Idee, an der die ESA arbeitet, ist
das Konzept eines „digitalen Zwil-
lings" der Erde. Damit ist eine ge-
waltige Computersimulation des
gesamten Ökosystems der Erde ge-
meint. Dieses Modell soll bestän-
dig gefüttert werden mit Daten aus
verschiedenen Quellen wie Satel-
liten, Sensoren oder Drohnen.
Künstliche Intelligenz soll zum

Beispiel helfen vorauszusagen,
welche Folgen bestimmte Maß-
nahmen auf globaler und lokaler
Ebene haben werden oder welche
Regionen besonders durch Ex-
tremwetterlagen gefährdet sind.
„Die Regierungen der Welt müs-
sen in den nächsten Jahren zahl-
reiche wichtige Entscheidungen
fällen. Viele Länder wollen bis
2050 kohlenstoffneutral sein. Da-
zu müssen sie ihre Energieversor-
gung umstellen, das Transportsys-
tem, die Land- und die Forstwirt-
schaft", sagt Aschbacher. „Darum
müssen wir verstehen, was die in-
telligentesten Entscheidungen
sind, um eine klimaneutrale Wirt-
schaft aufzubauen, aber auch was
deren gesamtgesellschaftlichen
Auswirkungen sind." Das alles soll
mit dem Digitalen Zwilling simu-
liert werden können. Die Idee hat
als „Destination Earth" inzwi-
schen auch Einzug in den Green
Deal der Europäischen Kommis-
sion gehalten.
Mit diesem Herbst hat die ESA

nun den Auftrag der Kommission
erhalten, die Initiative zusammen

mit Partnern in den nächsten sie-
ben bis zehn Jahren umzusetzen.
Die Wissenschaftler der ESA ha-
ben unter anderem bereits eine Si-
mulation der Eisdecke in der Ant-
arktis umgesetzt, die berechnet,
wie sich verschiedene Erwär-
mungsszenarien auf den Anstieg
des Meeresspiegels auswirken.
Weitere Modelle existieren zu den
Ozeanen, Wäldern, der Wasser-
wirtschaft oder der globalen Land-
wirtschaft. Sie sollen zum Beispiel
Informationen dazu liefern, wie
sich extreme Trockenheit oder
Niederschläge auf die Ernten aus-
wirken oder wo vermehrt Über-
schwemmungen und Erdrutsche
drohen. Diese Digitalen Zwillinge
werden ständig aktualisiert mit
Daten aus der Erdbeobachtung.
„Man kann daraus natürlich auch
Schlüsse für einzelne Länder zie-
hen. Was bedeutet der Anstieg des
Meeresspiegels für die Küsten
Deutschlands oder Hollands? Wel-
che Menschen und Regionen sind
in Gefahr? Was bedeutet das für
die Landwirtschaft? Kommen be-
stimmte Anbaukulturen besser mit
den neuen Bedingungen zu-
recht?", sagte Aschbacher dem
„Luxemburger Wort."

Chancen für Luxemburger Firmen
Zunächst stützt sich das Pro-
gramm vor allem auf eigene Erd-
beobachtungsdaten der ESA. „Wir
werden aber sicher auch kommer-
zielle Daten von Diensten einzu-
beziehen", so der ESA-Chef. Da-

her könnte auch die Luxemburger
Weltraumindustrie einen wichti-
gen Beitrag zu diesem Projekt leis-
ten, ist Thomas Kallstenius, der
CEO des Luxembourg Institute of
Science and Technology (LIST),
überzeugt. „In Luxemburg gibt es
in diesem Bereich nicht nur SES
als etabliertes Unternehmen, son-
dern auch eine ganze Menge Start-
ups und Scale-Ups, die davon pro-
fitieren könnten", sagt er. „Als
datengetriebene Gesellschaft kann
das Land in so einem Projekt sei-
ne Stärken ausspielen."

So ging im Dezember 2020 das
Start -up Wasdi aus einem For-
schungsprojekt des LIST hervor.
Die Technologie der Firma er-
laubt es, aus Satellitendaten präzi-
se Karten von Flutgebieten zu er-
stellen. Das junge Unternehmen
arbeitet unter anderem mit dem
Welternährungsprogramm der
Vereinten Nationen und der Welt-
bank zusammen. Das Start -up Da-
tabourg aus Belval hat eine Tech-
nologie entwickelt, die anhand der
Übertragungsqualität von Satelli-
tenverbindungen Hochwasser vor-
hersehen kann.



WIRTSCHAFT Vorbereitungen für die Erschließung des Mondes
LUXEMBURG Viel Lob für Luxemburg
hat der Chef der Europäischen Weltraum-
behörde (ESA), Josef Aschbacher, ges-
tern mit nach Esch-Belval gebracht. Im
Rahmen der dort stattfindenden New-
Space-Europe-Konferenz hat er sich mit
Wirtschaftsminister Franz Fayot getroffen.
Luxemburg, welches Aschbacher als „Welt-
raummacht“ bezeichnet, schaffe es, Ideen
zu entwickeln und auszubauen. Er würde
sich wünschen, dass noch viele andere
Länder dem Beispiel des Großherzogtums

folgen würden.
Dabei denkt er vor allem an die

„Kommerzialisierung des Weltraums“, an
den sogenannten „New Space“-Bereich,
wo nicht mehr nur staatliche Weltraum-
agenturen eine Rolle im Weltraum spielen,
sondern zunehmend auch private Unter-
nehmen. Dank „politischer Weitsicht“
habe Luxemburg den Sektor frühzeitig er-
kannt und entwickelt, unterstreicht der
ESA-Chef.



UNTERNEHMEN Vorbereitungen für die Erschließung des Mondes
Christian Muller
Viel Lob für Luxemburg hat der
Chef der Europäischen Weltraum-
behörde (ESA), Josef Aschbacher,
am Mittwoch mit nach Belval ge-
bracht. Im Rahmen der dort statt-
findenden NewSpaceEurope-Kon-
ferenz hat er sich mit Wirtschafts-
minister Franz Fayot getroffen.

„Ich gratuliere Luxemburg für seine
Vision und seine Weitsicht“, sagte
ESA-Generaldirektor Josef Asch-
bacher am Mittwoch vor Journalisten.
Luxemburg, welches er als „Weltraum-
macht“ bezeichnet, schaffe es, Ideen
zu entwickeln und auszubauen. Er
würde sich wünschen, dass noch viele
andere Länder dem Beispiel des Groß-
herzogtums folgen würden.

Dabei denkt er vor allem an die
„Kommerzialisierung des Weltraums“,
an den sogenannten „New Space“-
Bereich, wo nicht mehr nur staat-
liche Weltraumagenturen eine Rolle
im Weltraum spielen, sondern zu-
nehmend auch private Unternehmen.
Dank „politischer Weitsicht“ habe Lu-
xemburg den Sektor frühzeitig erkannt
und entwickelt, unterstreicht er.

Der gebürtige Österreicher ist seit
Anfang März Generaldirektor der
ESA. Am Mittwoch war er nun zum
ersten Mal seit seinem Amtsantritt
physisch in Luxemburg zu Gast. Bei
der NewSpace- Europe-Konferenz hielt
er eine Rede zum Thema „Ambitio-
nen und die Vermarktung der euro-
päischen Raumfahrt“. Es gelte, bereits
heute zu investieren, um dann in
zehn Jahren bereit zu sein, unterstrich
Aschbacher. Er gehe nämlich davon
aus, dass in zehn bis zwanzig Jahren
rund um den Mond, wenn er zu einer
Basis für die weitere Erforschung des
Sonnensystems ausgebaut wird, „eine
ganz neue Wirtschaft entsteht“. Ge-
braucht werden dann Unternehmen,
die eine Reihe Dienstleistungen an-
bieten, ist er überzeugt. Beispielsweise
Telekommunikations-Dienstleistungen
und Rohstoffe zur Weiterverarbeitung.

„Da ist das Land einzigartig,

ich bin sehr beeindruckt“

Namentlich erwähnt werden, neben
dem Satelliten-Kommunikations-
Spezialisten SES, auch noch das
Unternehmen Ispace, das Rover zur
Erforschung der Mond-Oberfläche
entwickelt, sowie die Firma Maana
Electric aus Foetz, die ein Verfahren
entwickelt hat, um aus lokal verfüg-
barem Material (etwa allen Arten
von Sand) komplexe Produkte herzu-
stellen. Insbesondere Solarzellen und
Glas. „Luxemburg zieht viele kleine
Firmen an, ein Nährboden für die Ent-
wicklung kleiner Weltraumfirmen“,
sagte Aschbacher. „Da ist das Land
einzigartig. Ich bin sehr beeindruckt.“

Auch innerhalb der ESA spiele Lu-
xemburg eine wichtige Rolle, unter-
streicht Aschbacher. „Luxemburg
treibe die Europäische Weltraum-
agentur zu mehr Kommerzialisierung
an.“ Er sei „dankbar für diese Im-
pulse“. Die Kommerzialisierung sei
eine Top-Priorität für ihn als neuen
ESA-Generaldirektor.

Zu dieser Entwicklung gebe es
keine Alternative, sagte er. Die ESA
müsse diesen Weg gehen, da es welt-
weit passiere. Andernfalls würde
Europa abgehängt werden. Es gelte,
den Privatsektor einzubinden, um so
von seiner Effizienz und dem Ideen-
reichtum zu profitieren. Die ESA
werde künftig demnach zwei Rol-
len spielen: Einerseits werde sie als
Kunde der NewSpace-Unternehmen
auftreten. Andererseits werde sie je-
doch auch noch selber weiterforschen,
vor allem in den Bereichen, die für
kommerzielle Unternehmen nicht in-
teressant sind.

Luxemburg ist
seit 2005 ESA-Mitglied

„Wenn wir das nicht tun, werden
wir Chancen verpassen“, unterstrich
Aschbacher. Gleichzeitig sei es auch
wichtig, dafür zu sorgen, dass die vie-
len schlauen Köpfe, die Europa hat,

auch in Europa bleiben. Mann müsse
ihnen Möglichkeiten bieten – um
Fachkräfte zu halten und neue Talen-
te anzuziehen.

Neben seinem Auftritt auf der Kon-
ferenz hat Aschbacher am Mittwoch
zudem ein Gespräch mit Wirtschafts-
minister Franz Fayot über die künf-
tige Zusammenarbeit zwischen der
ESA und Luxemburg geführt. Fayot
erinnert daran, dass Luxemburg erst
seit 2005 Mitglied in der ESA ist.
Doch trotz der kurzen Zeit habe die
Mitgliedschaft entscheidend zur Ent-
wicklung des Sektors beigetragen,
unterstreicht er.

Fast 200 Millionen Euro beträgt
das Luxemburger ESA-Budget für
die Jahre 2020 bis 2024, so der Wirt-
schaftsminister. Doch handelt es sich
nicht einfach um Gelder, die ins Aus-
land fließen. Satte 85 Prozent der
Beiträge kommen zurück in die Lu-
xemburger Wirtschaft, mit ihnen wer-
den Projekte von Unternehmen und
Forschungszentren finanziert. Ehe
Luxemburg 2018 eine eigene Welt-
raumagentur, die Luxembourg Space
Agency (LSA), gründete, hatte die
ESA die technische Analyse von Pro-
jekten getätigt und dann die Gelder
verteilt.

Aktuell plane Luxemburg eine Be-
standsaufnahme der Investitionen der
vergangenen zehn Jahre, so der Mi-
nister. Man wolle Bilanz ziehen und
gegebenenfalls auch Verbesserungen
einbringen.

Die Konferenz „NewSpace Europe“
wird jährlich, seit nunmehr vier Jah-
ren, von der Luxembourg Space
Agency im Großherzogtum organi-
siert. Sie ermöglicht die Vernetzung
von Vertretern von Start-ups, Raum-
fahrtagenturen, Investoren und Unter-
nehmen. Im Rahmen der Konferenz
wurden dieses Jahr außerdem The-
men wie die Nutzung von Weltraum-
anwendungen zur Verbesserung des
Lebens auf der Erde, Weltraumschrott
und Weltraumverkehrsmanagement
sowie das aktuelle Investitionsklima
im Weltraumsektor diskutiert.



Wie der neue Lehrstuhl an der Uni Luxemburg den Finanzplatz stärken soll

Nachhaltigkeit gewinnt bei wirt-
schaftlichen Aktivitäten eine im-
mer größere Bedeutung. Die Fi-
nanzbranche versucht, Nachhaltig-
keit - die Berücksichtigung ökolo-
gischer und gesellschaftlicher Fak-
toren - in die Gestaltung ihrer Pro-
dukte und Dienstleistungen zu in-
tegrieren. Damit durchläuft sie
einen tiefgreifenden Wandel. Von
entscheidender Bedeutung für die
Zukunft des Standort Luxemburg,
der sich zum führenden „grünen"
Finanzplatz mausern will, wird der
Lehrstuhl für nachhaltige Finan-
zen angesehen, der seit einem Jahr
an der Universität Luxemburg be-
steht. Gegründet, um Lehre und
auch Forschung im Bereich der
nachhaltigen Finanz voranzutrei-
ben, wird er von Professor Mi-
chael Halling getragen.

Die Forschungsprogramme sol-
len zu einem nachhaltigen und in-
tegrativen Wirtschaftssystem in
Luxemburg beitragen, erklärt Prof.
Halling. Es geht darum, wissen-
schaftliche Erkenntnisse zu gewin-

nen und international zu teilen,
gleichzeitig ist es für den Finanz-
platz von Bedeutung, dass Absol-

venten in diesem Bereich ausge-
bildet werden. Die Dekanin der Fa-

kultät für Recht, Wirtschaftswis-
senschaften und Finanzwirtschaft
Prof. Katalin Ligeti, an der der
Lehrstuhl angesiedelt ist, sagt:
„Wir bilden eine neue Generation
von Führungskräften in diesen auf-
strebenden Bereichen aus und tra-

gen dazu bei, dass der Finanzplatz
Luxemburg an der Spitze der In-

novation bleibt."

Ausbildung

von Green Finance -Experten

Der Lehrstuhl hat für das Master-
studium in Finance and Econo-
mics das Modul „Sustainable Fi-
nance" erstellt. Vermittelt werden
soll die Fähigkeit, Nachhaltigkeits-
risiken zu erkennen sowie Sorg-
falts-(„Due Diligence -")Prüfungen

in den Bereichen Umwelt, Sozia-
les und Unternehmensführung
durchzuführen. 43 Studierende
dieses Masters haben sich für das
Modul eingeschrieben. Allgemein
sollen die Studierenden neueste
Erkenntnissen zu klimabedingten
Finanzrisiken sowie Fachwissen
gewinnen, um praktische Lösun-
gen für die Bewertung dieser Risi-
ken und den Umgang damit zu ent-

wickeln. Von den Studenten sind
16 Praktiker, zumeist Banker, die
bereits mitten im Berufsleben ste-
hen. Letztere absolvieren seit Mai
eine Weiterbildung „Certificate in
Sustainable Finance".

Acht Forschungsprojekte

zu nachhaltigen Finanzen

„Bei unserer Forschung", so Hal-
ling, „geht es um Fragen, welche
Rendite -Implikationen nachhaltige
Investitionen haben. Gleichzeitig
geht es aber auch um Fragen, ob
Unternehmen ausschließlich im
Interesse von Eigenkapitalge-
bern operieren sollten oder ob sie
verschiedene Stakeholders in Be-
tracht ziehen sollten."

Dazu arbeitet Halling intensiv
mit Daten. „Wir verwenden aber
auch viel Zeit und Energie darauf,
die zugrunde liegenden Theorien
und ökonomischen Konzepte in die
empirische Arbeit einfließen zu
lassen", sagt der Wissenschaftler.

Zurzeit laufen acht Forschungs-
projekte zu unterschiedlichen
Themen, unter anderem der Of-
fenlegung von ESG-Aspekten und
der Finanzberichterstattung, der
Messung von CO2 -Risiken und

dem Management von Investment-
fonds, oder Risiken und Chancen
von Investorenaktivismus. „Ich
denke, dass es im Laufe des Jahres
2022 erste Ergebnisse zu den For-

schungsprojekten geben sollte",
meint Halling. Anspruch sei,
Arbeiten zu erstellen, die es in die
besten internationalen Journale
für akademische Forschung schaf-
fen können. „Dadurch ergibt sich
automatisch ein gewisser Leis-
tungs- und Qualitätsdruck", gibt
Halling zu.

Seit der Lehrstuhl in 2020 ent-
stand, wurden mehre virtuelle
Konferenzen durchgeführt, und
größere Veranstaltungen in Lu-
xemburg sind geplant. Ziel ist laut
Halling, jährlich eine internationa-
le Forschungskonferenz zum The-
ma „Nachhaltige Finanzwirt-
schaft" in Luxemburg abzuhalten.
Darüber hinaus will die Universi-
tät die Initiative zu nachhaltiger Fi-
nanzwirtschaft noch verbreitern
und ausbauen und mithilfe des
Fonds National de la Recherche
einen „National Center of Excel-
lence in Research" auf die Beine
stellen.



Prof. Michael Halling - Lehrstuhlin-
haber für Nachhaltige Finanzen
an der Universität Luxemburg.

1 Nachhaltige Finanzwirtschaft,
■ was genau ist das?
Eine wirklich anerkannte Defi-

nition gibt es meines Wissens
nach nicht. Meinem Verständ-
nis nach beschäftigt sich die nach-
haltige Finanzwirtschaft im Kern
mit der Frage ob und in welchem
Ausmaß Finanzmärkte, Finanzin-
stitutionen und Finanzinvestoren
einen Beitrag zum Übergang zu
einer nachhaltigeren Gesellschaft
und Wirtschaft leisten können be-
ziehungsweise leisten müssen. Im

Detail geht es um Fragen, inwie-
fern Klima- und andere ESG-Risi-
ken für Kapitalmärkte und Inves-

toren relevant sind und wie sie

gemessen werden können. Es geht

um Fragen, welche Rendite -Impli-
kationen nachhaltige Investitio-
nen haben. Zu einem gewissen
Grad, könnte man die nachhaltige
Finanzwirtschaft auch als ein neu-
es, modernes Paradigma in der Fi-
nanzwirtschaft bezeichnen, wel-
ches potenziell jeden Bereich der
traditionellen Finanzwirtschaft
betrifft.

Sie haben einen Lehrstuhl mit

hi ■ Forschungsauftrag. Was genau
und wie untersuchen Sie?

Ich arbeite im Moment an ver-
schiedenen Forschungsfragen.
Beispielsweise analysieren wir in
einem Projekt, ob nachhaltige
Unternehmen einfacher und zu
besseren Konditionen Kapital

von Anleihemärkten ausborgen
können. Wir finden, dass das der
Fall ist und dass das auch dazu

führt, dass Unternehmen, die pla-

nen, in der Zukunft wieder am
Anleihenmarkt tätig zu werden,
ihre Nachhaltigkeit verbessern. In
einem anderen Projekt analysie-

ren wir das Verhalten von Mutual
Funds und studieren, inwiefern es
in den vergangenen Jahren wirk-
lich zu einer systematischen Ver-
schiebung in Richtung nachhaltige
Investments gekommen ist. Bei
solchen Fragen kommt es näm-
lich immer auch sehr stark auf die
Methoden an, die zur Messung
von Nachhaltigkeit verwendet
werden.

Nach einem Jahr, was ist Ihr
■ Fazit? Was ist für die nächsten

Jahre geplant?
Mein Fazit ist sehr positiv. Ich

denke, dass in diesem Jahr schon

sehr viel passiert ist und umge-
setzt wurde. Es wurden in der
Forschung viele Projekte auf
Schiene gebracht, in der Lehre
wurden zwei Programme erfolg-
reich gestartet, und in der Kom-

munikation mit der Industrie in
Luxemburg wurden trotz Pande-
mie einige erfolgreiche Veranstal-
tungen durchgeführt. Aber natür-
lich war das erst der Anfang und
in den kommenden Jahren wollen
wir auf diesem Start aufbauen. Bei
den Forschungsprojekten muss
konsequent weitergearbeitet wer-
den, neue Datenquellen müs-
sen erschlossen werden, die stän-
dig wachsende Literatur muss ein-
gearbeitet werden, usw.
Interview: Marco Meng





Die Stadt im Süden Luxem-
burgs fiebert dem Start als
europäische Kulturhaupt-
stadt entgegen. Es sind nur
noch 121 Tage bis zum
offiziellen Beginn. Worauf
sich Besucher freuen
können.
ESCH/ALZETTE (dpa) Zeitgenössisch,
bunt, vielfältig und vor allem inter-
national — so wird es im luxembur-
gischen Esch als Kulturhauptstadt
2022 zugehen. Knapp vier Mona-

te vor dem Start hat Luxemburgs
zweitgrößte Stadt Esch am Don-

nerstag ihr Programm als Europä-
ische Kulturhauptstadt für 2022
vorgestellt. Geplant sind rund 160

Projekte mit mehr als 2000 Events,
die im Süden Luxemburgs und im
angrenzenden Frankreich gren-
züberschreitend über die Bühne
gehen sollen. „Wir wollen zeigen,
was wir hier kulturell alles zu bie-
ten haben", sagte die luxemburgi-
sche Kulturministerin Sam Tanson
am Donnerstag.

Und das sind vor allem eine ge-
meinsame Geschichte, kulturel-
le Vielfalt und Visionen für ein
grenzenloses Europa. In der Regi-
on, die unter dem Motto „Remix
Culture" beim Kulturhauptstadt-
projekt Esch2o22 dabei ist, gehö-
ren neben Esch zehn umliegen-
de Luxemburger Gemeinden und
acht französische Gemeinden der
Kommunalverwaltung in Audun-
le-Tiche. Insgesamt leben rund 200

000 Menschen aus 120 Nationen in

dem Raum.
„Mit Esch2o22 wollen wir die Ge-

schichte unserer Region von der
Stahlindustrie bis ins digitale Zeit-
alter erzählen", sagte die Direktorin
für das Kulturprogramm, Fraffli-
se Po os. Auf dem Programm stehen
Theater, Festivals, Ausstellungen,
Tanz, Performances, Workshops
und digitale Kunst - mit verschie-
denen Schwerpunkten in den be-
teiligten Gemeinden. Losgehen soll
das Programm am 22. Februar 2022,
die feierliche Eröffnung ist am 26.
Februar 2022. Esch an der Alzette
zählt rund 36 000 Einwohner.

Der Bürgermeister der Stadt Esch
und Präsident von Esch2o22, Geor-

ges Mischo, sagte: „Die Eröffnungs-
feier wird etwas sein, das Luxem-
burg noch nicht erlebt hat." Bereits
seit September laufe ein Aufwärm-
programm in den Regionen. Die
lokale Kunstszene sei ebenso ein-

gebunden wie internationale Spit-
zenkünstler. Schwerpunkt: zeitge-
nössische Kunst.

Das Budget für das Kulturhaupt-
stadtjahr beläuft sich für Luxem-
burg auf 55 Millionen Euro. Minis-
terin Tanson sagte, bei dem Projekt
gehe es auch darum, „die Menschen
mitzunehmen" und etwas Dauer-
haftes zu hinterlassen. „Die Kultur
ist hier ein Motor, um den ganzen
Rest mit anzukurbeln wie den Tou-
rismus." Und: „Man kann sehen,
dass Luxemburg mehr ist als nur
Finanzplatz."

Wichtige Ausstellungsorte wer-

den in Esch-Belval auf einem frü-
heren Stahlhüttengelände zwischen
großen Hochöfen sein. In einer sa-
nierten Möllerei wird es Medien-
kunst geben: Als erste Ausstellung
steht „Hacking Identity — Dancing
Diversity" vom Zentrum für Kunst
und Medien Karlsruhe (ZKM) auf
dem Programm. Und in der alten
Massenoire, wo Gusseisen ent-
stand, wird es Dokumentarausstel-
lungen zur industriellen Vergangen-
heit, Gegenwart und Zukunft geben.

Mischo sagte, in Esch allein sei-
en 80 Projekte geplant. Hauptorte
seien das Theater, die Rockhal und
die renovierte Kulturfabrik. Wich-
tig seien auch das Nationale Wi-
derstandsmuseum und die Kunst-
halle, die renoviert worden seien.
Und das „Bridderhaus" werde zu
einer Residenz für Künstler umge-
baut, sagte er.

Zudem werde es eine Virtual-Re-
ality-Bustour durch Esch-Belval als
Reise in die Vergangenheit des Hüt-
tenwerks geben, teilte die Organisa-
toren mit. Auf einem „Minett-Trail"
können Gäste zudem über 90 Kilo-
meter schöne Natur und bräun-
lich -rote Erden bestaunen. Und im
französischen Micheville entsteht
ein neues Kulturzentrum für digi-
tale Künste und darstellende Kunst.

1995 und 2007 trug Luxemburgs
Hauptstadt den Titel Kulturhaupt-
stadt Europas. In 2022 sind zwei
weitere Städte in Europa dabei:
Kaunas in Litauen und Novi Sad in
Serbien.



Das Warmlaufen hat bereits begonnen, jetzt liegt das Programm vor: Das luxemburgische Esch fiebert dem
Start als europäische Kulturhauptstadt entgegen. Noch 121 Tage bis zum offiziellen Beginn, hat der
Esch2o22-Präsident abgezählt.

Esch /Alzette (dpa) - Zeitgenössisch, bunt, vielfältig und vor allem international - so wird es im
luxemburgischen Esch als Kulturhauptstadt 2022 zugehen. Knapp vier Monate vor dem Start hat
Luxemburgs zweitgrößte Stadt Esch am Donnerstag ihr Programm als Europäische Kulturhauptstadt für
2022 vorgestellt. Geplant sind rund 160 Projekte mit mehr als 2000 Events, die im Süden Luxemburgs und im
angrenzenden Frankreich grenzüberschreitend über die Bühne gehen sollen. "Wir wollen zeigen, was wir hier
kulturell alles zu bieten haben", sagte die luxemburgische Kulturministerin Sam Tanson am Donnerstag.

Und das sind vor allem eine gemeinsame Geschichte, kulturelle Vielfalt und Visionen für ein grenzenloses

Europa. In der Region, die unter dem Motto "Remix Culture" beim Kulturhauptstadtprojekt Esch2o22 dabei ist,

gehören neben Esch zehn umliegende Luxemburger Gemeinden und acht französische Gemeinden der
Kommunalverwaltung in Audun-le-Tiche. Insgesamt leben rund 200.000 Menschen aus 120 Nationen in dem
Raum.

"Mit Esch2o22 wollen wir die Geschichte unserer Region von der Stahlindustrie bis ins digitale Zeitalter
erzählen", sagte die Direktorin für das Kulturprogramm, Françoise Poos. Auf dem Programm stehen Theater,

Festivals, Ausstellungen, Tanz, Performances, Workshops und digitale Kunst - mit verschiedenen
Schwerpunkten in den beteiligten Gemeinden. Losgehen soll das Programm am 22. Februar 2022, die
feierliche Eröffnung ist am 26. Februar 2022. Esch an der Alzette zählt rund 36.000 Einwohner.

Der Bürgermeister der Stadt Esch und Präsident von Esch2o22, Georges Mischo, sagte: "Die Eröffnungsfeier
wird etwas sein, das Luxemburg noch nicht erlebt hat." Bereits seit September laufe ein Aufwärmprogramm in
den Regionen. Die lokale Kunstszene sei ebenso eingebunden wie internationale Spitzenkünstler.

Schwerpunkt: zeitgenössische Kunst.

Das Budget für das Kulturhauptstadtjahr beläuft sich für Luxemburg auf 55 Millionen Euro. Ministerin Tanson
sagte, bei dem Projekt gehe es auch darum, "die Menschen mitzunehmen" und etwas Dauerhaftes zu

hinterlassen. "Die Kultur ist hier ein Motor, um den ganzen Rest mit anzukurbeln wie den Tourismus." Und:
"Man kann sehen, dass Luxemburg mehr ist als nur Finanzplatz."

Wichtige Ausstellungsorte werden in Esch-Belval auf einem früheren Stahlhüttengelände zwischen großen
Hochöfen sein. In einer sanierten Möllerei wird es Medienkunst geben: Als erste Ausstellung steht "Hacking
Identity - Dancing Diversity" vom Zentrum für Kunst und Medien Karlsruhe (ZKM) auf dem Programm. Und in
der alten Massenoire, wo Gusseisen entstand, wird es Dokumentarausstellungen zur industriellen
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft geben.

Mischo sagte, in Esch allein seien 80 Projekte geplant. Hauptorte seien das Theater, die Rockhal und die
renovierte Kulturfabrik. Wichtig seien auch das Nationale Widerstandsmuseum und die Kunsthalle, die
renoviert worden seien. Und das "Bridderhaus" werde zu einer Residenz für Künstler umgebaut, sagte er.

Zudem werde es eine Virtual -Reality -Bustour durch Esch-Belval als Reise in die Vergangenheit des
Hüttenwerks geben, teilte die Organisatoren mit. Auf einem "Minett-Trail" können Gäste zudem über 90
Kilometer schöne Natur und bräunlich -rote Erden bestaunen. Und im französischen Micheville entsteht ein
neues Kulturzentrum für digitale Künste und darstellende Kunst.

1995 und 2007 trug Luxemburgs Hauptstadt den Titel Kulturhauptstadt Europas. In 2022 sind zwei weitere
Städte in Europa dabei: Kaunas in Litauen und Novi Sad in Serbien.



Luxemburgs zweitgrösste Stadt Esch hat knapp vier Monate vor dem Start ihr Programm als Europäische
Kulturhauptstadt für 2022 vorgestellt. Geplant sind rund 160 Projekte mit mehr als 2000 Events, die im Süden
Luxemburgs und im angrenzenden Frankreich grenzüberschreitend über die Bühne gehen sollen.

"Wir wollen zeigen, was wir hier kulturell alles zu bieten haben", sagte Luxemburgs Kulturministerin Sam
Tanson am Donnerstag der Deutschen Presse -Agentur in der 36 000 -Einwohner -Stadt.

Und das ist vor allem eine gemeinsame Geschichte, kulturelle Vielfalt und Visionen für eine grenzenloses

Europa. Zu der Region, die unter dem Motto "Remix Culture" beim Kulturhauptstadtprojekt Esch2022 dabei
ist, gehören neben Esch zehn umliegende Luxemburger Gemeinden und acht französische Gemeinden der
Kommunalverwaltung in Audun-le-Tiche. Insgesamt leben rund 200 000 Menschen aus 120 Nationen in dem
Raum.

"Mit Esch2o22 wollen wir die Geschichte unserer Region von der Stahlindustrie bis ins digitale Zeitalter
erzählen", sagte die Direktorin für das Kulturprogramm, Françoise Poos. Auf dem Programm stehen Theater,

Festivals, Ausstellungen, Tanz, Performances, Workshops und digitale Kunst. Losgehen soll das Programm

am 22. Februar 2022, die feierliche Eröffnung ist am 26. Februar 2022.

Der Bürgermeister der Stadt Esch und Präsident von Esch2022, Georges Mischo, sagte: "Die Eröffnungsfeier

wird etwas sein, das Luxemburg noch nicht erlebt hat." Das Budget für das Kulturhauptstadtjahr beläuft sich
auf 56,5 Millionen Euro, wovon Luxemburg 55 Millionen Euro trägt.

Ministerin Tanson sagte, bei dem Projekt gehe es auch darum, "die Menschen mitzunehmen" und etwas

Dauerhaftes zu hinterlassen. Und: "Man kann sehen, dass Luxemburg mehr ist als nur Finanzplatz."

Wichtige Ausstellungsorte werden auch in Esch-Belval auf einem früheren Stahlhüttengelände sein, wo heute
auch die Uni ist. In einer sanierten Möllerei wird es Medienkunst geben: Als erste Ausstellung steht "Hacking
Identity — Dancing Diversity" vom Zentrum für Kunst und Medien Karlsruhe (ZKM) auf dem Programm. Im
französischen Micheville entsteht ein neues Kulturzentrum für digitale Künste und darstellende Kunst.

1995 und 2007 trug Luxemburgs Hauptstadt den Titel Kulturhauptstadt Europas. In 2022 sind zwei weitere
Städte in Europa dabei: Kaunas in Litauen und Novi Sad in Serbien.





Bronzestatue in Ettelbrück erinnert an 100 Jahre Frauenwahlrecht in Luxemburg
Von Arlette Schmit
Ettelbrück. In Bronze gegossen
steht sie auf ihrem Sockel, eine
schmale Frau mit einem modi-
schen Kurzhaarschnitt und einem
Lächeln im Gesicht, bekleidet mit
einem knielangen Rock, einem et-
was kürzeren Mantel, Schnürstie-
feln an den Füßen, einer Handta-
sche am linken Arm und einem ke-
cken Hütchen auf dem Kopf. Eine
Frau ihrer Zeit, die mit einer ein-
fachen, aber kraftvollen Geste die
Stimmabgabe vollzieht, wovon der
Umschlag in ihrer rechten Hand
erzählt.

Sie symbolisiert den ersten
Schritt der Gleichstellung zwi-
schen Mann und Frau und erin-
nert an die ersten allgemeinen und
obligatorischen Direktwahlen auf
Proporzbasis im Oktober 1919, an
denen endlich auch Frauen teil-
nehmen durften. Die Einführung
des allgemeinen Wahlrechts er-
möglichte es so allen Bürgern,
Männern und Frauen, an die Urnen
zu gehen. Bis dahin war das Wahl-
recht von der Höhe der gezahlten
Steuern abhängig und nur der
männlichen Bevölkerung im Alter
von mindestens 25 Jahren vorbe-
halten.

Erste Gemeinderätin in Ettelbrück
Die Bronzestatue, die gestern in Et-
telbrück eingeweiht wurde, steht
zwar für das 100. Jubiläum der Ein-
führung des Frauenwahlrechts in
Luxemburg, erinnert im übertra-
genen Sinn aber auch an Félicie Er-
pelding-Schlesser, die vor 100 Jah-
ren, am 24. September 1921, als ers-

te Frau in den Ettelbrücker Ge-
meinderat einzog.

Félicie Schlesser wurde am 27.
Mai 1884, als zweites von zehn Kin-
dern des Schullehrers Peter
Schlesser und seiner Frau Marga-
retha Reiter in Oberfeulen gebo-
ren und war von Berufs wegen Nä-
herin. Im Januar 1905 heiratete sie
den Lokomotivführer Fran ois Er-
pelding aus Holzem/Mamer. Im
Mai 1917 zog die junge Familie nach
Ettelbrück, wo sie bis Dezember
1934 gemeldet war.

Im November 1920 trat die jun-
ge Mutter dann für die Sozialde-
mokratische Partei bei den Ettel-
brücker Gemeindewahlen an, wur-
de aber als Viertgewählte mit 312
Stimmen nicht direkt in den Rat ge-
wählt. Erst nach dem Rücktritt von
J-P. Jacoby im September 1921
nahm Félicie Schlesser am 19. Ok-
tober 1921 den frei gewordenen
Platz ein.

Damit war Ettelbrück die zwei-
te Gemeinde hierzulande, die eine
Frau in ihrem Gemeinderat hatte.
Bereits 1919 war Marguerite Tho-
mas-Clement als erste Frau ins Par-
lament gewählt geworden und zog
nach den Kommunalwahlen von
1920 im Januar 1921 zusammen mit
Louise Bertrang-Becker in den Ge-
meinderat der Stadt Luxemburg
ein.

Politikerfamilie
Die Familie Erpelding war eine
Politikerfamilie. Denn auch der
Ehemann von Félicie Schlesser,
Fränz Erpelding, war politisch tä-

tig, allerdings auf Landesebene. Er
wurde bereits 1919 in die Abge-
ordnetenkammer gewählt, wo er
bis 1940 für die Geschicke des Lan-
des mitverantwortlich sein sollte.
Als nun auch seine Frau die politi-
sche Bühne für sich beanspruchte,
war das der Obermosel-Zeitung im
September 1921 sogar folgenden
Kommentar wert: „Ettelbrück, 19.
Sep. Dieser Tage leistete in hiesi-
gem Gemeinderat Frau Erpelding,
das einzige weibliche Mitglied
unseres Gemeinderates, den vor-
geschriebenen Eid. Damit dürfte
eine in Luxemburg einzig darste-
hende Tatsache perfekt geworden
sein. Der Mann hat sich einen Sitz
in der Abgeordnetenkammer, die
Frau im Gemeinderate erobert. Die
Politik wird sonder Zweifel das
Hauptgesprächsthema im Hause
Erpelding bilden.“

Flicie Schlesser, die auch Vor-
standsmitglied des Parti ouvrier
und Vize-Präsidentin der F é dé-

ration des conseillers communaux
ouvriers war, wurde ein weiteres
Mal im Oktober 1924 als gewählt
betrachtet. Damals mussten
die Ettelbrücker Bürger nicht zur
Urne schreiten, da die aufgestell-
ten Listen die genaue Zahl der er-
forderlichen Gemeinderatsmitglie-
der (11) darstellten. Vier Jahre spä-
ter trat die Mutter dreier Kinder
ein weiteres Mal auf der Liste
„Ordnung, Fortschritt und Arbeit“
an, wurde aber nicht wiederge-
wählt.

Félicie Schlesser starb am 6. Ja-
nuar 1970, im Alter von 87 Jahren,

in Luxemburg-Stadt und wurde am
9. Januar in ihrem Geburtsort
Oberfeulen beigesetzt. Das Grab
auf dem alten Friedhof trägt je-
doch keine Namensplakette mehr.

Definitiver Platz am Bahnhof
Die 170 Zentimeter hohe Bronze-
Statue zum 100-jährigen Jubiläum
der Einführung des Frauenwahl-
rechtes wurde von der Luxembur-
gischen Künstlerin Nadine Zanga-
rini, im Auftrag des Conseil Na-
tional des Femmes du Luxem-
bourg CNFL , geschaffen. Das
Projekt konnte wegen der Pande-
mie aber nicht rechtzeitig zum Ju-
biläum realisiert werden, so Mo-
nique Stein vom Nationalen Frau-
enrat. So nutzten die Verantwort-
lichen die Gelegenheit des 100. Jah-
restag der ersten Frau im Ettel-
brücker Gemeinderat, um gestern
die Statue am Eingang der Straße
der politischen Pionierin, der Rue
Félicie Schlesser, an der Ecke mit
der Rue Boeschel einzuweihen.
Dort wird sie vorläufig bleiben, bis
sie nach der Fertigstellung des
Stadtentwicklungsprojektes ihren
endgültigen Platz am Ettelbrücker
Bahnhof finden wird.• Ettelbrück war die• zweite Gemeinde,

die eine Frau in
ihrem Gemeinde-
rat hatte.



SHOAH Luxemburg zahlt Holocaust-Opfern
5.000 Euro Entschädigung

Holocaust-Überlebende kön-
nen Anspruch auf 5.000 Euro
erheben, wenn diese zwischen
1939 und 1945 in Luxem-
burg gelebt und unter der Nazi-
Besatzung gelitten haben. Das
teilte die World Jewish Restitution
Organization (WJRO) gestern
Abend in einem Presseschreiben
mit. Mit inbegriffen seien dabei
Holocaust-Überlebende, die mo-
mentan in Luxemburg residie-
ren. Die Geldsumme werde aus
einem Fonds von einer Million
Euro ausgeteilt, welcher im Rah-
men eines luxemburgischen Ab-
kommens zur Entschädigung
von Holocaust-Opfern gegründet
wurde.

Das Entschädigungsprogramm
sei das Ergebnis einer historischen
Vereinbarung über die Restitution
der Holocaust-Zeit. Diese wurde
am internationalen Holocaust-
Gedenktag, dem 27. Januar 2021,
von der WJRO, dem Großherzog-
tum, der jüdischen Gemeinschaft
Luxemburgs und der Luxembur-
ger Stiftung zur Erinnerung an die
Shoah unterzeichnet.

Ein Schritt in die
richtige Richtung

Menschen aus elf Ländern haben
bereits von der WJRO eine Zu-
stimmung zu einer Entschädigung
erhalten. Die Anmeldefrist sei am
15. Oktober abgelaufen gewesen
– diese wurde jedoch bis zum 31.
Januar verlängert. Jeder Über-
lebende solle Ende November
demnach eine erste Zahlung von
5.000 Euro erhalten. Eine weite-
re Zahlung sei für März 2022 ge-
plant.

Gideon Talyor, der Vorsitzende
der WJRO, sieht die Auszahlung
als ein kleines Maß an Gerechtig-
keit. „Das Entschädigungs-
programm ist eine wichtige
Anerkennung der luxemburgi-
schen Regierung, wie der Holo-
caust unter der Nazi-Besatzung
durchgeführt wurde und welches
zum Leid der Juden in Luxem-
burg beigetragen hat.“ Die Gel-
der würden es den Überlebenden
erlauben, in Würde zu leben, „so
wie sie es verdienen“, so Taylor in

der Pressemitteilung.
Auch der Präsident der Luxem-

burger Stiftung zur Erinnerung
der Shoah, Laurent Moyse,
sehe die Entscheidung als einen
Schritt in die richtige Richtung.
„Die Zusicherung Luxemburgs,
Überlebende des Holocaust di-
rekt zu unterstützen, ist ein tie-
fes Bekenntnis zur Unterstützung
der Juden, welche während der
Nazi-Besatzung Luxemburgs ver-
folgt wurden.“
Der 87-jährige Holocaust-

Überlebende Claude Marx glau-
be, dass die symbolische Geste
des Programms niemals die Wun-
den heilen werde, die er und an-
dere Überlebende infolge der
Nazi-Verbrechen erlitten haben.
„Aber es ist ein wichtiges Kapi-
tel auf unserem Weg, ein gewisses
Maß an Gerechtigkeit zu finden“,
sagt der in Luxemburg lebende
Marx. Des Weiteren sehe das Ab-
kommen auch Hilfsmittel zum
Gedenken und zur Recherche
über den Holocaust vor sowie für
dessen Aufklärung im Bildungs-
wesen. (Red./lg)



Vor 75 Jahren endete
der Nürnberger Prozess
gegen gegen führende
Kriegsverbrecher, in dem
führende Nazis verurteilt
wurden. Die meisten der
Angeklagten wurden
zuvor in einem Luxushotel
im luxemburgischen
Bad Mondorf verhört.
Unsere Serie zeigt, was
dort geschah. Teil 3: Zwölf
Todesurteile und eine
Zyankalikapsel.
VON HEINRICH KREFT

BAD MONDORF Die Verhöre im
US-Gefangenenlager Camp Ashcan
im luxemburgischen Bad Mondorf
waren eher Befragungen, da die ver-
hörenden Offiziere selbst bei Unge-
reimtheiten und offensichtlichen Lü-
gen selten nachhakten.

Es gab kaum Fragen, die - mit
Blick auf die bevorstehenden Pro-
zesse - auf die persönliche Schuld
und Verstrickung der Insassen in die
Verbrechen des NS-Regimes zielten.
Von den Anklägern des Internatio-

nalen Militärgerichtshofs in Nürn-
berg (IMT) wurden die Befragungs-
protokolle aus Bad Mondorf daher
als unbrauchbar abgetan: Ashcan
sei gescheitert infolge von „Unent-
schlossenheit, mangelnder Vorstel-
lungskraft und Schulung" der Befra-
ger. Zudem hatten die Alliierten im

Sommer in Höhlen und Minen Akten
entdeckt, so dass das IMT beschloss,
die Anklagen auf diesen unterzeich-
neten Dokumenten aufzubauen und
weniger auf Zeugenaussagen wie ur-
sprünglich geplant.

Bei Kriegsende hatten sich die Alli-
ierten noch nicht darauf verständigt,
was mit den als Hauptkriegsverbre-
cher angesehenen Deutschen ge-
schehen sollte. Die Sieger waren
kaum auf die juristische Aufarbei-
tung des Krieges und der Naziherr-
schaft vorbereitet. Es dauerte, bis
sich Roosevelt und Churchill, die
sich beide anfangs genauso wie Sta-
lin eine simple Exekution der Haupt-
kriegsverbrecher vorstellen konnten,
auf einen Prozess verständigten. Erst

auf der Londoner Viermächtekonfe-
renz, die vom 26. Juni bis zum 8. Au-

gust 1945 dauerte, wurde eine Eini-
gung über die Anklagepunkte erzielt
und mit der dort unterzeichneten
Londoner Charta das IMT errichtet.

Da Nürnberg über einen intakten
Gerichtssaal und ein Gefängnis ver-
fügte und als Stadt des Reichspar-
teitages, an dem 1935 die antisemi-

tischen Rassengesetze (Nürnberger
Gesetze) beschlossen worden wa-

ren, eine hohe Bedeutung für die
Nazis hatte, war es für die Prozesse
ausgewählt worden. Am 20. Novem-
ber 1945 begann der Prozess, der bis
zum 1. Oktober 1946 dauern sollte.
Zwölf der Angeklagten, unter ihnen
Göring, wurden zum Tod durch den
Strang verurteilt. Göring nahm sich
in der Nacht vor der Hinrichtung mit

einer Zyankalikapsel das Leben. Sie-
ben Angeklagte erhielten Gefängnis-
strafen, drei wurden freigesprochen,
bei zwei wurden die Verfahren ein-
gestellt.

Am 10. August 1945 hatte Leut-
nant John Dolibois, der später
US-Botschafter im Großherzog-
tum wird, die Gefangenen in ei-
nem Konvoi von sechs Ambulanzen
von Bad Mondorf zum Gericht nach
Nürnberg eskortiert. In seinem Lkw
saßen neben anderen NS-Großad-
miral Karl Dönitz und NS-General
Albert Kesselring. „Nachdem unser
Konvoi die Mosel nach Deutsch-
land überquert hatte", schreibt Do-
libois, „verstummte in Trier plötz-
lich das nervöse Geschwätz meiner
Passagiere. Durch das Rückfenster
des Wagens konnten sie sehen, was
aus ihrem gloriosen Dritten Reich
geworden war. Ein großer Teil der

Stadt lag in Ruinen. Sie waren scho-
ckiert, sprachlos, einer schluchzte
hemmungslos. Der Rest der Reise
verlief in Schweigen."

Das Camp Ashcan wurde am 12.
August 1945 geschlossen. Das Pa-
lace Hotel nahm später den Hotel-
betrieb wieder auf und wurde zu-
dem als Kasino genutzt. 1988 riss
man es ab.
Gastautor Heinrich Kreft ist Inhaber
des Lehrstuhls für Diplomatie und lei-
tet das Zentrum für Diplomatie an der
Andrassy-Universität in Budapest. Von
2016 bis 2020 war er Botschafter der
Bundesrepublik Deutschland in Lux-
emburg.





Cotter-Nachfolgerin soll ab April 2022 die Geschicke des Museums in Kirchberg führen
Von Daniel Conrad
Mitten in den Messebetrieb der Lu-
xembourg Art Week platzt die
Nachricht herein: Die neue Leite-
rin des Mudam wird Bettina Stein-
brügge. Ab 1. April 2022 soll sie die
Spitzenfunktion in der Nachfolge
von Suzanne Cotter, die zum En-
de des Jahres nach Australien
wechselt, übernehmen.

Steinbrügge? Völlig unbekannt
ist der Name in Luxemburg nicht

- im Gegenteil. Wenn man mit ihr
spricht (Interview s.u.), erzählt sie
von den Begegnungen mit den Lu-
xemburgern Jo, Enrico und Kevin.
Warum? Sie kennt Jo Kox, Enrico
Lunghi und Kevin Muhlen schon
durch Zusammenarbeiten im Be-
reich der zeitgenössischen Kunst
und dem Kunstforum Casino. Und
umgekehrt ist es genauso.

Mit ihr ist eines der experimen-
tellsten Projekte des Forums in der
Rue Notre-Dame verbunden.
„Re:Location“ (2002-2004) hieß
die Zusammenarbeit, zu der sich
sieben Kunstinstitutionen als be-
sonderes europäisches Langzeit-
projekt in damals völlig neuer Di-
mension vernetzten. Enrico Lung-
hi - eben nicht nur Amtsvorgän-

ger im Mudam, sondern auch eins-
tiger Leiter des Casinos zu dieser
Zeit - erinnert sich gerne daran zu-
rück.

Für ihn ist Steinbrügge eine ge-
radezu ideale Wahl: „Bettina und
ich kennen uns jetzt schon über 20

Jahre, und ich bin positiv über-
rascht. Sie ist im Gegensatz zu vie-
len anderen Direktoren jemand,
der sich - statt eine Institution nur
als Karrieresprungbrett zu nut-
zen-, lieber in den Dienst der
Kunst und der Künstler stellt. Da-
zu publiziert sie und weiß, ihre
Arbeit auch sehr wohl wissen-
schaftlich-theoretisch einzuord-
nen und mit unterschiedlichen
Konzepten der Kunst umzuge-
hen.“

Sie habe schon damals gezeigt,
was sie könne - so lässt sich Lung-
hi deuten. „Bettina war für die Hal-
le für Kunst in Lüneburg an ,Re:Lo-
cation' beteiligt. Und ähnlich wie
die ,Manifesta 2' in den 1990er-Jah-
ren hat diese Kooperation Anfang
der 2000er-Jahre ganz neue Türen
aufgetan. ber hundert Künstle-
rinnen und Künstler waren über
drei Jahre in dem Projekt einge-
bunden, Kataloge in sechs Spra-
chen sind entstanden und es wur-
den neue mediale Wege einge-
schlagen. Das war Neuland - und
Bettina war damals zu hundert
Prozent dabei und hat das Projekt
mit ihrer Arbeit geprägt. Langfris-
tig und fundiert auf ihrer Experti-
se etwas aufzubauen, ist ihr Ding
- und das wird sich sicher auch im
Mudam zeigen.“

Hat dieser schon bestehende
persönliche Bezug die Entschei-
dung des Mudam-Findungsgre-
miums beeinflusst? Sowohl die

Pressemitteilung als auch Stein-
brügge selbst betonen die Eignung
jenseits aller persönlichen Bezü-
ge: Wie der Lebenslauf (siehe Info-
box) verrät, kommen bei ihr wis-
senschaftliche Expertise,
Erfahrungen im Management, im
Aufbau von Sammlungen, im Ku-
ratieren und im Einwerben von Fi-
nanzmitteln zusammen.

„Den Einfluss
des Museums beleben

Und wie reagierte die Kulturpoli-
tik nach der Bekanntgabe? Auch
wenn das Mudam als Stiftung nicht
direkt dem Ministerium unter-
steht, meldet sich Kulturministe-
rin Sam Tanson auf Anfrage. De-
ren Erster Regierungsrat und ehe-
malige Casino-Verwaltungschef,
Jo Kox, saß neben Frances Morris
(Tate Modern, London), Dirk
Snauwaert (Wiels, Brüssel), Em-
ma Lavigne (Palais de Tokyo, Pa-
ris), Paul di Felice (Mudam), Da-
nielle Igniti (Mudam) und Danièle
Wagener (Mudam) mit im Exper-
tengremium zur Wahl der Nach-
folge. Tanson dankte in ihrer Stel-
lungnahme zum Personalwechsel
Suzanne Cotter für deren Arbeit.
Und Steinbrügge habe eine „klare
und engagierte Vision“, die zielge-
richtet auf die Zukunft ausgerich-
tet sei.

Dank ihrer Erfahrung werde
Steinbrügge innovative und lang-
fristige Projekte entwickeln und

steuernd begleiten, um so „das Le-
ben und den Einfluss des Mu-
seums zu beleben“, so Tanson.

Wie soll das konkret gehen? Sie
verstehe das Museum als wichti-
gen sozialen Ort, so Steinbrügge im
Gespräch. Das wiederum erinnert
stark an die Mission in der Aus-
richtung der Nationalbibliothek,
die mit deren Neubau und Zu-
kunftsinitiative verbunden war.
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Steigende Kosten für Energie treffen alle Haushalte
Von Marco Meng
Die Energiepreise explodieren.
Das stellt jeder an der Tankstelle
fest – oder wenn der Strom- oder
Gaslieferant eine Erhöhung seiner
Preise ankündigt.

Die Haushalte in Luxemburg
können zwischen sieben Stroman-
bietern und fünf Gasanbietern
wählen. Da die Preise auf dem
Großhandelsmarkt steigen, dürf-
ten alle Versorger in den folgen-
den Monaten ihre Endkundenprei-
se erhöhen. Viele taten es bereits
– manche sogar mehrfach im Lau-
fe des Jahres. Eine Preissteigerung
von August bis Dezember von
34,95 Cent pro Kubikmeter Gas auf
60,45 Cent macht immerhin eine
Mehrbelastung für die Kunden von
73 Prozent aus. Für sie bedeutet das
Preisfeuerwerk auf den internatio-
nalen Märkten höhere monatliche
Vorauszahlungen – die können
sich auch verdoppeln. Statt 120
Euro sind es dann 240 Euro.

Steigende Gaspreise

Grund für die Preisexplosion: Die
Großhandelspreise für Erdgas an
den Rohstoffbörsen steigen. Seit
Mai hat sich der Erdgaspreis ver-
doppelt – vor allem die wirtschaft-
liche Erholung Europas nach der
Hochphase der Corona-Pandemie
spiel eine Rolle; und die Tatsache,
dass die Gasspeicher leer waren
und gefüllt werden. Die hohe
Nachfrage nach Gas und nach
Energie allgemein in der Winter-
zeit macht es für den Verbraucher
immer teurer.

Privatabnehmer für Erdgas zähl-
te das Großherzogtum vergange-
nes Jahr 91 271, die einen nationa-
len Verbrauch von 8,090 TWh re-
präsentieren. Da Gas zum Heizen,
aber auch zur Stromerzeugung ge-
nutzt wird, steigen damit eben-
falls die Strompreise in Europa. Für
ihre Versorgung mit Elektrizität
hatten die Luxemburger Haushal-
te bereits im vergangenen Jahr et-
wa zehn Prozent mehr zahlen müs-
sen als 2019.

Nächstes Jahr soll zumindest der
Gaspreis, so meinen viele, wieder
sinken. Gazprom in Russland,
Europas Haupt-Gaslieferant, hat
kürzlich erklärt, die Fördermenge
nach Westen könnte ab dem 8. No-
vember gesteigert werden. Das In-

stitut Luxembourgeois de Régula-
tion (ILR) weist in diesem Zusam-
menhang darauf hin, dass der
Preisvergleicher „Calculix.lu“ für
Strom und Erdgas den Verbrau-
chern ermöglicht, sich über die ak-
tuellen Preise zu informieren und
entsprechend Produkte und Liefe-
ranten zu wählen. Sowohl bei
Strom wie bei Gas gibt es zum Teil
erhebliche Preisunterschiede zwi-
schen den Anbietern, auch wenn
für alle der Einkaufspreis gestie-
gen ist.

Möglichkeit zu wechseln
Erhöht der Anbieter den Preis,
muss er dies 30 Tage im Voraus an-
kündigen, erklärt Claude Hornick,
Leiter der Energieabteilung des
ILR. Das bedeutet für die Kunden,
dass sie 30 Tage lang Zeit haben,
den Vertrag zu kündigen und den
Anbieter zu wechseln. Bislang be-
wegt sich die Zahl der Vertrags-
kündigungen seitens der Kunden
im üblichen Rahmen, so die bei-
den größten Gasversorger Sude-
nergie und Encevo (Enovos). Dass
Anbieter Neuverträge kündigen
oder alte Verträge auslaufen las-
sen und keine Folgeverträge an-
bieten, wie zum Teil im Ausland
geschehen, davon ist in Luxem-
burg bislang nichts festzustellen.
Bei Verträgen mit Energieversor-
gern sind neben dem Grundpreis
auch Bestimmungen wie Kündi-
gungsmodalitäten, Mindestver-
tragslaufzeit, Preisgarantien, Zah-
lungsweise und Bonusregelungen
wichtig.

Wechselt ein Kunde den Anbie-
ter, muss er normalerweise auch
nicht selbst die Formalitäten erle-
digen. Das macht in der Regel der
neue Lieferant. Auch müssen Ver-
braucher nicht befürchten, ohne
Energieversorgung dazustehen,
denn der erste Anbieter stellt sei-
ne Lieferungen erst ein, wenn der
neue Versorger damit beginnt.
Eine Unterbrechung der Versor-
gung mit Strom- oder Erdgas wäh-
rend der Wechselphase ist ausge-
schlossen: Die Grundversorgungs-
pflicht sichert zu jeder Zeit die all-
gemeine Versorgung der Haushal-
te ab.

„Resultat der Preisspirale ist,
dass vor allem finanziell schwa-
che Haushalte riskieren, in eine
Notsituation zu geraten, da ihre fi-

nanziellen Mittel es ihnen nicht
mehr erlauben, die unbezahlbaren
Energiekosten zu begleichen“, so
die Verbraucherschutzorganisa-
tion ULC. Sie fordert, dass ein-
kommensschwache Familien
durch Energiesonderhilfen vom
Staat finanziell unterstützt wer-
den.

Die steigenden Preise bereiten
auch den Versorgern Kopfzerbre-
chen; viele versuchen, mit Flexibi-
lität ihre Kunden zu halten. Der
Strom- und Gasanbieter eida er-
klärt: „Was den Strom anbelangt,
so sind unsere Preise für drei Jah-
re festgeschrieben, so dass für
unsere derzeitigen Kunden keine
Preisunterschiede bestehen. Für
Neukunden ist der Preis natürlich
höher, aber wir binden den Preis
nur für ein Jahr, so dass wir ihnen
im nächsten Jahr, wenn die Ver-
träge verlängert werden, mögli-
cherweise einen besseren Tarif an-
bieten können.“

Eida weist darauf hin, dass beim
Gas die Tarife üblicherweise ab
September deutlich ansteigen, aber
Kunden von Januar bis August von
verbilligten Tarifen profitieren.

Mit mehr Flexibilität können die
Kunden auch bald bei der Strom-
versorgung rechnen, darauf weist
Claude Hornick vom ILR hin:
Kommendes Jahr wird in Luxem-
burg ein Gesetz in Kraft treten, wo-
nach die Anbieter mindestens ein
flexibles Stromprodukt anbieten
müssen, bei dem sich der Preis –
wie an der Strombörse auch – an
tagesaktueller Angebot-Nachfra-
ge-Situation orientiert. Das heißt,
wer Strom verbraucht, wenn die
Nachfrage geringer ist – zum Bei-
spiel abends –, profitiert dann von
niedrigeren Preisen.

Anteil an grünem Strom steigt

2020 zählte der Strommarkt im
Großherzogtum 324 264 Verbrau-
cher, die eine Energiemenge von
6,262 Terawattstunden (TWh) ab-
nahmen. Die luxemburgische
Stromerzeugungskapazität ist von
488 auf 522 Megawatt (MW) ge-
stiegen – der Anteil der erneuer-
baren Energien nahm von 77 auf
421 MW zu; insgesamt importiert
Luxemburg mehr als 80 Prozent
seines Stroms, wobei inzwischen
15,6 Prozent des nationalen Ver-
brauchs Strom aus erneuerbaren

Energiequellen ist. Seit 2019
wächst die nationale Photovolta-
ik-Kapazität stetig, so das ILR
„mit plus 27 MW im Jahr 2020
und bereits plus 41 MW
für das erste Halbjahr 2021." Die
Behörde weist in diesem Zusam-
menhang darauf hin, dass die
Bürgerinnen und Bürger zu-
nächst mit der eigenen Photo-
voltaikproduktion ihren Haus-
haltsbedarf decken und nur den
Überschuss in das Verteilnetz ein-
speisen können. „Mit der Abschaf-
fung der Abgaben und Gebühren
für selbst verbrauchten Strom
im Jahr 2020 ist der Eigenver-
brauch sowohl wirtschaftlich
als auch ökologisch“, so das Insti-
tut. „Auch besteht die Möglich-
keit“, ergänzt Claude Hornick,
„den selbsterzeugten Strom mit
Nachbarn oder innerhalb einer
Energiegemeinschaft zu teilen.“
Damit soll die lokale Strompro-
duktion gefördert werden. Bei-
spielsweise ist es möglich, den vor
Ort erzeugten Strom mit den Be-
wohnern desselben Gebäudes zu
teilen oder auch den erzeugten
Strom mit anderen Netznutzern
im Rahmen einer Erneuerbare-
Energien-Gemeinschaft.

Steigender Strombedarf
Derzeit beträgt die vertraglich fest-
gelegte maximale Importkapazität
für Elektrizität 980 MW für die Lei-
tungen aus Deutschland. Die bis-
lang gemessene Höchstleistung,
die importiert wurde, betrug 785
MW, einschließlich der Transit-
leitungen nach Belgien. Ange-
sichts des für 2033 erwarteten ma-
ximalen Belastungswachstums des
Creos-Netzes von mehr als 70 Pro-
zent aufgrund des Bevölkerungs-
wachstums, der Zunahme an Elek-
tromobilität, der Umstellung von
fossilen Brennstoffen auf Strom so-
wie der steigenden Stromnachfra-
ge durch neue Rechenzentren im
Land sollen die Netzleitungen nach
Deutschland ausgebaut werden.
Das soll durch die Errichtung einer
doppelten 380 -kV -Leitung gesche-
hen. Die Kapazität zwischen Lu-
xemburg und Deutschland würde
dadurch um etwa 1 000 MW er-
höht.

Die Erdgasversorgung hat (zu-
letzt gemessen 2012) eine Höchst-
spitze von 300 000 Kubikmeter pro
Stunde. Derzeit ist keine Erweite-
rung der Erdgasversorgung ge-
plant.



Was Verbraucher tun können
Teilt der Energielieferant mit, dass er
die Preise anhebt (das muss mindes-
tens 30 Tage im Voraus geschehen),
gibt das dem Kunden das Recht, zu
diesem Zeitpunkt den Vertrag zu
kündigen. Mit der Unterzeichnung
eines neuen Vertrags wird dem neu-
en Lieferanten auch das Mandat er-
teilt, den bestehenden Vertrag zu
kündigen. Eine Unterbrechung der
Versorgung mit Strom- oder Erdgas

während der Wechselphase ist auf-
grund der Grundversorgungspflicht
ausgeschlossen: Bis der Anbieter lie-
fert, gewährleistet der alte Anbieter
die Versorgung. Es besteht übrigens
auch keine Verpflichtung, den Liefe-
ranten des Vermieters oder Vormie-
ters zu übernehmen. Ohne Preiserhö-
hung - oder sonstiger Vertragsände-
rungen seitens des Lieferanten - gilt

die im Vertrag festgeschriebene Kün-
digungsfrist. Eine Analyse des Insti-
tut Luxembourgeois de Régulation
(ILR) zeigt, dass bei den Energie -Pro-
dukten, die den Haushalten im Jahr
2020 zur Verfügung standen, der
Unterschied zwischen dem billigsten
und dem beliebtesten Produkt für
einen mit Erdgas heizenden Haushalt
etwa 240 Euro pro Jahr betrug, wäh-
rend bei Strom der Unterschied etwa
80 Euro pro Jahr ausmachte.

Die Erneuerbare -Energien -Gemein-
schaft ermöglicht die gemeinsame
Nutzung von Strom durch ihre Mit-
glieder, die sich in derselben
Ortschaft hinter der von den jewei-
ligen Netzbetreibern betriebenen Um-
spannstation für Hoch-/Mittelspan-
nung/Niederspannung befinden.
Energieeffiziente Geräte und gute
Hausdämmung helfen zudem beim
Sparen von Strom und Gas. MeM







CHL UND HRS Krankenhäuser müssen eventuell wieder in den Corona-Modus schalten
Christine Lauer
Die vierte Welle macht sich
deutlich auf den Intensiv-
stationen in den Luxembur-
ger Krankenhäusern bemerk-
bar. CHL-Leiter Romain Nati
geht davon aus, dass sich die
Situation noch verschlechtern
wird – das HRS schlägt indes
Alarm wegen der Überlastung
des Personals.
„Es ist das Virus, das Druck
macht.“ Diesen Satz äußerte
Gesundheitsministerin Paulette Le-
nert (LSAP) vergangenes Wochen-
ende bei einem Interview mit
RTL. Dass das Pandemiegesche-
hen wieder an Fahrt aufnimmt,
zeigt sich in steigenden Infektions-
zahlen – und der Situation auf den
Intensivstationen in den hiesigen
Krankenhäusern. Am Montag teil-
te die Pressesprecherin des „Centre
hospitalier du Nord“ (CHdN) Anja
Di Bartolomeo dem Tageblatt mit,
dass sie sich am Limit befänden,
wenn sie den Normalbetrieb nicht
einschränken wollten. Gerade
würden sechs Covid-Patienten im
CHdN intensive Pflege benötigen.
Eric Dickes, Pressesprecher des
„Centre hospitalier Emile May-
risch“ (CHEM), sagte, dass man
eine Steigerung der Fallzahlen bis
Ende November erwarte. Auf der
dortigen Intensivstation würden
gerade vier Corona-Infizierte ver-
sorgt.

CHL-Direktor Romain Nati
sagte dem Tageblatt nun am Diens-
tag: „Auf der Intensivstation sind
aktuell 14 von 18 Betten belegt,
davon drei mit Covid-Patienten.“
Von diesen drei Erkrankten sei nie-
mand geimpft. Die Anzahl der Pa-
tienten bedeute „im Augenblick für
uns eine gewisse Entlastung, die
leider auf den Tod von drei Patien-
ten in den letzten Tagen zurückzu-
führen ist“. Die Gestorbenen seien

allesamt dem Coronavirus erlegen.
Das Krankenhaus gehe davon aus,
dass die Inzidenz noch steigt. Den-
noch rechne man aktuell nicht mit
einer Belegung wie im November
des vergangenen Jahres.

„Trotzdem liegen die Pläne in der
Schublade, um jeden Moment, falls
notwendig, durch die progressive
Absage von Operationen zusätz-
liches Personal mit zusätzlichen
Intensivbetten einsetzen zu kön-
nen“, sagt Nati. Zur Erinnerung:
Im Herbst 2020 lagen zeitweise
50 Covid-Patienten landesweit auf
der Intensivstation. Außerdem hat-
ten die Luxemburger Kranken-
häuser mit Kapazitätsengpässen
zu kämpfen – Ende Oktober be-
fanden sich 60 CHL-Mitarbeiter
in Quarantäne. Das CHL sei laut
dem offiziellen „Plan de montée en
charge“ das Referenzkrankenhaus
für alle Covid-Patienten auf der
Normalstation des „Service natio-
nal de maladies infectieuses“ – dies
bis zu einer gewissen Betten-Aus-
lastung. Danach seien alle anderen
Krankenhäuser auch im Einsatz,
um Covid-Patienten aufzunehmen,
erklärt Nati. Auf die Intensivstation
kämen im Regelfall Patienten, die
am Anfang auf der Normalstation
gelegen hätten und deren Gesund-
heitszustand sich dort nach und
nach verschlechtert hätte.

HRS: Personalmangel
wird zum Problem

Von der Pressestelle der „Hôpitaux
Robert Schuman“ (HRS) hieß es
am Dienstagabend: Die Intensiv-
station sei am Montag um 8 Uhr
morgens zu 95 Prozent belegt ge-
wesen. Drei Menschen lägen dort
wegen einer Covid-Erkrankung, ins-
gesamt würden sie 14 Prozent der

Patienten auf der Intensivstation
ausmachen. Einer der drei Covid-
Patienten sei geimpft, einer sei un-
geimpft und beim dritten habe die
Anamnese noch nicht gemacht
werden können – man gehe jedoch
davon aus, dass auch diese Person
nicht geimpft sei.

„Bei der aktuellen Situation ist
bereits eine deutliche Überlastung
des Personals feststellbar“, schrei-
ben die HRS. Es gäbe einen mas-
siven Krankenstand und es sei
immer schwieriger, Ersatz für das
fehlende Personal zu finden. „Auf-
grund der ansteigenden Infektions-
zahlen sowohl im In- als auch im
benachbarten Ausland ist es wahr-
scheinlich nur eine Frage der Zeit,
bis wir erneut die Sektoren ein-
richten und vergrößern müssen“,
teilt die Pressestelle des Kranken-
hauses mit. Dann müssten nicht
notfallmäßige Eingriffe ebenfalls
wieder verschoben werden. „Ohne
zusätzliches Personal werden wir
massive Probleme bekommen,
unseren Aufgaben gerecht zu wer-
den“, heißt es von den HRS.

Warum die Pflege der schwer
erkrankten Covid-Patienten so
aufwendig ist, erklärte CHdN-Pres-
sesprecherin Anja Di Bartolomeo
dem Tageblatt am Montag: Die
Pflegekräfte, die sich um sie küm-
merten, müssten sich immer wie-
der neu an- und ausziehen, das sei
eine ganze Prozedur. Die Patien-
ten müssten zudem wiederholt um-
gedreht werden, dazu bedürfe es
noch mehr Arbeitskräfte. Auf der
Station würden die Pfleger einen
weißen Ganzkörperanzug aus Ty-
vek-Material tragen, sie könnten
dann stundenlang weder Nahrung
noch Flüssigkeit zu sich nehmen
und würden stark schwitzen. „Diese
Arbeit ist wahnsinnig anstrengend“,
unterstrich di Bartolomeo.



In Wickringen entstehen Wohnungen, ein Hotel und Büroräume
Wickringen. Die Baustelle in Wi-
ckringen neben der Autobahn A 4
in Richtung Esch/Alzette ist nicht
zu übersehen. Auf etwa vier Hekt-
ar entsteht eine sogenannte „Mo-
torworld", ein multidisziplinärer
Komplex für den Automobilbe-
reich, der im September 2024 er-

öffnet werden soll. Angesprochen
werden traditionelle Automarken,
aber zum Beispiel auch Ateliers für
Oldtimerautos.
Investor und Bauherr Giorgetti

hat das Projekt noch weiter ge-
dacht. An der Route des Trois Can-
tons werden zwei Mehrfamilien-

häuser mit 120 Wohneinheiten ge-
baut. Dazu kommt noch ein Hotel
mit bis zu 140 Zimmern, das vom
Bauunternehmen selbst betrieben
wird. „Wir wollen unter der Wo-
che Businessgäste dort empfan-
gen, am Wochenende Feriengäs-
te", erklärt Roland Lammar, Di-

rektor der ausführenden Firma
Motorworld Luxembourg, die der
Giorgetti-Gruppe angehört.

Die Gemeinde Reckingen/Mess
ist zufrieden, dass auf diesem Areal
gebaut wird. „Es ist ein schönes
Projekt. Als Gemeinde begrüßen
wir, dass Arbeitsplätze entste-
hen," so Bürgermeister Carlo
Muller. Auch ein Pflegeheim soll
errichtet werden. dat



In Wickringen entstehen bis 2024 die
Motorworld", Wohnungen, Büros und ein Hotel

Wickringen. Rechts neben der Aus-
fahrt Steinbrücken auf der Auto-
bahn A 4 in Richtung Esch/Alzet-
te ist momentan eine Riesenbau-
stelle zu sehen. Etwa ein halbes
Dutzend Kräne ragen in den Him-
mel. Auf diesem etwa vier Hektar
großen Areal entlang der Route
des Trois Cantons - auf der gegen-
überliegenden Seite eines bekann-
ten Sportgeschäftes - entsteht
neben der sogenannten „Motor-
world" ein umfassendes Baupro-
jekt - sicherlich eher ungewöhn-
lich für solch eine kleine Gemein-
de wie Reckingen/Mess mit etwa
2 600 Einwohnern.

„Die Inspiration kommt von der
,Motorworld' in Böblingen. Das
dortige Konzept mit Ateliers für
Oldtimer, Geschäften rund um das
Auto und Gastronomie ging uns
nicht weit genug. Deshalb haben
wir uns entschieden, ein Hotel, ein
Restaurant, eine Eventhalle, ein
Businesszentrum und auch Woh-
nungen zu errichten", erklärt Ro-
land Lammar, Direktor der Motor-
world Luxembourg, die der Bau-
firma Giorgetti, Besitzer der
Grundstücke, angehört. Der Pro-
moter wird in Wickringen als Bau-
herr, Investor und auch Betreiber
agieren.

Das Bauunternehmen wird auch
die Wohnungen der beiden Mehr-
familienhäuser, die stilgerecht
Monza und Daytona heißen, selbst
auf dem Immobilienmarkt anbie-
ten. Die 50 Einheiten von Monza
wurden 2020 im Handumdrehen
verkauft. „In einem Tag war alles
weg", so Lammar. Der Quadrat-
meterpreis liegt hier bei etwa
8 000, 8 500 Euro. Die restlichen
70 Wohnungen werden in Kürze
in den Verkauf gehen.

Parkhaus für 1 500 Autos

Eher ungewöhnlich für den Stand-
ort ist jedoch die Idee eines Ho-
tels. 140 Zimmer sollen in Wi-
ckringen zur Verfügung stehen.
„Wie üblich in Luxemburg wollen
wir dort unter der Woche Busi-
nessgäste empfangen, am Wochen-
ende dann eher Feriengäste. Es gibt
im Großherzogtum einen großen
Nachholbedarf an Hotelzimmern.
Wir wollen Alternativen anbieten.
Der Standort liegt verkehrstech-
nisch optimal für Kongresse, zum
Beispiel im Automobilbereich. Die
Nachfrage ist groß", so Lammar,
der auch überzeugt ist, dass es am
Wochenende eine Kundschaft für
dieses Hotel gibt.

Das Betreiben eines Hotels ist
eine Premiere für die Giorgetti-
Gruppe: „Das ist eine Herausfor-
derung, derer sich das Unterneh-
men auch bewusst ist. Es ist vor-
stellbar, dass wir uns Hilfe von
einer größeren Hotelgruppe ho-
len. Bei der Eröffnung des Domai-
ne thermal in Bad Mondorf Ende
der 1980er-Jahre war dies der Fall
mit der Steigenberger-Gruppe, die
einige Jahre für die Einarbeitungs-
zeit präsent war."

Etwas einfacher verläuft wohl
die Ausführung des Restaurant-
projektes in Wickringen. Das
Unternehmen Concept+partners
betreibt im Großherzogtum elf
Restaurants. Giorgetti hält Anteile
an dieser Gruppe. Lammar bestä-
tigt, dass es im Gastronomiebe-
reich eine Zusammenarbeit mit
Concept+partners geben wird.

Des Weiteren sollen den Ver-
einen und Organisationen der Ge-
meinde die Konferenzsäle für ihre
Veranstaltungen zur Verfügung
stehen. Dies gilt dann auch für die
„Event-Halle", wie Lammar sie
nennt. „Diese wird zu den besten

fünf in Luxemburg gehören." Da-
neben entstehen auf dem Gelände
aber auch Büros. Über 12 000 Qua-
dratmeter werden errichtet. Dazu
wird auch ein Parkhaus mit Platz
für 1 500 Autos gebaut.

Pflegeheim in Planung

Was bietet denn nun die „Motor-
world" an? „Die Palette ist breit ge-
fächert", erklärt Lammar. Einer-
seits werden Räumlichkeiten für
verschiedene Automobilmarken
zur Vermietung angeboten wer-
den. „Wir haben bereits viele In-
teressenten", so Lammar. Aber es
soll auch Ateliers, zum Beispiel für
Oldtimerautos, geben. Auch ande-
re Geschäftsbereiche aus dem
Automobilbereich sollen sich hier
ansiedeln. Carlo Muller, Bürger-
meister der Gemeinde Reckin-
gen/Mess, sieht vor allem in der
Schaffung von Arbeitsplätzen
einen Vorteil für die Gemeinde:
„Wichtig ist, dass es saubere
Arbeitsplätze sind, also keine In-
dustrie. Es ist ein schönes Pro-
jekt." Aus der Bevölkerung habe er
bislang keine Beschwerden über
dieses Projekt vernommen. „Es
war uns auch wichtig, dass nicht
ein weiteres Einkaufszentrum in
Luxemburg entsteht."

Die Gemeinde will dafür sor-
gen, dass das Projekt noch breiter
gefächert wird. Auf einem Teil des
Grundstücks soll ein Pflegeheim
erbaut werden, dies in Zusammen-
arbeit als Syndikat von drei Ge-
meinden: Reckingen, Monnerich
und Dippach. „Das Bedürfnis an
Pflegezimmern ist groß." So sol-
len zwischen 100 und 120 Zimmer
entstehen, die dann in Eigenregie
durch die drei Gemeinden verwal-
tet werden. Etwa 80 Ar werden da-
für dem Bauherr abgekauft, es wird
nur auf einen Termin beim Notar
gewartet. Carlo Muller hat dazu
noch einen persönlichen Traum:
„Ich will, dass auf diesem Gelände
auch eine Crèche entsteht."

Bis es so weit ist, muss noch viel
gearbeitet werden. Im September
2024 soll die „Motorworld" offi-
ziell eröffnet werden. Lammar ver-
rät, dass die Oldtimer-Rallye dann
in Wickringen starten soll - pas-
send zum Thema des Projektes.
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In Deutschland ist der CO2-Preis niedriger als

in anderen Ländern. Dabei gilt er als das

wichtigste Werkzeug zur Emissionssenkung
VON DOROTHEA SIEMS

Das schottische Glasgow
steht in diesen Tagen ganz
im Zeichen der Weltkli-
makonferenz 2021. Schon
im Vorfeld hat die Uno

klargemacht, dass weit größere Anstren-
gungen nötig sein werden, um das Ziel
des Pariser Klimaabkommens von 2015,
die Erderwärmung auf 1,5 Grad gegen-
über der vorindustriellen Zeit zu begren-
zen, noch zu erreichen. Auch in den Ko-
alitionsverhandlungen in Deutschland
steht die Klimapolitik im Fokus, zumal
die Bundesrepublik die Klimaneutralität
schon bis 2045 erreichen will.

Deutschlands führende Ökonomen
fordern, den CO2-Preis in den Mittel-
punkt der Klimapolitik zu stellen. Den in
Deutschland seit diesem Jahr geltenden
Preis von 25 Euro pro Tonne CO2 finden
Experten allerdings viel zu niedrig, um
die gewünschte Lenkungsfunktion zu
entfalten. Entspricht er doch weniger als
zehn Cent pro Liter Kraftstoff oder
Heizöl. Auch der beschlossene schritt-
weise Anstieg auf 55 Euro bis 2025 reicht
nicht, die ambitionierten deutschen Kli-
maziele zu erreichen.

Andere Länder erheben bereits deut-
lich höhere CO2-Preise. An der Spitze
steht Schweden mit 137 Dollar pro Ton-
ne. Auch die Schweiz, Liechtenstein,
Finnland, Norwegen und Frankreich lie-
gen hier weit vor Deutschland, wie die
Studie „Klimawandel abbremsen. CO2-

Preise und digitale Innovation als Chan-
ce“ der Bertelsmann-Stiftung zeigt, die
WELT exklusiv vorliegt.

Als erste Staaten haben Anfang der
1990er-Jahre Finnland und Polen begon-
nen, moderate Preise auf ausgewählte
CO-intensive Güter zu erheben. Lang-
sam folgten immer mehr europäische
Staaten, bis 2005 alle EU-Mitgliedstaa-
ten vom Emissionshandelssystem der

Europäischen Union (EU ETS) abge-
deckt wurden. Bei diesem System, das ei-
nige Industriegüter, Energieträger und
den innereuropäischen Flugverkehr ab-
deckt, müssen die Unternehmen Ver-
schmutzungszertifikate erwerben, deren
Preis sich entsprechend der Nachfrage
bildet. Der Emissionshandel gilt Ökono-
men als effektiver Weg, gesteckte Klima-
ziele tatsächlich zu erreichen, da sich
über die Mengensteuerung automatisch
die angepeilte Verringerung des CO2-

Ausstoßes ergibt.
Mittlerweile gibt es laut der Weltbank

global 64 bereits umgesetzte oder ge-
plante Initiativen dieser Art auf subna-
tionaler, nationaler oder regionaler Ebe-
ne. Allerdings decken sie nur 21,5 Prozent
aller globalen CO-Emissionen ab. Auch
setzen ausgerechnet die USA und China,
deren CO2-Ausstoß besonders groß ist,
eine CO2-Bepreisung ab und wollen ihre
Klimaziele mit anderen Instrumenten

erreichen. Die US-Regierung setzt in ih-
rem neuen Klimapaket vor allem auf
massive Subventionierung, die Volksre-
publik dagegen auf strikte staatliche
Steuerung.

Aber auch in Deutschland ist bislang
kein klarer marktwirtschaftlicher Klima-
kurs in Richtung einer umfassenden
CO2-Einpreisung erkennbar. Mit dem
„Klein-Klein der vergangenen Jahre“ lie-
ße sich die Jahrhundertaufgabe der Ener-

giewende und des Klimaschutzes nicht
bewältigen, kritisiert die Deutsche Ener-

gie Agentur (Dena). „Der CO2-Preis und
die Ausgestaltung eines insgesamt auf
Klimaneutralität ausgerichteten Rah-
mens und Marktdesigns sind das Funda-
ment für das Erreichen der Klimaneutra-
lität“, heißt es in ihrer jüngst vorgelegten
Leitstudie. Entscheidend sei, dass alle
Sektoren in die Bepreisung einbezogen
würden und dass der Handel möglichst
europäisch oder sogar international er-

folgt, um Wettbewerbsnachteile und die
Abwanderung von emissionsintensiven
Unternehmen in weniger strenge Regio-
nen zu vermeiden.

Die drei Top-Ökonomen Clemens Fu-

est, Gabriel Felbermayr und Jens Süde-
kum weisen in ihrer vom Ifo-Institut ver-
öffentlichten Analyse „Ein Masterplan
für die Klimapolitik“ darauf hin, dass von
einem solchen marktwirtschaftlichen
und international abgestimmten Kurs
auch der Wirtschaftsstandort enorm
profitieren würde. Europa könne bei
Technologien für CO2-Reduktion und
für die Anpassung an Klimaerwärmung
eine führende Rolle einnehmen, betonen
die Forscher: „Der CO2-Preis ist das zen-
trale Instrument für diese Politik“.

Doch auch mit der in Deutschland
jetzt angestrebten Ampel-Koalition von
SPD, Grünen und FDP ist nicht mit dem
von den Experten geforderten großen
Wurf in der Klimapolitik zu rechnen.
Zwar setzen die Liberalen auf ein CO2-
Preissystem und einen alle Sektoren, von
der Stromerzeugung, über Verkehr,
Landwirtschaft und Gebäude bis hin zur
Industrie, umfassenden europäischen
Emissionshandel. Doch in dem Sondie-
rungspapier zur Ampel spiegelt sich eher
ein Weiter-so mit immer neuen Maßnah-
men wie der Pflicht für Solarzellen auf
Dächern, Verbrenner-Verbot und dem
Festhalten an strikten sektorbezogenen
CO2-Einsparvorgaben.

Das 2019 beschlossene und im vergan-
genen Sommer verschärfte Klima-
schutzgesetz schreibt den einzelnen Sek-
toren Energie, Industrie, Verkehr, Ge-
bäude, Landwirtschaft und Abfallwirt-
schaft eine jährlich sinkende Jahresemis-
sionsgrenze vor. Wird diese gerissen,
muss das zuständige Ministerium zu-
sätzliche Maßnahmen ergreifen. Wäh-
rend Ökonomen diesen sektorbezoge-
nen Ansatz als wenig effizient kritisier-
ten, sehen Umweltverbände darin die
Garantie, dass somit in jedem Bereich
Klimaschutzmaßnahmen auch tatsäch-
lich durchgesetzt werden.

„Meine Befürchtung ist, dass die Poli-
tik die umfassende CO2-Bepreisung
nicht macht, weil dann die wahren Kos-

ten des Klimaschutzes zu transparent
werden“, sagt Ifo-Präsident Fuest gegen-
über WELT. „Man setzt lieber auf das
Ordnungsrecht, also auf staatliche Ver-

bote und Gebote. Das ist zwar in Wirk-
lichkeit ineffizienter und deshalb teurer,
aber für die Bürger weniger transpa-
rent.“

Der Top-Ökonom sieht bei vielen Poli-
tikern eine große Skepsis gegenüber ei-



nem marktwirtschaftlichen Ansatz. Mit
einem Verbrenner-Verbot oder der Solar-
dach-Pflicht könne man etwas Konkrete-
res vorweisen. „Das ist ein dirigistischer
Ansatz, der Klimaschutz letztlich verteu-
ert“, sagt Fuest. Dabei wäre jetzt ein gu-
ter Zeitpunkt, die Weichen in Richtung
eines sektorübergreifenden Systems zu
stellen. Zumal die EU offen für diesen
Weg sei, betont der Wissenschaftler:
„Doch Deutschland hat in der Klimapoli-
tik keinen wirklichen Plan.“

Chancen für einen effizienteren Kli-
maschutz bietet zudem die Digitalisie-
rung, wie die Bertelsmann-Studie zeigt.
„Die Digitalisierung kann das Emissions-
volumen nicht nur durch technologische
Innovationen verringern, sondern auch
durch organisatorische Neuerungen.“
Dazu gehören etwa Konzepte eines res-
sourcenschonenden Konsums wie das
Carsharing oder der Onlinehandel mit
gebrauchten Produkten, die noch stark
ausbaufähig sind.


